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3 Die Verkehrsbetriebe Luzern (vbl-Gruppe) 

3.1 Vorbemerkung zur Terminologie 

19 Die Verkehrsbetriebe Luzern sind seit ihrer Ausgliederung7 aus der Stadtverwaltung als Aktiengesellschaft 

nach Art. 620 ff. OR organisiert. Die im Jahr 2000 gegründete und am 15. Januar 2000 in das Handelsre-

gister eingetragene Gesellschaft firmiert als «Verkehrsbetriebe Luzern AG». Diese Gesellschaft war zu-

nächst selbst Rechtsträgerin der Verkehrsbetriebe und wurde nach der Gründung der Tochtergesellschaft 

«vbl verkehrsbetriebe luzern ag» im Jahr 2010 zur Holdinggesellschaft.  

20 Obwohl die Konzernmutter und ihre «öV-Tochter» rechtlich betrachtet stets auseinanderzuhalten sind, war 

oder ist öfters nicht klar, ob im konkreten Fall die Verkehrsbetriebe Luzern AG oder die vbl verkehrsbe-

triebe luzern ag auftritt. In den eingesehenen Unterlagen fällt auf, dass das Kürzel «VBL» öfters auch für 

die Tochtergesellschaft, d.h. für die vbl verkehrsbetriebe luzern ag, verwendet wird und umgekehrt die 

Muttergesellschaft nicht selten als «vbl» oder «vbl AG» bezeichnet wird. Grund zu Unklarheiten oder Ver-

wechslungen mag zuweilen auch die Tatsache geben, dass der Verwaltungsrat und die Geschäftsleitung 

für beide Gesellschaften personell identisch sind und aus den Korrespondenzen nicht immer einwandfrei 

ersichtlich ist, welche Gesellschaft im konkreten Fall auftritt. Beispielsweise ist das Schreiben an das BAV 

vom 6. März 2018 im Zusammenhang mit der die vbl verkehrsbetriebe ag betreffenden subventionsrechtli-

chen Prüfung im Namen der «Verkehrsbetriebe Luzern AG» (gross geschrieben) und das folgende Schrei-

ben in der gleichen Angelegenheit vom 28. März 2018 im Namen der «verkehrsbetriebe luzern ag» (klein 

geschrieben, aber nicht mit der genauen Bezeichnung vbl verkehrsbetriebe luzern ag) verfasst worden. 

Die Vermutung liegt nahe, dass sich die Verantwortlichen selbst nicht durchwegs Rechenschaft darüber 

gaben, im Namen welcher Firma sie im konkreten Fall korrespondierten, oder diesem Umstand zumindest 

wenig Beachtung schenkten. Vor diesem Hintergrund erstaunt auch nicht besonders, dass die aktuelle 

Konzession für den regionalen Personenverkehr am 27. Januar 2014 nicht der vbl verkehrsbetriebe luzern 

ag, sondern der Verkehrsbetriebe Luzern AG erteilt wurde, weil die Konzession im Namen dieser Gesell-

schaft beantragt worden war (hinten Ziffer 5.2). In der Praxis ist indes namentlich für die «Besteller», d.h. 

für den VVL und das BAV, klar, dass die vbl verkehrsbetriebe luzern ag Konzessionärin ist und, rechtlich 

betrachtet, die Leistungen im öffentlichen Verkehr (regionaler Personenverkehr und Ortsverkehr) erbringt. 

Die vbl verkehrsbetriebe luzern ag unterzeichnete insbesondere auch die Zielvereinbarungen mit dem 

VVL und (teilweise) dem BAV. 

21 Im vorliegenden Bericht wird die im Jahr 2000 gegründete Verkehrsbetriebe Luzern AG und heutige Kon-

zernmutter mit dem Kürzel «VBL AG» und die Tochtergesellschaft vbl verkehrsbetriebe luzern ag, die den 

                                                 
7  Die rechtliche Verselbständigung eines Verwaltungszweigs, wie sie im Fall der VBL im Jahr erfolgt ist, wird gelegent-

lich nicht als Ausgliederung, sondern als Auslagerung bezeichnet. Die Untersuchungsbeauftragten halten sich an die 
Terminologie, wie sie im Basler Kommentar zur Bundesverfassung (MÜLLER MARKUS in seiner Kommentierung Bern-
hard Waldmann Bernhard/Eva Maria Belser/Astrid Epiney [Hrsg.], Bundesverfassung (BV), Basler Kommentar, Basel 
2015, Art. 178 N 19, 45 ff. und 52 ff.) vertreten wird. Nach dieser, auch in verschiedenen Kantonen geläufigen Termi-
nologie bedeutet die Ausgliederung die Schaffung einer rechtlich selbständigen Organisation zur Erfüllung öffentli-
cher Aufgaben, die aus der allgemeinen Verwaltung herausgelöst und mit erhöhter Eigenständigkeit ausgestattet 
wird, wogegen die Auslagerung den Beizug «fremder» Privater zum Vollzug («Fremdbezug») meint. Vgl. auch UELI 

FRIEDERICH, Gemeinderecht, in: Markus Müller/Reto Feller (Hrsg.), Bernisches Verwaltungsrecht, 2. Auflage, Bern 
2013, S. 143 ff. N 178; PETER PERREN/JÜRG WICHTERMANN, Erfüllung kommunaler Aufgaben, KPG-Bulletin 2001, 
S. 15 ff., 18.f. Vgl. aber Art. 4 des Reglements vom 21. März 2019 über das Beteiligungsmanagement der Stadt Lu-
zern (Beteiligungsreglement, BR; sRSL 0.5.1.1.3). 
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zeige nach Art. 716a Abs. 1 Ziff. 7 OR. Die Führung des Rechnungswesens (FIBU, BEBU, Budget, Geld-

fluss, Debitoren, Kreditoren, Anlagebuchhaltung, Investitionsübersicht etc.) ist Sache der Geschäftslei-

tung. 

43 Der Verwaltungsrat legt die Kreditlimiten im Budget- und Finanzplanprozess und ausserhalb dieses Pro-

zesses fest, wenn die Limite mehr als 2 Millionen Franken beträgt. Kreditlimiten ausserhalb des Budget- 

und Finanzplanprozesses bis 2 Millionen Franken beschliesst der Prüfungsausschuss. Gebundene Aus-

gaben im Rahmen des bewilligten Budgets beschliesst der Vorsitzende der Geschäftsleitung. Für frei be-

stimmbare (nicht gebundene) Ausgaben ist je nach Betrag entweder der Verwaltungsrat oder die Ge-

schäftsleitung zuständig. 

 

3.5 Ressourcen 

44 Anlässlich der Gründung der Tochtergesellschaft vbl ag und der Errichtung der heutigen Holdingstruktur 

veränderte sich in Bezug auf die Arbeitsverhältnisse mit den Mitarbeitenden und die Eigentumsverhält-

nisse nichts. Die VBL AG, die mit der Neuorganisation zur Holdinggesellschaft wurde, blieb Arbeitgeberin 

des Personals und Eigentümerin der Sachwerte. Die vbl ag wurde gewissermassen als «reine Betriebsge-

sellschaft» ohne Personal, Fahrzeuge und weitere Vermögenswerte und einem entsprechend eher be-

scheidenen Aktienkapital von 500 000 Franken gegründet. Sie war und ist für die Erfüllung ihrer Aufgaben 

darauf angewiesen, dass die Konzernmutter ihr die erforderlichen personellen und Sachmittel zur Verfü-

gung stellt. Nach Angaben der VBL bezieht die vbl ag, gemessen am Aufwand, rund 90 Prozent der Leis-

tungen von der VBL AG.  

 

3.6 Finanzen 

3.6.1 Konzerninterne Leistungsverrechnungen 

45 Grundlage der konzerninternen Verrechnung von Leistungen bilden jährlich abgeschlossene Leistungsver-

einbarungen zwischen der VBL AG und der vbl ag. Die VBL hat den Unterzeichnenden beispielhaft die 

Vereinbarungen für die Geschäftsjahre 2016 und 2017 vorgelegt. 

46 Die Leistungsvereinbarungen umfassen jeweils verschiedene Vereinbarungen betreffend die Kostenstel-

len Verwaltung, Verkauf, Marketing, Fahrdienst, Netzmanagement, Planung, Fahrgastinformationssystem, 

Billetkontrolle, Fahrgastzählsystem, Variable und fixe Fahrzeugkosten für diverse Arten von Fahrzeugen, 

Haltestellen, Vertriebssystem S-POS / Ticketing App und Fahrleitung. Zu den einzelnen Leistungen wer-

den jeweils der Leistungserbringer (Verkehrsbetriebe Luzern AG), der Leistungsbezüger (vbl verkehrsbe-

triebe luzern ag), die Kostenstellen und die Kostenstellenverantwortlichen aufgeführt und nach einem 

Leistungsbeschrieb der Leistungsumfang, der Leistungspreis, die Gültigkeit, die Verrechnungsmodalitäten 

und (unter dem Titel «Spezielle Bedingungen») weitere besondere Punkte geregelt.  

47 Gemäss Leistungsbeschrieb fallen unter die variablen Fahrzeugkosten der Unterhalt, die Reparatur, der 

Service, die Reinigung und die Bereitstellung der Fahrzeuge sowie die Dieselkosten. Für die Fahrzeuge 

selbst, die Garagierung und die Versicherung werden fixe Fahrzeugkosten vereinbart. Für die Abschrei-

bungen werden  
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alle versicherungsmässig nicht angemessenen Rückstellungen aufgelöst werden. Sodann sollten 
die Defizite aus dem Linienbetrieb sichtbar werden. Damit könnten dann gewisse Bereiche des 
Konzerns bzw. nicht am Linienverkehr beteiligte Gesellschaften nicht offengelegt werden».  

73 Auch im Hinblick auf die VR-Sitzung vom 21. Dezember 2010 wurde über die beratende Rolle des Man-

datsleiters der externen Revisionsstelle berichtet:  

«Nach einer eingehenden, im beisein von [Mandatsleiter der externen Revisionsstelle] geführten 
Diskussion kommt das Audit Committee klar zum Schluss, dass – solange die Ablage und Publika-
tion des vbl-Ergebnisses aufgrund der einschlägigen (Bundes-)Vorschriften – nicht zwingend nach 
Swiss GAAP FER zu erfolgen hat – der vbl-Abschluss nach aussen hin weiterhin nach OR publi-
ziert werden soll, jedoch aus Gründen der Transparenz und Vertrauensbildung gegenüber den Be-
stellerbehörden neu ergänzt durch eine Mittelflussrechnung und Angaben zur Corporate Gover-
nance.» 

74 Ob mit dieser beratenden Einflussnahme die Vorgaben an die gemäss Art. 728 Abs. 2 Ziff. 4 OR gefor-

derte Unabhängigkeit der Revisionsstelle noch gewährleistet war, ist nach Ansicht der Unterzeichnenden 

fraglich. 

 

3.7.3 Internes Kontrollsystem (IKS) 

75 Die VBL betreibt ein Internes Kontrollsystem (IKS), das jeweils in den jährlichen Statusberichten Risiko-

management beschrieben wird. Nach diesen Beschreibungen ist Ziel des IKS «eine Überwachung und 

laufende Optimierung von Abläufen, welche eine ordnungsmässige Buchführung und Rechnungslegung 

sicherstellen». Die grundlegenden Instrumente des IKS «auf Unternehmensebene» sind 

 ein monatliches Reporting mit einem Soll-Ist-Vergleich und einem Ist-Vorjahres-Vergleich pro Kosten-

stelle und Kostenart,  

 Vorgaben zur Rechnungsprüfung und Kontierung, 

 die Regelung der Unterschriftenberechtigung, 

 ein Verhaltenskodex sowie 

 Vorgaben zu Projekt- und Investitionsprozessen. 

76 Die Revisionsstelle hat in ihren Berichten stets bestätigt, dass der Nachweis eines existierenden IKS er-

bracht wurde. Ein solcher Nachweis ist gemäss OR Art. 728a für alle Gesellschaften Pflicht, welche der 

ordentlichen Revision unterliegen. Der Nachweis bezieht sich ausschliesslich auf diejenigen Konzernge-

sellschaften, welche seit der Errichtung der Holdingstruktur (am 1. Januar 2010) Teil des Konzerns sind, 

was sowohl auf die vbl ag wie auch die VBL AG zutrifft.  

77 IKS-Vorgaben, die sich auf das Verhältnis zwischen den verschiedenen Unternehmen beziehen (bei-

spielsweise um der Gefahr von potenziellen Interessenkonflikten, welche durch die identische Zusammen-

setzung der Organe entstehen könnten, vorzubeugen), sind nicht aktenkundig. 
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4 Beteiligungsmanagement der Stadt Luzern  

4.1 Rechtsgrundlagen 

91 Die Gemeinden des Kantons Luzern können sich gemäss § 26 Abs. 1 des Gesetzes vom 20. Juni 2016 

über den Finanzhaushalt der Gemeinden (FHGG)18 an Unternehmen im Sinn von § 44 Abs. 1 des Ge-

meindegesetzes vom 4. Mai 2004 (GG)19 mittels- Finanz- und Sacheinlagen und Einsitzrecht im strategi-

schen Leitungsorgan beteiligen. Die Gemeinden sind diesfalls zu einem Beteiligungscontrolling (§ 27 

FHGG) inkl. Berichterstattung (§ 31 FHGG) und einer Beteiligungsstrategie (§ 28 FHGG) verpflichtet und 

müssen einen Beteiligungsspiegel führen (§ 29 FHGG).   

92 Zum Zeitpunkt des Beschlusses der Stimmberechtigten vom 24. September 2000 über die Ausgliederung 

der Verkehrsbetriebe verfügte die Stadt Luzern über keine stadteigenen gesetzlichen Grundlagen für das 

ausgegliederte Unternehmen. Der Stadtrat beschloss am 18. Dezember 2002 in einem ersten Schritt vor-

erst eine provisorische Eigentümerstrategie für das Unternehmen.  

93 Am 5. Februar 2004 beschloss der Grosse Stadtrat das Reglement über das Beteiligungs- und Beitrags-

controlling, das unter anderem Grundsätze für das politische Controlling (Art. 4 ff.) und die stadtinternen 

Zuständigkeiten (Art. 11 ff.) regelte und eine Stabsstelle für politisches Controlling (Art. 6) vorsah. Die Ver-

ordnung des Grossen Stadtrats vom 29. März 2006 zum Reglement über das Beteiligungs- und Beitrags-

controlling umschrieb die delegierten Aufgaben von höchster, hoher und untergeordneter Bedeutung, be-

auftragte die Finanzdirektion mit dem Erlass von Weisungen zum Controlling und die Stabsstelle für politi-

sches Controlling mit der Erstellung der erforderlichen Formulare. Die Verordnung des Stadtrats vom 5. 

Februar 2004 über die delegierten Aufgaben von höchster Bedeutung im Rahmen des Beteiligungs- und 

Beitragscontrollings zählte die Organisationen auf, die unter den Begriff «delegierte Aufgaben von höchs-

ter Bedeutung» fielen. Zu diesen zählte unter anderem die VBL AG.  

94 Am 21. März 2019 beschloss der Grosse Stadtrat im Anschluss an das Gutachten Urs Bolz/Andreas Lien-

hard «Möglichkeiten und Grenzen der Einflussnahme der Stadt Luzern auf stadteigene Aktiengesellschaf-

ten» vom 21. September 2017 und gestützt auf den Bericht und Antrag des Stadtrats 35/2018 vom 19. 

Dezember 2018 «Revision Beteiligungsmanagement» und das heute geltende Reglement über das Betei-

ligungsmanagement (Beteiligungsreglement, BR).20 Das Reglement ist am 1. Juni 2019 in Kraft getreten; 

mit dem Inkrafttreten des BR sind die meisten Bestimmungen des alten Reglements von 2004 sowie die 

Verordnungen des Grossen Stadtrats und des Stadtrats aufgehoben worden. 

 

4.2 Beteiligungsmanagement bis 2019 

4.2.1 Zuständigkeiten  

95 Nach dem bis Ende Mai 2019 geltenden Reglement von 2004 war der Stadtrat Controllingstelle für Aufga-

ben von höchster Bedeutung (Art. 5 Abs. 2 Bst. a). Die Stabsstelle politisches Controlling unterstützte ei-

nerseits den Stadtrat als Controllingstelle und anderseits die Mitglieder des Stadtrats bei der Ausübung 

                                                 
18  SRL Nr. 160. 
19  SRL Nr. 150. 
20  sRSL Nr. 0.5.1.1.3. 
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ihrer Tätigkeit als Mitglied des obersten, exekutiven Führungsorgans eines externen Leistungserbringers 

(Art. 6). 

 

4.2.2 Grundsätze für das Controlling 

96 Das politische Controlling über Aktiengesellschaften mit einer städtischen Mehrheitsbeteiligung wie die 

VBL AG bestand nach dem Reglement von 2004 aus einem Führungskreislauf zwischen der Stadt und 

ihrer Vertretung in der Generalversammlung. Diese Vertretung war verpflichtet, die städtischen Vorgaben 

in der Generalversammlung zu beschliessen und dem Verwaltungsrat in einer aktienrechtlich zulässigen 

Weise vorzugeben (Art. 7 Abs. 1). Der Führungskreislauf umfasste einen Leistungsauftrag mit einer Eig-

nerstrategie für Beteiligungen, die Entscheidfassung an der Generalversammlung mit vorgängiger Instruk-

tion der Controllingstelle, ein schriftliches Reporting an die Controllingstelle und die Berücksichtigung der 

Ergebnisse bei der nächsten Planung der Stadt (Art. 7 Abs. 2). Zur Selbständigkeit der Unternehmen be-

stimmte Art. 7 Abs. 3 des Reglements das Folgende: 

3 Die Stadt respektiert die rechtliche Selbstständigkeit der Aktiengesellschaften mit einer städti-
schen Mehrheitsbeteiligung und die zivilrechtlichen Kompetenzen ihrer Organe. Die Mitglieder des 
Verwaltungsrats gelten nicht als Vertretung der Stadt im Sinne von Abs. 1. Die Stadt erteilt ihnen 
und dem gesamten Verwaltungsrat keine Weisungen. Die Unternehmensführung ist Sache des 
Verwaltungsrats. Sie untersteht nicht dem politischen Controlling.  

97 Weisungen an die Vertreterinnen und Vertreter des Stadtrats im strategischen Leitungsorgan eines städti-

schen Unternehmens waren somit nicht zulässig. 

98 Für delegierte Aufgaben von höchster Bedeutung und damit auch für die VBL AG sah das Reglement eine 

parlamentarische Steuerung vor. Der Stadtrat beschloss im Rahmen der Gesamtplanung für jede dele-

gierte Aufgabe von höchster Bedeutung die übergeordneten Ziele der Stadt (Art. 12 Abs. 1). Er hatte das 

politische Controlling auf diese Ziele auszurichten (Art. 13 Abs. 1) und war zuständig für die Aufsicht über 

ausgegliederte Unternehmen. Der Grosse Stadtrat übte die Oberaufsicht aus (Art. 15). Gegenstand der 

parlamentarischen Steuerung und Oberaufsicht war die Tätigkeit des Stadtrats (Art. 11 Abs. 1). Die Tätig-

keit des externen Leistungserbringers selber war nicht Gegenstand der parlamentarischen Oberaufsicht 

(Art. 15 Abs. 1). Der Stadtrat legte im Geschäftsbericht Rechenschaft über seine Tätigkeiten ab, berichtete 

über die Erfüllung der städtischen Ziele und begründete allfällige Abweichungen (Art. 15 Abs. 1).  

 

4.2.3 Berichterstattung, Controllinggespräche 

99 Die VBL AG informiert die Stadt Luzern mit dem aktienrechtlich vorgeschriebenen Geschäftsbericht, der 

auch auf der Website des Unternehmens aufgeschaltet wird.  

100 Dem Reporting diente in erster Linie das jährliche Controllinggespräch mit der Stadt, an dem namentlich 

die Zielerreichung, der Jahresabschluss und aktuelle Themen besprochen wurde und die Generalver-

sammlung der Aktionäre vorbereitet wurden. Auf der Seite der VBL AG nahmen an diesem Gespräch die 

Präsidentin oder der Präsident des VR und der Direktor teil. Die städtische Delegation setzt sich nach An-

gaben der Stabsstelle Beteiligungscontrolling aus den beiden Delegierten des Stadtrats, dem Finanzver-

walter und der Stabsstelle für das politische Controlling (neu: Stabsstelle Beteiligungscontrolling) zusam-

men.  





Recht & Governance  30 

 

«informiert, die Rollen war getrennt, der Controlling-Kreislauf läuft über die Finanzdirektion, ich 
habe nie informiert. Die Zuständige in der Finanzdirektion […] hatte zu jeder Sitzung Traktanden 
erhalten und sie hat mir zu jeder Sitzung Bemerkungen zukommen lassen. Sie war in einer Doppel-
rolle.  

Die Information vom Stadtrat ging über den Direktor und die Verwaltungsratspräsidentin. Aber je-
denfalls nicht über mich. Ich habe nie im Stadtrat gesagt, wir hätten ein Problem. Ich hatte ja keine 
Veranlassung, anzunehmen, dass nicht informiert wurde. Ich war ja auch an den Controlling-Ge-
sprächen nicht dabei. Zudem: Ich bin VR und der Firma verpflichtet. Ich bin nur delegiert vom SR 
[…].» 

107 Auch der Stadtrat habe nie die Erwartung zum Ausdruck gebracht, dass er den Stadtrat über Geschäfte 

oder die Situation der VBL AG orientiert. Der Stadtrat habe immer die Meinung vertreten: «Nein, Du bist ja 

Mitglied der Firma und denen auch verpflichtet, Du hast ja eine Schweigepflicht». 

108 In seiner Stellungnahme zum Entwurf für den vorliegenden Bericht legt der Vertreter des Stadtrats Wert 

auf die Feststellung, dass die erwähnte Auffassung zum Controlling-Kreislaufs nicht nur seinem eigenen 

Verständnis, sondern auch dem Verständnis des Stadtrats entspricht und dass er sich an die Aufgabentei-

lung gehalten hat, wie sie in den neuen Vorgaben zum Beteiligungsmanagement abgebildet ist. Er ersucht 

namentlich um folgende Ergänzung zur Vertretung des Stadtrats im Verwaltungsrat und zu den Informati-

onskanälen: 

«Das revidierte Beteiligungsmanagement (B+A 35/2018 «Revision Beteiligungsmanagement», S. 
12f) fasst die bisherige Praxis zur Information und Berichterstattung zusammen und hält die Rollen 
und Zuständigkeiten fest, wie sie vor und nach 2018 Geltung beanspruchten. Die Berichterstattung 
an den Stadtrat durch das Unternehmen erfolgt mittels Geschäftsberichten des Unternehmens und 
Eigentümergesprächen. An diesen Eigentümergesprächen mit der Finanzdirektion waren die Ver-
waltungsratspräsidentin und der Direktor beteiligt. Ich war nicht beteiligt und hatte keine Veranlas-
sung anzunehmen, dass nicht ausreichend informiert wurde. Zudem war die Finanzverwaltung über 
die für das Controlling zuständige Mitarbeiterin zu jedem Zeitpunkt über alle Geschäfte des VR und 
alle im Zusammenhang mit Geschäften hängenden Berichte voll informiert, da diese Zugang zum 
vertraulichen digitalen VR-Portal hatte.»  

109 Zur Rolle der für das Beteiligungscontrolling zuständigen betriebswirtschaftlichen Mitarbeiterin der Finanz-

verwaltung führt er aus, dass diese «Zugang zum digitalen VR-Portal der VBL mit allen Unterlagen» hatte. 

Sie habe nicht nur gleichzeitig mit den Verwaltungsrätinnen und Verwaltungsräten Einladungen und VR-

Protokolle erhalten, sondern  

«auch alle relevanten mit den Geschäften in Zusammenhang stehenden Unterlagen und Berichte. 
Der Wissensstand war damit fast der gleiche wie bei jedem VR-Mitglied. In der Praxis sahen die 
Arbeitsabläufe zwischen der Mitarbeiterin und dem stadträtlichen VR-Mitglied folgendermassen 
aus: Vor jeder VR-Sitzung erhielt ich von der Mitarbeiterin der Finanzverwaltung detaillierte Bemer-
kungen zu den anstehenden Traktanden.» 

 

4.3 Eignerstrategie für die Verkehrsbetriebe Luzern AG 

4.3.1 Allgemeines 

110 Die Stadt Luzern beschloss kurze Zeit nach der Ausgliederung der Verkehrsbetriebe, nämlich am 18. De-

zember 2002, eine erste provisorische Eignerstrategie oder Eigentümerstrategie21 für die neu gegründete 

                                                 
21  In der Governance-Diskussion und der Praxis ist sowohl von Eignerstrategie als auch von Eigentümerstrategie die 

Rede. Die Stadt Luzern bezeichnete die Strategie ursprünglich als Eigentümerstrategie. Das Beteiligungsreglement 
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148 In der Praxis sind Ausschreibungen generell und insbesondere auch im Kanton Luzern die Ausnahme ge-

blieben. Der Zweckverband ÖVL verpflichtete sich nach Angaben der VBL seinerzeit vertraglich, vorder-

hand auf die Ausschreibung von Leistungen im Bereich des öffentlichen Verkehrs zu verzichten. Dieser 

Verzicht war zunächst bis Ende 2003 befristet und wurde anschliessend um zwei Jahre, d.h. bis Ende 

2005, verlängert. Den Akten ist zu entnehmen, dass der ÖVL in der Zeit von 1998 bis 2009 nur vereinzelt 

Leistungen im Bereich des öffentlichen Verkehrs ausschrieb. Der Präsident des Verbundrats erklärt an der 

Anhörung, mit der neuen Gesetzgebung über den öffentlichen Verkehr nehme das System der Ausschrei-

bung «nun Fahrt auf». Man habe noch unter der alten Gesetzgebung einmal eine Linie ausgeschrieben, 

was «gesamtschweizerisch ein riesiges Echo» und «enormen politischen Widerstand ausgelöst» und 

schliesslich dazu geführt habe, dass das Verfahren abgebrochen werden musste. 

149 Ausschreibungen blieben aber auch nach dem Jahr 2010 die Ausnahme. Einem VBL-internen Dokument 

ist zu entnehmen, dass die vbl ag erwarten konnte, dass «auf Ende der Konzession (2016) nicht das ge-

samte vbl-Netz ausgeschrieben wird. Aufgrund einer Aussprache mit dem ÖVL-Vorstand im Januar 2008 

wurde bereits ‚zugesichert‘, dass es bis Ende 2016 keine Ausschreibungen von bestehenden vbl-Linien 

geben werden». Im Gegenzug erwarte der ÖVL aber «von der vbl AG vermehrte Kostentransparenz». 

 

5.3.2 Zielvereinbarung 

150 Für Verkehrsangebote, die nicht ausgeschrieben werden, «können» die Besteller und das Transportunter-

nehmen nach Art. 33 Abs. 1 PBG eine Zielvereinbarung abschliessen. Die Zielvereinbarung wird für die 

Dauer von mindestens zwei Fahrplanperioden abgeschlossen (Art. 33 Abs. 4 PBG). Sie kann nach Art. 33 

Abs. 2 PBG namentlich Leistungsziele zu Qualität, Quantität, Erlösen und Kosten des Verkehrsangebots 

enthalten, die das Unternehmen in einem bestimmten Zeitraum erreichen muss, und Massnahmen für den 

Fall vorsehen, dass die Ziele nicht erreicht werden (Art. 33 Abs. 2 PBG). Art. 25 ARPV geht weiter und 

schreibt verschiedene dieser Inhalte für die Zielvereinbarung verbindlich vor. Möglich ist ein Bonus-Malus-

System betreffend die Qualität und finanzielle Kennzahlen (Art. 33 Abs. 3 PBG, Art. 26 ARPV). 

151 Zum Verhältnis der Zielvereinbarung zur Ausschreibung erläutert der Präsident des Verbundrats des VVL 

an der Anhörung, dieses Verhältnis sei  

«wichtig. Wenn eine ZV zustande kommt, fasst man keine Ausschreibung ins Auge. Da können 
auch Reduktionen bei den Abgeltungen zum Ziel gesetzt werden. Grundsätzlich hat der Verbundrat 
entschieden, nur wenn keine Zielvereinbarung zustande kommt, eine oder mehrere Linien auszu-
schreiben. Das Ganze ist aber immer im Kontext mit der Konzession zu sehen, weil Konzessions-
geber ist der Bund. Je nachdem müsste die Konzession vorzeitig aufgehoben werden, das ist kom-
plex». 

 

5.3.3 Bestellverfahren 

152 Das Bestellverfahren für Angebote des regionalen Personenverkehrs wird durch die Art. 28 ff. PBG und 

Art. 11 ff. ARPV geregelt. Es wird alle zwei Jahre, durchgeführt (Art. 31b PBG, Art. 11 Abs. 1 ARPV). Das 

BAV und die Kantone führen das Verfahren gemeinsam durch und koordinieren ihre Tätigkeiten (Art. 12 

Abs. 1 ARPV). Die Kantone informieren die Transportunternehmen spätestens 12 Monate vor Beginn ei-

ner Fahrplanperiode über die bereitgestellten Mittel, fordern die Unternehmen zur Offertstellung auf und 

teilen gleichzeitig mit, wie das Angebot verändert werden soll (Art. 16 Abs. 1 ARPV). Die Offerten sind 
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war nach diesem System auch nach 2010 noch in der Lage, Gewinne auch aus dem Bereich des öffentli-

chen Verkehrs zu erwirtschaften. Die VBL AG konnte gemäss einem internen Papier  

«in dieser Zeit – eigentlich bereits ab der Gründung der verselbständigten Aktiengesellschaft ab 
2001 – […] Gewinne schreiben, Rückstellungen und stille Reserven bilden. Diese Reserven wurden 
unter anderem verwendet, um die Unterdeckung in der Pensionskasse auszufinanzieren, Sanie-
rungsmassnahmen zu Gunsten der Pensionskasse sowie Abfederungsmassnahmen aufgrund der 
Senkung des Umwandlungssatzes zu finanzieren. Zudem konnten andere Kostenkomponenten 
gedeckt werden, welche der VVL nicht anerkannte (z.B. Lohnteuerung.» 

162 Der Direktor der VBL führt zum Übergang vom ÖVL zum VVL und zum System der Abgeltung an der An-

hörung grundsätzlich aus:  

«Die Vorgängerorganisation war der öVL (Zweckverband für den öff. Aggloverkehr, der aus-
schliesslich für den Ortsverkehr zuständig war, der öVL wurde 1998 gegründet […]. Es ging dann 
darum, ein Modell zu finden, in welchem die zentralörtlichen Lasten der Stadt Luzern besser auf die 
von den VBL-Leistungen (mit-)profitierenden Agglomerationsgemeinden verteilt werden. Ich war am 
Anfang sogar Geschäftsführer dieser Organisation, was naturgemäss zu Zielkonflikten führen 
musste (wie ein Chef eines Tiefbauamts, der gleichzeitig das grösste Bauunternehmen führt und 
Baustellen an sich selber vergibt). Erst nach mehrmaligem Drängen meinerseits wurde dieser Ziel-
konflikt entflochten, indem eine eigene öVL-Geschäftsstelle gegründet wurde. Nach dieser Entflech-
tung haben wir gegenüber dem öVL Offerten gemacht, es war eine Abmachung mit der Stadt, dass 
wir in den ersten Jahren überhöhte Abgeltungen erhalten, damit über die Jahre angehäufte Lasten 
(insb. im Personalbereich) abgetragen werden konnten. Das hatte mit Bundesrecht noch nichts zu 
tun. Der Hauptanteil war […] Ortsverkehr (95 – 98%). Nur der Regionalverkehr ging über den Kan-
ton und das BAV, da mussten wir die entsprechenden regulatorischen Bedingungen erfüllen. Ir-
gendwann sagte man, das macht doch keinen Sinn, die verschiedenen Verkehrsarten zu unter-
scheiden. Darum wurde der VVL gegründet: Der Kanton machte aus einem Guss Regelungen für 
den gesamten öV (Orts- und Regionalverkehr). Der Kanton regelt seit 2010 den öV nach kantona-
lem Recht; und überall, wo der Kanton keine eigenen Regelungen hat, wendet er sinngemäss die 
Bestimmungen des Bundes (BAV) an. Von da an wurde eigentlich alles sinngemäss nach Bundes-
recht gehandhabt. 

Beim Übergang wurde im 2009 eine Offerte gemacht z.H. öVL – am 1.1.2010 wurde VVL gegründet 
- diese Nachfolgeorganisation hat dann die Offerte als Rechtsnachfolger übernommen. Es bestand 
kein Anlass, die Offerte abzuändern – weder nach unten noch nach oben. Diese Erstofferte wurde 
nicht neu verhandelt, sondern war die Einstiegsbasis für die Verhandlungen mit dem VVL in den 
Folgejahren.  

Von Fahrplanjahr zu Fahrplanjahr wurden die Angebotsveränderungen in Form von Mehrun-
gen/Minderungen verhandelt. Zudem: Wenn es als zu teuer erachtet wurde, gab es Verhandlungen, 
Abgeltungskürzungen und so. Aber die Ist-Kosten-Basierung war in der Praxis nicht konsequent, 
was den VVL störte, es kam dann bereits in den Jahren 2010 und 2011 zu Diskussionen, die 
schliesslich zum BAV-Bericht (2012) geführt haben. Es war der VVL, der damals vorschlug, das 
VBL-Holdingmodell durch das BAV überprüfen zu lassen. Wir waren mit der Durchführung einer 
solchen Überprüfung einverstanden.» 

163 Die Offerten der vbl ag basierten dementsprechend auch in der «VVL-Ära» auf einem System der – so 

eine interne Beurteilung im Verwaltungsrat – «reinen Fortschreibung». Der Leiter Finanzen & IT der VBL 

erläutert den Abgeltungsmechanismus an der Anhörung wie folgt: 

«Es gibt Zielvereinbarungen, da ist der Abgeltungsmechanismus festgelegt. Man nimmt die Abgel-
tung aus dem Vorjahr, berücksichtigt die Änderungen in den Verkehrseinnahmen und gegebenen-
falls eine allgemeine Abgeltungskürzung, dann kommen neue Projekte oder Angebotsausbauten 
drauf. Die Basis bildete immer die Offerte aus dem Vorjahr, nie eine Ist-Rechnung. So hat man die 
Offerte eingereicht, verhandelt und dann meistens mit 2-3 Durchläufen die Offerten abgeschlossen. 
Basis für den Offertprozess bildet die Zielvereinbarung.» 
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164 Der Direktor und der Leiter Finanzen & IT erklären an der Anhörung, das System der «Fortschreibung» im 

Offertverfahren sei bis zum Jahr 2017 angewendet worden: 

«Das ging so bis 2017. Nach dem Postautoskandal verschärfte sich ja dann die Diskussion (‘was 
sind Ist-Kosten?’). Herr Füglistaler vertrat ja dann die Ansicht, das seien ‘Out of Pocket Kosten’, 
aber eben keine kalk. Kosten und Zinsen. Betriebswirtschaftlich gesehen muss man natürlich im-
mer gewisse Kosten kalkulieren (z.B. Risikozuschläge etc.). Der einzige Ort wo wir das gemacht 
haben, ist bei den kalkulatorischen Zinsen.  

Wir hatten zum Beispiel bei den variablen Fahrzeugkosten langfristige Leistungspreise. Mit diesen 
konnten zum Beispiel Grossrevisionen an den Fahrzeugen abgefedert werden, so dass keine gros-
sen Schwankungen entstanden sind.»  

 

5.4.2 Rechnungswesen 

165 Einzelheiten zum Rechnungswesen der Transportunternehmen sind nicht im PBG selbst, sondern in der 

ARPV und in der RKV geregelt. Kosten und Erlöse des abgeltungsberechtigten Personenverkehrs sind 

pro Linie nachvollziehbar auszuweisen; die neben den Sparte regionaler Personenverkehr vom Bund, 

Kantonen oder Gemeinden bestellten Verkehrsangebote und die übrigen Tätigkeiten des Transportunter-

nehmens sind in einer eigenen Sparte abzubilden (Art. 29 Abs. 2 ARPV). Die Departementsverordnung 

schreibt eine Betriebskosten- und eine Leistungsrechnung sowie eine Linienerfolgsrechnung vor (Art. 2 

Bst. a und c RKV). Die Jahresrechnung muss ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 

der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage vermitteln (Art. 4 Abs. 1 RKV).  

166 Diese Regelung entspricht der allgemeinen subventionsrechtlichen Vorgabe, wonach für Abgeltungen des 

Bundes nur Aufwendungen anrechenbar sind, die tatsächlich entstanden und für die zweckmässige Erfül-

lung der Aufgaben unbedingt erforderlich sind (Art. 14 Abs. 1 SuG). 

 

5.4.3 Gewinne  

167 Die Besteller decken im regionalen Personenverkehr nur die «ungedeckten Kosten» der Transportunter-

nehmen. Ein Fehlbetrag ist durch die Unternehmen selbst zu tragen und auf die neue Rechnung vorzutra-

gen (Art. 36 Abs. 1 PBG). Übersteigen die Erträge und die von Bund und Kantonen erbrachten finanziellen 

Leistungen die Gesamtaufwendungen einer abgeltungsberechtigten Verkehrssparte, weist das Unterneh-

men mindestens zwei Drittel des Ertragsüberschusses der Spezialreserve zur Deckung künftiger Fehlbe-

träge abgeltungsberechtigter Verkehrssparten zu. Erreicht die Spezialreserve 25 Prozent des Jahresum-

satzes der abgeltungsberechtigten Verkehrssparten oder beträgt sie 12 Millionen Franken, steht der Ge-

winn dem Unternehmen zur freien Verfügung (Art. 36 Abs. 2 PGB). 

168 Die Erzielung eines Gewinns ist nach diesen Vorgaben nicht prinzipiell ausgeschlossen, muss aber offen-

gelegt werden. Die Planrechnung darf einen Gewinn nicht zum Vornherein einrechnen, sondern hat das 

Leistungs- und das Verursacherprinzip sowie das Prinzip der Vollkostenrechnung einzuhalten (Art. 14 

Abs. 1 RKV). Erzielt das Unternehmen nach der Ist-Rechnung trotzdem einen Gewinn, ist dieser nach Art. 

36 PBG transparent auszuweisen (vgl. auch Randtitel zu Art. 36 PBG: «Ausweis des Spartenerfolgs»). 
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175 Einen abweichenden Wortlaut wies die Bestätigung für das Rechnungsjahr 2016 auf. Das Schreiben des 

BAV vom 23. Februar 2017 führte dazu aus: 

«Aufgrund von Artikel 37 des Personenbeförderungsgesetzes vom 20. März 2009 (PBG; SR 745.1) 
und von Artikel 6 der Verordnung des UVEK über das Rechnungswesen der konzessionierten Un-
ternehmen vom 18. Januar 2011 (RKV; SR 742.221) haben wir in Ergänzung zur Revision durch 
die statutarische Revisionsstelle die subventionsrechtlich relevanten Positionen in der Bilanz und 
Rechnung 2016 mit Stichproben auf wesentliche Fehlaussagen geprüft. Dabei sind wir auf keine 
Sachverhalte gestossen, aus denen wir schliessen müssten, dass die Jahresrechnung 2016 sowie 
der Antrag über die Verwendung des Bilanzgewinns nicht dem Subventionsgesetz und dem damit 
verbundenen Spezialrecht entsprechen.» 

176 Zur Publikation der Bestätigung führte das Schreiben anschliessend aus, das Unternehmen müsse ge-

mäss Art. 37 Abs. 3 PBG «den Befund der subventionsrechtlichen Prüfung mit folgendem Wortlaut publi-

zieren»: 

«Das BAV hat in Ergänzung zur Revision durch die statutarische Revisionsstelle die subventions-
rechtlich relevanten Positionen in der Bilanz und Rechnung 2016 mit Stichproben auf wesentliche 
Fehlaussagen geprüft. Gemäss Schreiben vom 23.02.2017 ist es dabei auf keine Sachverhalte ge-
stossen, aus denen zu schliessen wäre, dass die Jahresrechnung 2016 sowie der Antrag über die 
Verwendung des Bilanzgewinns nicht dem Subventionsgesetz und dem damit verbundenen Spezi-
alrecht entsprechen.» 

177 Am 1. Januar 2018 trat der mit dem Bundesgesetz vom 17. März 2017 über das Stabilisierungsprogramm 

2017-201935 geänderte Art. 37 Abs. 2 PBG in Kraft, wonach das BAV die Jahresrechnungen neu nicht 

mehr generell, sondern nur noch periodisch oder nach Bedarf prüft. Das BAG informierte die Transportun-

ternehmen mit Schreiben vom 10. Januar 2018 über die neue Rechtslage sowie über Schwerpunkte und 

den Ablauf der subventionsrechtlichen Prüfung. Unter dem Titel «5. IST-Kennzahlen 2017» wird ausge-

führt, die «Ist-Kennzahlen des regionalen Personenverkehrs» seien «über die Webapplikation – Kennzah-

len RPV einzugeben und dem BAV zu übermitteln». Dem Schreiben waren eine Checkliste für die einzu-

reichenden Unterlagen und Ausweise sowie das Musterformular «Indikatoren für die Berechnung der In-

frastrukturen-Kennzahlen (Finanzkennzahlen)» beigelegt. Die Abrechnung der vbl ag für das Fahrplanjahr 

2017 wurde durch das BAV nicht geprüft. 

178 Zu den Prüfungen gibt der Direktor der BAV an der Anhörung zu Protokoll, man habe 

«die Rechnung geprüft, aber die Prüfung war aus übergeordneter Sicht (z.B.: Gibt es Kostenblöcke 
mit Werten, die nicht reingehören, wie management fees etc.?), dies wurde nur kurz plausibilisiert. 
Es ist nicht eine vertiefte Prüfung. Man ging nicht ins System, nicht in die Basisdaten. Es wurden 
v.a. spezialgesetzliche Aspekte geprüft.  

Wir waren uns bewusst, dass die Unternehmen die Prüfung so interpretiert haben, dass die Rech-
nung richtig und recht ist. Das ist aber nicht der Sinn. Das wäre Aufgabe der externen Revisions-
stelle. Dies wurde nun geändert. Ab nächstem Jahr müssen die Revisionsstellen prüfen, ob die 
subventionsrechtlichen Vorgaben eingehalten wurden. 

Bis jetzt hat die zuständige Sektion nur eine technische Rechnungsprüfung gemacht.  

Im zeitlichen Ablauf werden BAV und VVL meistens parallel bedient, es sind abgestimmte Pro-
zesse. Die Ist-Rechnung ist die Basis für das weitere Arbeiten, das ging wohl parallel an VVL, wir 
haben einfach die subventionsrechtliche Prüfung gemacht.» 

Seit Anfang 2020 werden, als Folge der PostAuto-Affäre, die Transportunternehmen verpflichtet, auch 

subventionsrechtliche Aspekte durch ihre Revisionsstelle prüfen zu lassen. Die rückwirkend auf den 1. 

                                                 
35  AS 2017 5205. 
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199 Zum Traktandum «aktuelle strategische Themen» hält die Aktennotiz fest, die Rechnungen der Gemein-

den und ihrer Beteiligungen würden gemäss HRM2 nach Swiss GAAP FER dargestellt. Die VBL AG be-

stätigte, dass «die vbl AG intern bereits diese Rechnungsrichtlinien verfolgt, dass aber der ausgewiesene 

Abschluss gemäss OR erfolgt». 

 

 2009 

200 Wie bereits in den Jahren 2006-2008 unterzeichneten der ÖVL und die VBL AG auch ca. Anfang 2009 

einen Letter of Intent für das Budgetjahr 2009. Der Letter enthält Vereinbarungen zur Abgeltung für das 

Jahr 2009, zur Teuerung und zu den Einnahmen, an denen der ÖVL und die VBL AG – wie offenbar An-

fang 2008 ausgehandelt – je zur Hälfte partizipieren sollten. Zum Thema «Leistungsvereinbarung – Trans-

portvereinbarung» hält der Letter of Intent fest: 

«Auf eine Leistungsvereinbarung auf 2009 wird verzichtet, da erst die Abschlüsse (ab 2008) und 
die Offerten (ab 2010) gemäss dem Verfahren im Regionalverkehr abgewickelt werden. Für das 
Jahr 2009 werden Transportverträge aufgrund der heutigen Grundlagen abgeschlossen.» 

201 Für die VR-Sitzung vom 20. März 2009 wurde dem Verwaltungsrat der VBL AG eine Auslegeordnung zum 

Risk Management unterbreitet. Nach einem mehrjährigen internen Risk Controlling-Prozess zog die VBL 

AG für die aktuelle Prozessbegleitung und -überprüfung einen externen Risk Experten bei, um eine kriti-

sche Aussensicht zu erhalten. Der erarbeitete Bericht «Risiko- und Versicherungspolitik der vbl AG» sollte 

als neue Grundlage für das Risikomanagement dienen (vgl. dazu auch vorne Ziffer 3.7). In den Sitzungs-

unterlagen wird ausgeführt, das im Jahr 2003 eingeführte Risk Management sei «mittlerweile Teil des ge-

samten vbl-Führungsprozesses». Seit 2004 werde «die gesamte Unternehmensstrategie jährlich überar-

beitet. Sowohl der Strategieprozess als auch der Risk Management Prozess werden seither mit dem Ma-

nagement Review-Prozess inhaltlich und zeitlich koordiniert.» 

202 Ebenfalls am 20. März 2009 erstattete die Revisionsstelle ihren umfassenden Bericht an den Verwal-

tungsrat. Dem Bericht ist zu entnehmen, dass für die Abschlussprüfung für das Geschäftsjahr 2008 unter 

anderem das Thema «Beiträge der öffentlichen Hand / Reserven EBG / Verkehrsertrag» als Prüfungs-

schwerpunkt festgelegt worden war. Unter dem Titel «Wesentliche Feststellungen zur Rechnungslegung 

und Berichterstattung» wird ausgeführt:  

«Es wurden keine wesentlichen Feststellungen bezüglich Rechnungslegung, Offenlegung und Än-
derungen der Rechungslegungsgrundsätze in Bezug auf die konsolidierte Jahresrechnung sowie 
die Jahresrechnung der Verkehrsbetriebe Luzern gemacht.» 

203 Zu «Kontrolldefiziten und -schwächen» hält der Bericht fest, an der Schlussbesprechung mit dem Audit 

Committee und Vertretern der Geschäftsleitung seien vereinzelte Verbesserungspozentiale zu den Kon-

trolltätigkeiten und zur Dokumentation der Kontrolltätigkeiten mitgeteilt worden. 

204 In einem Dokument, das offenbar als Grundlage für die Besprechung der Abschlussprüfung per 31. De-

zember 2008 mit dem Management diente, finden sich der folgende Vermerk und die folgende Frage: 

«Geplante Dividendenzahlung von MCHF 1 aus Ergebnis 2008. Besteht auch für das 2008 keine 
Vereinbarung mit dem ÖVL bezüglich Dividendensperre?» 

205 Für den 20. April 2009 war eine Verhandlungsrunde mit dem ÖVL geplant. Der ÖVL sagte das Treffen, 

offenbar kurzfristig, ab. Grund für die Absage waren nach einer internen Notiz der VBL AG Spannungen 
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Stadtrats im Verwaltungsrat. Zweck des Papiers war es, «den Stadtrat vor der Umsetzung über die Hinter-

gründe und die Notwendigkeit der Schaffung einer Holdingstruktur bei den Verkehrsbetrieben Luzern AG, 

die sich zu 100% im Besitz der Stadt Luzern befindet zu orientieren». Zum neuen Geschäftsumfeld führt 

die Aktennotiz aus: 

«Mit der Gründung des Verkehrsverbundes Luzern, der sich in Bezug auf die Bestellung und Abgel-
tung von öV-Transportleistungen an die Bundesgesetzgebung anlehnt, wird es nicht mehr möglich 
sein, im Kerngeschäft der vbl AG – nämlich dem öffentlichen Linienverkehr auf der Strasse – frei 
verwendbare Gewinne zu erzielen. Damit wird es für die Verkehrsbetriebe Luzern AG nicht mehr 
möglich sein, ihrer Alleinaktionärin eine Dividende von 5% auf dem Aktienkapital von 20 Mio. CHF 
zu entrichten, obwohl dies wirtschaftlich als Basisverzinsung des zur Verfügung gestellten Eigenka-
pitals zweifellos gerechtfertigt wäre.  

Hinzu kommt, dass ich die Verkehrsbetriebe Luzern AG auf dem Markt besser positionieren kann, 
wenn sie ihre marktwirtschaftlichen Aktivitäten klar vom öV-Kerngeschäft abgrenzt. Auch andere im 
Transportbereich tätige Unternehmen haben sich mittlerweile (oder bereits seit Jahren) eine Struk-
tur gegeben, die es ihnen ermöglicht, erwirtschaftete Gewinne einzubehalten bzw. ihren Aktionären 
auszuzahlen.» 

235 Mit einer Holdingstruktur könne «die Transparenz über die unterschiedlichen Unternehmensbereiche er-

höht bzw. klar zugeordnet werden – sowohl für interne (Kosten-)Analysen als auch für die Partner im öf-

fentlichen Verkehr (z.B. öV-Bestellerbehörden, neuer Verkehrsverbund). Gleichzeitig wird die Positionie-

rung des Unternehmens am Markt verbessert». Der Verwaltungsrat habe deshalb bereits am 11. Mai 2009 

und ebenso am 18. September 2009 entschieden, dass eine Holdingstruktur umgesetzt werden soll. Weil 

dies keine Änderungen erfordere, die in die Zuständigkeit der Generalversammlung fallen würden, handle 

es sich um «eine Neustrukturierung innerhalb der Gesellschaft, welche in die Kompetenz des Verwal-

tungsrates fällt». Die gewählte konkrete Lösung erlaube «volle Transparenz und einen eigenständigen 

Marktauftritt in beiden Sparten bei möglichst geringen Veränderungen innerhalb der vbl». Dank dem Ver-

zicht auf Zuteilung der Ressourcen an die beiden Tochtergesellschaften werde die Wirtschaftlichkeit der 

Leistungserbringung nicht beeinträchtigt.  

236 Am 25. November 2009 informierten der Präsident des Verwaltungsrats und der Direktor der VBL den 

Stadtrat anhand einer Präsentation über die geplante Holdingstruktur. In den verfügbaren Akten des 

Stadtrats findet sich kein Hinweis auf das Treffen; das Geschäft war jedenfalls nicht für die Stadtratssit-

zung vom 25. November 2009 traktandiert. Die VBL führte in ihrer Präsentation aus, aufgrund der Bahnre-

form 2 und der Reorganisation auf der Bestellerseite bestehe «keine Möglichkeit mehr, im öV Gewinne zu 

erzielen», womit «praktisch keine Dividende mehr an die Stadt möglich» sei. Ziele der neuen Lösung 

seien eine «Stärkung der Position der vbl» am Markt sowie gegenüber den öV-Bestellern und Konkurren-

ten», die «Wahrnehmung der Eignerinteressen», eine «bessere Kostentransparenz» und «wettbewerbs-

konforme Strukturen». Zu den finanziellen Zielen gemäss der Eignerstrategie vom 18. Mai 2005 (Eigen-

wirtschaftlichkeit, Stärkung der Eigenmittel zur Finanzierung von Wachstum und Investitionen, Dividende 

von 3-5 Prozent an die Stadt, Finanzierung des Teuerungsausgleichs) führt die Präsentation aus, diese 

würden «dank der Holdingstruktur gestärkt». Zum Thema «Finanzielle Grössenordnungen 2010) werden 

Plangewinne für den Konzern von 1.43 Millionen Franken, für die Muttergesellschaft von 1.47 Millionen, 

für die öV-Tochter von - 0.34 Millionen und für die andere Tochter von 0.30 Millionen Franken prognosti-

ziert. Eine explizite Aussage zur Frage, mit welchen Mitteln die Dividende in Zukunft finanziert werden soll, 

findet sich in der Präsentation nicht. Die Vertreterin des Stadtrats im Verwaltungsrat berichtete an der VR-

Sitzung vom 3. Dezember 2009, die Information zur Holdingstruktur im Stadtrat habe «positiv klärend» 
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gewirkt.  

237 Für die VR-Sitzung vom 3. Dezember 2009 war die Errichtung der Holdingstruktur wiederum traktandiert. 

Als das «gewichtigste Argument für eine Holdingstruktur» wurde die «Bewahrung der Möglichkeit» er-

wähnt, «weiterhin Gewinne zu erzielen und der Stadt als 100%-Eignerin weiterhin eine Dividende entrich-

ten zu können». Unter dem Titel «Klärung von Fragen» wurde eine Passage aus einem (den Untersu-

chungsbeauftragten nicht vorliegenden) Papier des externen Experten zitiert, wonach «eine volle Kosten-

transparenz zwischen den Bereichen angestrebt» werde, verbunden mit der Frage: «wollen wird das wirk-

lich …?». Erwähnt wurde das Interesse an einer «Sicherstellung, dass die Reserven/Gewinne der letzten 

Jahre, dass unter Verfügungsgewalt der vbl bleiben und kein retrospektiver Rückgriff des ÖVL/Öv-Bestel-

lers über Preisdumping erfolgen kann». Zum Thema «Abwägung/Risiko» wird gefragt, ob der Besteller 

«wirklich primär auf den Benchmark der Kosten/Preise mit der Konkurrenz (Dritte) abstellen» werde oder 

«sich vielmehr in der Offenlegung der Intercompany-Preise zwischen Mutter und verkehrsbetriebe ag» 

verbeisse. Der ÖVL habe unter anderem mit Schreiben vom 4. August darauf hingewiesen, «dass er der 

sachgerechten Zuteilung von Kosten und Erträgen auf die jeweiligen Kostenträger ein hohes Augenmerk 

schenken» wolle. Zur Klärung wird angeregt, «auch die Haltung des ÖLV/Öv-Besteller zu antizipieren». Zu 

der früher im Verwaltungsrat erwähnten Einführung von Swiss GAAP FER wird bemerkt, dazu sei «ja eine 

4er Runde schon anberaumt». Erwähnt wird in der Unterlage das folgende Zitat des externen Experten 

zum «Faktor Dividendenmöglichkeiten»:  

«Jede Struktur, bei der die materiellen Ressourcen in die öV-AG eingebracht werden zwingt uns, 
auch mehr Eigenmittel in diese Gesellschaft zu geben. Selbst wenn man einen Teil des Wertes der 
Anlagen mit einem gruppeninternen Darlehen finanziert, muss eine Mindest-EK-Dotierung erfolgen. 
Dies zwingt dazu, Gewinne in der öV-AG ausweisen zu müssen. Dazu kommen die neuen gesetzli-
chen Gewinnzuweisungsregelungen. Mit anderen Worten, am ehesten Gewinn z.H. der Aktionäre 
kann mit dem favorisierten Modell generiert werden, bei dem die öV-AG die vollen kalkulatorischen 
Kosten (insbesondere Zinsen ungeachtet ob FK oder EK) zahlen muss, was ja betriebswirtschaft-
lich auch das einzig Richtige ist. Erst wenn der Gesetzgeber einmal realisiert, dass er den Betrei-
bern eine vernünftige Rendite auf dem tatsächlichen Kapital zugestehen muss, wäre unter dem 
Gesichtspunkt der Dividendenwünsche ein Übergang zu einer weitergehenden Struktur sinnvoll.»  

238 Die Verwaltungsrat beschloss die Umsetzung der Holdingstruktur mit der VBL AG als Holdinggesellschaft 

und der vbl ag «für das Kerngeschäft öV» und als «Vertragspartnerin des öV-Bestellers» sowie der in «vbl 

transport AG» umfirmierten bisherigen Gowa AG per 1. Januar 2009. Er beschloss im Weiteren, dass «die 

Organe, Geschäftsleitungen und Zeichnungsberechtigten» für die drei Gesellschaften «in Personalunion 

bzw. identisch geführt» werden, und ermächtigte den VR-Präsidenten zur Umsetzung der Holdingstruktur. 

Er genehmigte zudem den Letter of Intent 2010. 

 

6.3 Zeitraum 2010 bis Ende 2017 (Geschäftstätigkeit der vbl ag in der vbl-Gruppe)  

 

 2010 

239 Am 1. Januar 2010 nahm die neu gegründete vbl verkehrsbetriebe Luzern ag ihre Geschäftstätigkeit im 

Bereich regionaler Personenverkehr auf. 
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240 In den Unterlagen zur VR-Sitzung vom 2. Februar 2010 wird vermerkt, die Reaktionen auf Bestellerseite 

auf die neue Firmenstruktur seien positiv gewesen. Die Geschäftsführerin des ÖVL habe an einem Ge-

spräch vom 7. Januar 2010 erklärt, dass «sie für diesen Schritt volles Verständnis habe. Man hätte diese 

Struktur sogar früher umsetzen sollen». Auch der durch den ÖVL beauftragte Finanzfachmann habe «sich 

bereits zu einem früheren Zeitpunkt zu dieser ‚Idee‘ positiv geäussert». Auch eine Rückmeldung der Ver-

treterin der Stadt aus einer Verbundratssitzung sei in die gleiche Richtung gegangen; man «halte diesen 

Schritt für absolut richtig und nachvollziehbar». Dementsprechend bestand die Erwartung, dass «seitens 

der Bestellerbehörden keine kritischen Fragen zur neuen Holdingstruktur zu erwarten» sind. 

241 Zum Stand der Umsetzung der Holdingstruktur wird in den Unterlagen unter dem Titel «Rekapitulation der 

Gründe für die neue Firmenstruktur» das Folgende ausgeführt: 

«Hauptargumente für die gewählte Holdingstruktur waren: 

 Gewinnerzielung in der Muttergesellschaft 

 Ermöglichung einer Dividende an die Stadt (in der Höhe von 5 % auf dem Aktienkapital von 20 
Mio. CHF) 

 Rettung der Steuerbefreiung für die zurückliegenden Jahre (hier läuft eine Beschwerde gegen 
einen ersten Entscheid der Steuerbehörde, wonach die vbl AG rückwirkend ab 2007 steuer-
pflichtig sei) 

 evtl. erzielbare Steuerbefreiung der öV-Tochter 

 Aufwärtskompatibilität» 

242 An der Sitzung vom 2. Februar 2010 berichtete ein Mitglied des Audit Committee über die Offertpreise 

2011. Mit dem VVL sei auch die Leistungsvereinbarung zwischen der Muttergesellschaft und der vbl ver-

kehrsbetriebe luzern ag diskutiert worden. Es handle sich bei den Zahlen um eine «reine Fortschreibung»; 

die Zahlen müssten hinterfragt werden. Zur Sprache kam bei dieser Gelegenheit, dass die konzerninter-

nen Verrechnungen «ein gewisses Gefahrenpotential in sich» bergen, «jedenfalls hinsichtlich deren Klä-

rung». Mit dem Übergang zum Verkehrsverbund werde ein gewisser Druck auf die Agglomeration zukom-

men, der VVL habe bereits Informationen verlangt, und auch beim Kanton seien «nicht nur Freunde der 

vbl vorhanden». Das Knüpfen guter Kontakte sei deshalb wichtig. Zu Offertpreis würde bemerkt, dieser 

müsse «realistisch sein, d.h. ohne dass noch viel Luft drin ist, ansonsten die vbl ihre Glaubwürdigkeit ver-

liert». 

243 Schliesslich wurde an der Sitzung vom 2. Februar 2010 auch protokollarisch festgehalten, dass der Ver-

waltungsrat seine Beratungen «aufgrund der Kongruenz in der Zusammensetzung der VR  innerhalb der 

vbl-Gruppe zwar in erster Linie als Beratungen der VBL AG als Muttergesellschaft, aber stets auch als sol-

che mit Gültigkeit für die beiden Tochtergesellschaften vbl und vbl transport ag» verstehe.  

244 Am 15. Februar 2010 übertrug das BAV die bisher auf die VBL AG lautende Konzession Nr. 284 für den 

regionalen Personenverkehr auf die vbl ag (vgl. auch vorne Ziffer 5.2). 

245 Am Controllinggespräch vom 31. März 2010 konnte die VBL AG mitteilen, sie habe im Jahr 2009 zum 

neunten Mal seit ihrer Verselbständigung einen Gewinn erzielt, was zum vierten Mal eine Dividende von 5 

Prozent bzw. 1 Million Franken erlaube. Zur Sprache kamen bei dieser Gelegenheit der Fehlbetrag, mit 

dem für die Sanierung der Pensionskasse zu rechnen war, und ebenso die Rückstellungen in der statuta-

rischen Bilanz der VBL AG per Ende 2009. Die VBL AG stellte in Aussicht, dass sie einen Abschluss nach 

FER erstellen und dabei erstmals die FER 16 entsprechenden Vorsorgeverpflichtungen ermitteln werde. 
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«Die Töchter, die selbst keine Ressourcen haben, beziehen von der Muttergesellschaft alle notwen-
digen Leistungen. 

 Die Verrechnungspreise für die von der Muttergesellschaft bezogenen Leistungen sind für alle 
Tochtergesellschaften gleich. 

 Jede Gesellschaft hat eine eigene MWSt-Nummer. 

 Die neue Struktur ist transparent. 

 Die öV-Tochter schliesst mehr oder weniger ‘Null zu Null’ ab. 

 Der Besteller erhält Einblick in die Rechnung der öV-Tochter. 

 Publiziert nach aussen wird die Konzernrechnung. 

 Der in der ‚Nicht-öV-Tochter’ erwirtschaftete Gewinn verbleibt in der vbl und geht vollumfäng-
lich an die Muttergesellschaft. 

 Um die vom Eigner (Stadt Luzern) erwartete Dividende erwirtschaften zu können, werden er-
gänzend die Verrechnungspreise justiert. 

 Klar: Die Verrechnungspreise müssen ‚benchmarkfähig‘ sein.» 

251 An der VR-Sitzung vom 21. Dezember 2010 diskutierte der Verwaltungsrat das Thema Swiss GAAP FER-

Abschluss intensiv. Er untersuchte und bewertete zusammen mit der Revisionsgesellschaft verschiedene 

Rechnungsmodelle. Die Sitzungsunterlagen halten fest, nach eingehender Diskussion mit der Revisions-

stelle sei das Audit Committee zum Schluss gekommen, «dass – solange die Ablage und Publikation des 

vbl-Ergebnisses aufgrund der einschlägigen (Bundes-)Vorschriften nicht zwingend nach Swiss GAAP FER 

zu erfolgen hat – der vbl-Abschluss nach aussen hin weiterhin nach OR publiziert werden soll, jedoch aus 

Gründen der Transparenz und Vertrauensbildung gegenüber den Bestellerbehörden neu ergänzt durch 

eine Mittelflussrechnung und Angaben zur Corporate Governance». Ein gesetzlicher Zwang zur Rech-

nungslegung nach Swiss GAAP FER bestehe nicht. Die vorhandenen Rückstellungen von 24.7 Mio CHF 

(Rückstellung Restrukturierungsmassnahmen) müssten jedes Jahr berücksichtigt werden. Im jetzigen 

Zeitpunkt könne mit einer Rechnungslegung nach OR die Sanierung der Pensionskasse über diese Rück-

stellungen gebucht werden (mit entsprechender Gewinnreduktion). Ein FER-Abschluss könnte überdies 

beim Besteller Begehrlichkeiten hervorrufen und dazu führen, dass die Abgeltungen infolge der Finanz-

knappheit gekürzt würden, womit das Problem der fehlenden Refinanzierungen bei zukünftigen Investitio-

nen wieder grösser werde.  

252 In den Sitzungsunterlagen wird zu diesem Traktandum ausgeführt, es sei «die Absicht der Schaffung der 

Holdingsstruktur» gewesen, «weiterhin ‘Gewinn’ realisieren zu können und nicht alles in die Reserven 

nach Personenbeförderungsgesetz Art. 36 zuweisen zu müssen». Mit der neuen Struktur könne die VBL 

AG «die Reserven vor dem Zugriff des Bestellers ‘schützen’»; der Besteller könne «nur über die Reserven 

nach PBG Art. 36, die in der öV-Tochter sind, verfügen». Die freien Reserven in der Mutter (Holding) von 

rund 24 Mio CHF seien für allfällige Sanierungen der PK reserviert. Aus diesem Grund mache es Sinn, die 

Ressourcen (u.a. Personal) in der Mutter anzusiedeln. Mit der Rechnungslegung nach Swiss GAAP FER 

würde die Transparenz nach aussen erhöht, doch verliere die VBL AG «gleichzeitig ein wertvolles Instru-

ment zur Gewinnsteuerung.» Der VVL und das BAV als Besteller hätten unterdessen verschiedene Doku-

mente zur Holdingstruktur erhalten und diese  

«so akzeptiert. Es wurde sogar begrüsst, dass es eine klare Aufteilung nach Sparten des öV-Teils 
und der Nebengeschäfte gibt. Das Bundesamt für Verkehr (BAV) hat uns sogar attestiert, dass die 
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neue Organisation clever sei. In der öV-Tochter einen Abschluss nach Swiss GAAP FER zu erstel-
len, nachdem kein Anlagevermögen und keine Ressourcen vorhanden sind, wird nicht als sinnvoll 
gehandhabt». 

253 Der Verwaltungsrat fasste schliesslich den folgenden Beschluss (Beschluss 54/2020.2):  

«Die Rechnungslegung erfolgt nach aussen nach OR, ergänzt mit einer Mittelflussrechnung sowie 
Angaben zur Corporate Governance und auch zum Verschuldungsgrad, intern ab 2011 zusätzlich 
auch nach Swis GAAP FER. Details werden am 24. März 2011 mit dem Audit Committee beschlos-
sen.» 

  

 2011 

254 Am Controllinggespräch vom 3. Mai 2011 konnte die VBL AG mitteilen, dass sie der Stadt wiederum eine 

Dividende von 1 Mio. Franken entrichten kann. Geschmälert wurde der Gewinn allerdings durch Leistun-

gen für Sanierungsmassnahmen der Pensionskasse. Die Delegation des Stadtrats zeigte sich darüber 

erfreut, insbesondere «in einer Zeit, in der Defizite geschrieben werden müssen». Die VBL AG teilte unter 

dem Titel «Abschluss nach Swiss GAAP FER» mit, dass «vbl für 2011 den Jahresabschluss nach Swiss 

GAAP FER erstellen wird, dies für interne Zwecke (VR)». Dabei würden «die Rückstellungen (latente Pen-

sionskassenverpflichtungen) neu berechnet und angepasst werden». Die Information nach aussen werde 

aber weiterhin nach OR erfolgen.  

255 Am 17. Juni 2011 fand eine Sitzung des Verbundrats des VVL statt. In den Sitzungsunterlagen wird er-

wähnt, «die Dividendenzahlungen der VBL AG von 1.0 Mio. Franken an die Stadt Luzern (Eignerin)» hät-

ten  schon in der Vergangenheit …  zu Diskussionen Anlass gegeben». Dem VVL sei dargelegt worden, 

dass «es sich hierbei um die Rechnung der Muttergesellschaft VBL AG handle, in welcher die Rechnun-

gen der Tochtergesellschaften nicht publiziert würden. Der VVL habe aber «keine Einsicht über die tat-

sächlichen Kosten der Muttergesellschaft sowie die kommerzielle Sparte vbl transport ag» und könne des-

halb «nur indirekt über die Offertverhandlungen mit der vbl ag Einfluss auf den Gewinn/Verlust der VBL 

AG nehmen», wozu er namentlich Benchmark-Zahlen, Vorjahresvergleiche, Vergleiche zu IST-Rechnun-

gen zu Hilfe nehme.  

256 Die Geschäftsstelle erhielt den Auftrag, «bei der VBL AG Abklärungen über die Rechtmässigkeit der Ver-

rechnung sowie der Gewinnzahlung an die Stadt Luzern zu treffen». Sie beauftragte offenbar im Herbst 

2011 die Revision des BAV mit einer Prüfung der Strukturen, der Rechnungslegung und der Ergebnisver-

wendung der vbl ag. Dem Bericht des BAV vom 15. Mai 2012 ist zu entnehmen, dass der Geschäftsführer 

des VVL und die Revision des BAV den Prüfplan am 30. September 2011 besprachen. Einzelheiten dazu 

sind den Unterzeichnenden nicht bekannt.  

257 Die geplante Prüfung durch das BAV kam an der VR-Sitzung vom 20. Oktober 2011 zur Sprache. Der 

Verwaltungsrat wurde darüber informiert, dass die Holdingstruktur mit Blick auf die Gewinnausschüttung 

geschaffen worden sei, um den Verdacht von Quersubventionierungen auszuräumen. Der VVL habe zwar 

verstärktes Vertrauen, möchte aber die Rechnung der vbl ag auch unter diesem Gesichtspunkt prüfen. 

Der Geschäftsführer des VVL habe sich deshalb erkundigt, ob die Rechnung unter Mitwirkung durch das 

BAV kontrolliert werden dürfe. Man habe «das bestätigt, da man nichts zu verbergen hat». Die Überprü-

fung solle im Verlauf des Jahres 2012 stattfinden.  
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«Naturgemäss ergibt sich bezüglich der angewandten Transferpreispolitik ein Risiko, dass die an-
gewandten Verrechnungspreise sowohl aus subventionsrechtlicher als auch aus steuerrechtlicher 
Perspektive hinterfragt werden. Es besteht diesbezüglich jeweils latent ein gewisses Risiko, dass 
daraus steuerliche Aufrechnungen resultieren können.  

263 Die Schlussfolgerung der Revisionsstelle zu diesem Punkt lautete: 

«Bislang wurden die angewandten Verrechnungspreise durch keine aussenstehende Partei ange-
zweifelt oder untersucht. Implizit werden diese im Rahmen definitiver Steuerveranlagungen bestä-
tigt werden.» 

264 Am 23. März 2012 befasste sich der Verbundrat VVL mit einem nicht näher bezeichneten Gesuch der vbl 

ag betreffend Beschaffung von neun Doppelgelenktrolleybussen (DGT) (es dürfte sich um das erwähnte 

Gesuch vom 14. Dezember 2011 gehandelt haben). Zu den Kosten wurde ausgeführt, die Investitionen 

würden über 20 Jahre abgeschrieben; für die Berechnung der Zinskosten sei ein Zinsfuss von 3.3 Prozent 

angesetzt worden. Die jährlichen Betriebskosten für die neuen Fahrzeuge erhöhten sich insbesondere bei 

den Abschreibungs- und Zinskosten, weil die bisherigen Anhängerzüge fast abgeschrieben seien. Durch 

den vorzeitigen Ersatz der alten Fahrzeuge müssten ausserordentliche Abschreibungen vorgenommen 

werden. Der Verbundrat stimmte dem Gesuch mit zwei Vorbehalten zu. Einerseits seien «die Möglichkei-

ten der Eigenfinanzierung aufzuzeigen», z.B. mittels Verkauf oder anderweitigen Einsatzes der zu erset-

zenden Fahrzeuge. Im Weiteren soll abgeklärt werden, wie weit von der Möglichkeit einer Bundesgarantie 

für die Finanzmittel Gebrauch gemacht werden könne, damit die Zinskosten tiefer ausfallen. 

265 Der VVL informierte die vbl ag gleichentags per E-Mail über den Beschluss, erläuterte diesen noch etwas 

näher und führte aus, es gäbe «noch ein paar Hausaufgaben zu erledigen». Erwähnt wird in diesem Zu-

sammenhang neben erwünschten Angaben zur Eigenfinanzierung, der Ausmusterung von Anhängern und 

der Ausschreibung für die Beschaffung der neuen Fahrzeuge namentlich auch der kalkulatorische Zins-

satz. Dazu wird ausgeführt und gefragt: 

«Wie weit kann die VBL von der Möglichkeit einer Bundesgarantie für die Finanzmittel Gebrauch 
machen, damit die Zinskosten tiefer ausfallen. 

Für die Berechnung der Zinskosten wird ein Zins von 3.3% angenommen. Gemäss Art. 34 bis Art. 
38 ARPV kann der Bund im Rahmen der bewilligten Kredite eine Bundesgarantie gewähren, wenn 
die Folgekosten nach Art. 19 ARPV in die Offerte aufgenommen werden dürfen (das dürfen die 
VBL mit dem heutigen Entscheid). 

Nach ersten Informationen wird aktuell mit einem Zins von 2.5% gerechnet.  

Welche Abklärungen hierzu hat die VBL gemacht oder macht diese noch?»  

266 Am 26. März 2012 bedankte sich der Direktor der vbl ag beim VVL per E-Mail für die Mitteilung vom 23. 

März und verwies auf den erheblichen Abklärungsbedarf. Eine erste Rückmeldung werde frühestens an 

der für den 2. April 2012 angesetzten Sitzung möglich sein. 

267 An der VR-Sitzung vom 3. April 2012 liess sich der Verwaltungsrat über die Revisionsbesprechung des 

Audit Committee informieren. An dieser Besprechung hätten unter anderem die Transferpreise Anlass zu 

Diskussionen gegeben. Zur Sprache kam in der Sitzung des Verwaltungsrats auch die geplante Prüfung 

durch das BAV. In den vorbereitenden Unterlagen zur Sitzung wird ausgeführt, der VVL habe bedingt 

durch ein gewisses Misstrauen gegenüber der Rechnungslegung der vbl ag und der Tatsache, dass es 

der vbl AG möglich sei, der Stadt Luzern eine Dividende von 1 Million Franken zu entrichten, das BAV ge-

beten, Rechnung 2011 bzw. die Holdingstruktur der vbl-Gruppe zu durchleuchten. An der Sitzung selbst 
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wurde über eine Besprechung mit dem BAV informiert. Das BAV habe die Unternehmensstruktur nicht als 

etwas Ungewöhnliches empfunden und kenne solche auch von anderen Unternehmen, insbesondere von 

PostAuto. Die Verrechnungspreise seien für korrekt befunden worden (keine Quersubventionierung). Zur 

Höhe der Preise hätten sich die Revisoren des BAV nicht geäussert. Die vbl ag werde zum Bericht des 

BAV Stellung beziehen können, bevor dieser dem VVL unterbreitet werde. 

268 Das Klima anlässlich der Revision wurde als «sehr angenehm» bezeichnet. Die Gespräche seien sehr 

konstruktiv gewesen, die Konstruktion und Funktionsweise der vbl-Holdingstruktur habe dargelegt werden 

können. Ein Vertreter des BAV habe sich im Eröffnungsgespräch vom 12. März 2012 beinahe dafür ent-

schuldigt, dass er «diesen Prüfauftrag auf ausdrücklichen Wunsch des VVL ausführen müsse». Es habe 

sich bereits bei dieser Gelegenheit gezeigt, dass 

«die Herren des BAV nicht die Absicht hätten, das vbl-Modell zu kritisieren, sondern im Gegenteil 
deren Rechtmässigkeit bestätigen möchten, sofern nicht irgendwelche neuen Erkenntnis[se] dage-
gen sprechen würden.» 

269 Der VBL sei versprochen worden, dass «der Entwurf des BAV-Revisionsberichtes zuerst an uns ergeht, 

damit wir dazu Stellung nehmen können».  

270 Mit Schreiben vom 13. April 2012 nahm die vbl ag zu den in der E-Mail des VVL vom 23. März 2012 er-

wähnten offenen Punkten Stellung. Sie führte aus, der Bund gewähre «grundsätzlich keine Bürgschaften 

(oder Garantien) für Investitionen in den Ortsverkehr, sondern lediglich für Investitionen in den regionalen 

Personenverkehr». Die vbl ag sei zudem «der Meinung, dass ein Zinssatz von 3.3% über einen Zeitraum 

von 20 Jahren betrachtet sehr tief ist. Dies bestätigt sich in verschiedenen Betrachtungen zur langfristigen 

Zinsentwicklung über die letzten 20 bis 25 Jahre.» 

271 Am 23. April 2012 fand das jährliche Controllinggespräch mit der Stadt statt. Die VBL AG informierte an-

hand einer Präsentation namentlich über das Jahr 2011 und aktuelle Themen. Der Zielgewinn von 1 Mio. 

Franken sei «übererfüllt» worden. Zur Prüfung des BAV im Auftrag des VVL wird in der Präsentation aus-

geführt, das BAV sei zum Schluss gekommen, «dass die Konstruktion a) in Ordnung und b) in der öV-

Branche gang und gäbe ist».  

272 Unter dem Titel «Rückblick 2011, Projekte, Ergebnisse» kam der «Jahresabschluss nach Swiss GAAP 

FER» zur Sprache. Die VBL AG erinnerte daran, dass sie vor einem Jahr bekanntgegeben habe, dass sie 

«für 2011 einen nur intern und vertraulich zu behandelnden Jahresabschluss nach Swiss GAAP FER er-

stellen wird». Sie erklärte in ihrer Präsentation, man wisse «intern, wie «wir in der Muttergesellschaft (= 

Holdinggesellschaft) nach Swiss GAAP FER abgeschnitten hätten», nämlich um Millionen besser als ge-

mäss dem Abschluss nach OR. Ein Teil der Differenz zwischen den Rechnungsergebnissen nach OR und 

nach Swiss GAAP FER sei für die Sanierung der Pensionskasse und für ausserordentliche Abschreibun-

gen verwendet worden. Solange die vbl ab nicht von Gesetzes wegen gezwungen sei, mache «es strate-

gisch keinen Sinn, gegenüber dem VVL bzw. gegenüber Öffentlichkeit einen Abschluss nach Swiss GAAP 

FER zu publizieren, sondern einen solchen nach OR». 

273 Zum Verhältnis mit dem VVL wird in der Präsentation ausgeführt, der VVL ziehe «die Schraube gegen-

über der vbl massiv an»; die «Dividendenzahlungen der vbl an die Stadt» würden «immer wieder themati-

siert». In der Diskussion wurde indes auch bemerkt, es zeichne sich «eine konstruktive Zusammenarbeit 

mit dem Besteller ab». Die vbl ag habe «mit dem VVL Gespräche über den Abschluss einer Leistungs- 
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und Zielvereinbarung aufgenommen, primär um mehr Sicherheit für die vbl-eigenen unternehmensstrate-

gischen und -politischen Entscheide zu erlangen». Die Geschäftsstelle des VVL habe «im Gegenzug For-

derungen gestellt, deren Erfüllung die Ertragslage von vbl bedroht». Diskutiert wurde auch, wie bzw. auf 

welcher Ebene die Gespräche mit dem VVL sinnvollerweise geführt werden. 

274 Am 15. Mai 2012 unterbreitete die Revision BAV dem VVL den Bericht «Verkehrsbetriebe Luzern AG – 

Strukturen, Rechnungslegung und Ergebnisverwendung». Ziel des Auftrags des VVL und des Berichts 

war es gemäss diesem Bericht, Klarheit über die Einhaltung der spezialrechtlichen Vorgaben über den 

öffentlichen Personenverkehr, die Leistungsverrechnungen, die Ermittlung der Spartenergebnisse und die 

Gewinnverwendung zu erhalten. Zur Durchführung der Prüfung findet sich nach Hinweisen zum Ort (Sitz 

der VBL in Luzern) und zu den Auskunftspersonen der VBL der folgende Hinweis: 

«Die vollständige Akteneinsicht inkl. Offenlegung der Buchhaltungsunterlagen wurde vereinba-
rungsgemäss für die vbl ag gewährt. Zur VBL AG und vbl transport ag wurden lediglich punktuelle 
Auskünfte zu den Schnittstellen und Leistungen für den öV-relevanten Teil erteilt, soweit dies für die 
Prüfung bedeutungsvoll war.» 

275 Zur Abgrenzung des Prüfgegenstands wird vermerkt, die Prüfung habe sich «auf wesentliche Sachver-

halte und Kostenarten» beschränkt und bei der Zuscheidung des Personenverkehrserlöses sei «nur die 

Methodik beurteilt und keine detaillierten Prüfungen vorgenommen» worden. 

276 Gestellt und beantwortet werden im Bericht vier Fragen. Zunächst wird bestätigt, dass die Kosten und Er-

löse den abgeltungsberechtigten und nicht abgeltungsberechtigten Sparten verursachergerecht zuge-

schieden werden (Frage 1): 

«die vbl ag führt nach den Vorgaben des BAV die Linienrechnungen mittels der Standard-EXCEL-
Vorlage des BAV. Die Kosten werden aufgrund der Leistungsmenge und den Kostensätzen bzw. 
Verrechnungssätzen aus der internen Leistungsvereinbarung zwischen Mutter und Tochter den 
Linien belastet. Die vom VVL für die VBL ausgeschiedenen Markterlöse werden hälftig aufgrund der 
Personenkilometer und Einsteiger den entsprechenden Linien angerechnet. Sonder- und Extrafah-
ren werden einzelne behandelt. Nebenleistungen werden einzeln erfasst und den entsprechenden 
Sparten gutgeschrieben. 

Durch die Kostenzuscheidung aufgrund der Leistungsmengen (Std., km, Fahrzeugtyp, etc.) erfol-
gen Zuscheidungen verursachergerecht. Mit der Verwendung der Verrechnungssätze aus der Pla-
nung resultieren in den Linienrechnungen aufgrund der Ist-Mengen keine Kostenverschiebungen 
zwischen den Sparten.»  

277 Zur Frage nach der Preisgestaltung und Fakturierung der internen Leistungsverrechnungen und Quersub-

ventionierungen zwischen abgeltungsberechtigten und nicht abgeltungsberechtigten Sparten (Frage 2) 

führt der Bericht unter anderem das Folgende aus: 

«Die vereinbarten Verrechnungspreise sind im Plan wie im IST die gleichen Standardkostensätze. 
Den Tochtergesellschaften werden die tatsächlichen Leistungsmengen zu den Standardkostensät-
zen in Rechnung gestellt. Auf den Kostenträgern in den Linienrechnungen fallen praktisch nur die 
Mengenabweichungen an. 

Der Aufwand für den Fahrdienst wird pro Dienstplanstunde von der VBL AG in Rechnung gestellt. 
Für die variablen Fahrzeugkosten werden fahrzeugspezifische Ansätze pro km verrechnet. Die fi-
xen Fahrzeugkosten beinhalten je Fahrzeugkategorie u.a. kalkulatorische Zinsen und Abschreibun-
gen sowie effektive Versicherungskosten. Die jährlichen Fixkosten sind kalkulatorischer Art, d.h. sie 
tragen der Wiederbeschaffung Rechnung. In den der vbl ag verrechneten Sätzen bzw. kalkulatori-
schen Zinsen wird das unternehmerische Risiko angemessen berücksichtigt. 

Aufgrund der durchgeführten Prüfungen kann eine Quersubventionierung zwischen den Tochterge-
sellschaften resp. den Sparten Ortsverkehr und Regionalverkehr ausgeschlossen werden. 
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eingereicht wird (Ziff. 1.3). Die vbl ag «weist in der IST-Rechnung die effektiven Kosten und Kostenver-

rechnungssätze aus, damit die effektiven Überschüsse und Unterdeckungen gegenüber der Offerte er-

sichtlich werden» (Ziff. 1.7). Die Zusammenarbeit zwischen dem VVL und der vbl ag sei «lösungsorientiert 

und verbindlich sowie geprägt von gegenseitigem Vertrauen, Transparenz und Dialogbereitschaft», wobei 

«sich die erforderliche Transparenz an allgemein anerkannte Rechnungslegungsvorschriften» anlehnt 

(Ziff. 1.8).  

290 Unter dem Titel «Abgeltungsziele 2013-2016» wurde vereinbart, dass «Grundlage für die Berechnung der 

Kostenziele die erste Offerte 2013 vom 27. April 2012 für das Fahrplanjahr 2013» bildet (Ziff. 4.1). Die 

Vereinbarung hält weiter fest, der VVL betrachte «die Pflege der Sozialpartnerschaft mit den in vbl tätigen 

Personalverbänden als Aufgabe des Transportunternehmens», anerkenne «den zwischen den Sozialpart-

nern ausgehandelten GAV» und akzeptiere «die sich aus den sozialpartnerschaftlichen Verhandlungen 

ergebenden Verhandlungsergebnisse für Lohnrunden oder Anpassungen des GAV, soweit diese Ergeb-

nisse branchenüblich sind» (Ziff. 4.8). Nach den Vereinbarungen zum Thema «Controlling und Massnah-

men bei Nichterreichung der Ziele» berichtet die vbl ag «im Sinne eines Controllings …  im Rahmen der 

Jahresrechnung über die Entwicklung und die Erreichung der Kosten-, Erlös-, Abgeltungs- und Qualitäts-

ziele sowie über die getroffenen Massnahmen» (Ziff. 8.1). 

 

 2013 

291 Am Controllinggespräch mit der Stadt vom 16. April 2013 war der Abschluss der Zielvereinbarung offen-

bar kein Thema. Dem VVL wurde attestiert, er begegne «der vbl mit Wohlwollen, was einer Verbesserung 

der Beziehungen gegenüber dem Zweckverband ÖVL gleichkommt». 

292 Am 18. September 2013 unterbreitete die VBL dem BAV ein Gesuch und Ausdehnung und Änderung der 

Konzession für den öffentlichen Personenverkehr. Das Gesuch wurde nach eigenen Angaben der VBL 

versehentlich auf dem Briefpapier der Holdinggesellschaft und gemäss Grussformel im Namen der «Ver-

kehrsbetriebe Luzern AG» gestellt.  

293 Am 11. November 2013 wurde im Grossen Stadtrat das Postulat Nr. 132 2012/2016 «Bessere Transpa-

renz beim politischen Controlling bei stadteigenen Unternehmungen» eingereicht. Das Postulat verlangte 

vom Stadtrat eine Prüfung, «inwiefern das politische Controlling bei den städtischen Aktiengesellschaften 

von höchster Bedeutung gegenüber der Bevölkerung transparenter gemacht werden kann». Neben einer 

Stärkung der Aktionärsrechte solle namentlich «geprüft werden, ob die Vergütungen an Geschäftsleitun-

gen und Verwaltungsrat der Gesellschaft in einem Vergütungsgericht veröffentlicht werden sollten». Der 

Stadtrat vertrat in seiner Stellungnahme vom 18. Dezember 2013 die Ansicht, eine umfangreiche Publika-

tion der Entschädigungen, wie sie Art. 8 des Bundesgesetzes vom 24 März 1995 über die Börsen und den 

Effektenhandel (Börsengesetz, BEHG)40 und die SWX Swiss Exchange vorschreiben, wäre nicht ange-

messen. Er führte zur Begründung aus:  

«Die Stadt führt ihre 100%-Tochtergesellschaften über gemeinsam entwickelte Zielvorgaben und ist 
mit der Entsendung eines Stadtrates in den Verwaltungsrat dauernd mit der Gesellschaft in Kontakt 

                                                 
40  SR 954.1. 
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338 Zum Thema «Gewinneinrechnung bzw. Berücksichtigung eines Gewinnzuschlags in den verrechneten 

Standard-Kostensätzen» wurde die Position der Besteller wie folgt dargestellt:  

«Keine Berücksichtigung von Risikozuschlägen (Gewinnzuschläge bzw. Eigenkapitalzinsen) im 
abgeltungsberechtigten Teil, welche nicht in der abgeltungsberechtigten Sparte verbleiben.»  

339 Die Position der vbl ag wurde wie folgt wiedergegeben: 

«Dividende wird aus dem frei verfügbaren Gewinn durch GV-Beschluss nach Massgabe aus OR 
bezahlt […].» 

340 Der Lösungsvorschlag des VVL lautete in diesem Punkt:  

«Keine Berücksichtigung von Gewinnzuschlägen bzw. Eigenkapitalzinsen in der abgeltungsberech-
tigten Sparte.»   

341 An der VR-Sitzung vom 20. Dezember 2016 wurde der Verwaltungsrat darüber informiert, dass die Ver-

handlungen über die Zielvereinbarung «harzig» seien. Die Konzession habe die vbl jedoch bereits erhal-

ten, was «eine gewisse Verhandlungssicherheit mit sich bringe». Zu dem (immer wieder) angesprochenen 

Thema der Transparenz, es müsse klar kommuniziert werden, dass «der VR vbl entschieden habe, dieses 

Thema nicht mehr zu diskutieren. Falls dies nicht akzeptiert werde, müsse eine Eskalation stattfinden». 

Sollte die Auszahlung der Dividende zu Kommunikationsproblemen führen, könne man «durchaus andere 

Wege finden […], der Stadt Zahlungen zukommen zu lassen (z.B. mittels einer Anhebung der an die Stadt 

zu entrichtenden Baurechtszinsen auf eine marktkonforme Höhe)». Der Verwaltungsrat ermächtigte die 

Präsidentin und den Direktor, die Zielvereinbarung 2017 – 2021 abzuschliessen und zu unterzeichnen. 

 

 2017 

342 Die nächste Verhandlungsrunde zur Zielvereinbarung mit dem VVL und dem BAV vom 9. Januar 2017 

war in erster Linie der Bereinigung der verbliebenen Differenzen gewidmet. Die meisten Punkte konnten 

bereinigt werden, die Frage der Darstellung der Ist-Ergebnisse beispielsweise im Sinn des erwähnten Lö-

sungsvorschlags des VVL. Strittig blieb das konkrete Abgeltungsreduktionsziel. Die vbl ag konnte nicht 

akzeptieren, dass gleichzeitig eine Reduktion der Abgeltung und ein durch sie zu tragender (erheblicher) 

Abgrenzungsverlust vorgesehen werden sollten. Der VVL vertrat demgegenüber die Meinung, es seien 

«noch finanzielle Spielräume im internen Verhältnis Mutter-Tochter vorhanden», solange «grosse Teile 

der Ist- und Soll-Kostensätze bei mehr als der Hälfte des Kostenvolumens identisch sind». Der VVL wisse 

nicht, «wo vbl finanziell wirklich steht». Mit «dem aktuellen Firmenkonstrukt werden Ist-Ergebnisse ausge-

lagert und verbleiben nicht im öV, weshalb keine wirkliche Reserve nach § 36 PBG zustande kommt.» 

343 Der VVL und die vbl ag unterzeichneten die Zielvereinbarung für die Fahrplanjahre 2017 (Dezember 2016) 

bis und mit 2021 (Dezember 2021) am 24. und 27. März 2017. Als Besteller unterzeichnete, anders als 

noch im Fall der Vereinbarung vom 15. November 2012 für die Fahrplanjahre 2013 bis 2016, neben dem 

VVL auch das BAV. Das BAV band sich mit dem Vertrag allerdings nur insoweit, als sich die vereinbarten 

Bestimmungen «auf den bestellten Regionalverkehr RPV beziehen» (Ziff. 8.4). Die Vereinbarung sieht 

unter dem Titel «Grundsätze» vor, dass die vbl ag die «gesetzlichen Grundlagen des Bundes, namentlich 

die Bestimmungen im PBG sowie in der Verordnung über die Abgeltung des regionalen Personenverkehrs 
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«In unserem Fall hat das BAV im Rahmen eines vom Verkehrsverbund Luzern (VVL) in Auftrag 
gegebenen Gutachtens bereits 2012 (Beilage) unsere Konzernstruktur als gesetzeskonform beur-
teilt. Weder vom BAV noch von unserer Revisionsstelle haben wir je Hinweise erhalten, dass wir 
gesetzliche Vorschriften nicht eingehalten hätten.»  

360 Am 12. März 2018 fand eine Besprechung des Auftrags an die Ernst & Young AG und deren Offerte statt. 

Die Auftragsbestätigung der Ernst & Young AG vom 20. März 2018 erwähnt, «der Verwaltungsrat der Ver-

kehrsbetriebe Luzern AG» habe die Firma «am 12. März 2018 mit Prüfungshandlungen bezüglich der 

Überprüfung der internen Verrechnungspraktiken innerhalb der Holdingstruktur der Verkehrsbetriebe Lu-

zern AG beauftragt». Tatsächlich erteilte allerdings nicht der Verwaltungsrat als solcher den Auftrag. Der 

Direktor gibt an der Anhörung zu Protokoll, die VR-Präsidentin habe die Prüfung veranlasst und bei ihm 

«in Auftrag gegeben»; er habe in der Folge entsprechende Offerten eingeholt.  

361 Am 23. März 2018 fand eine weitere VR-Sitzung statt. Der Verwaltungsrat wurde darüber informiert, dass 

als Folge des «PostAuto-Skandals» einer externen Beratungsfirma ein Auftrag erteilt worden sei, die Hol-

dingstruktur, Verrechnungspraxis, Rechnungsablage etc. der vbl ag neutral zu prüfen. Es gehe «um ein 

Follow-Up bzw. inhaltliche Bestätigung des seinerzeitigen BAV-Berichtes (vom 15. Mai 2012 […]), der auf 

Wunsch des VVL erstellt wurde und vier von VVL gestellte konkrete Fragen beantwortete». An der Sitzung 

selbst informierte die Präsidentin des Verwaltungsrats kurz im Sinne einer «Nebenbemerkung» über die 

Sonderprüfung; erste Resultate seien «bereits in den kommenden Tagen zu erwarten».  

362 Der Verwaltungsrat erhielt zuhanden dieser Sitzung das Schreiben des BAV vom 28. Februar 2018 und 

das Schreiben des VVL vom 19. Februar 2018 zugestellt. Den Akten lässt sich entnehmen, dass die vbl 

AG dem VVL am 2. März 2018 den Eingang des Schreibens vom 19. Februar 2018 schriftlich bestätigt 

und dem VVL dargelegt hatte, dass im ohnehin zu erstellenden Controllingbericht auf die durch den VVL 

gestellten Fragen eingegangen werde.  

363 Der Verwaltungsrat genehmigte den Risk-Controlling-Bericht 2018 mit der Ergänzung, dass ein zusätzli-

ches finanzielles Risiko «Interne Verrechnungssätze / Spezialprüfung» aufgenommen und bewertet wer-

den müsse.  

364 Die Revisionsstelle berichtete dem Verwaltungsrat, nach aktuellem Wissensstand bestehe «aus Revisi-

onssicht ebenfalls keine Veranlassung für eine Rückstellung im Zusammenhang mit der Verrechnungspra-

xis der Vorjahre oder den Ausweis einer Eventualverpflichtung im Anhang der Jahresrechnung». Die Be-

urteilung der in den Leistungsvereinbarungen gewählten Ansätze bilde allerdings «nicht Bestandteil unse-

rer Prüfung». 

365 Die vbl ag legte dem VVL am 28. März 2018 den jährlichen Controllingbericht gemäss Ziff. 7.2 der Zielver-

einbarung für die Fahrplanjahre 2017 bis 2021 vor. Sie führte darin unter dem Titel «Transparenzziele» 

unter anderem das Folgende aus: 

«4.2 Gewinnzuschläge und Eigenkapitalzinsen 

Das Eigenkapital der vbl verkehrsbetriebe luzern ag wird nicht verzinst. Die in der vbl verkehrsbe-
triebe luzern ag anfallenden Aufwände werden ohne Zuschläge in die Linienerfolgsrechnung über-
nommen. 

4.3 Leistungsverrechnung im Konzern 

Im VBL Konzern werden für alle Konzerngesellschaften dieselben Verrechnungspreise angewendet 
(z.B. CHF x pro Dienstplanstunde). Es findet keine Quersubventionierung statt.» 
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sofern diese finanzielle Zusatzbelastung die Konkurrenzfähigkeit des Unternehmens nicht beein-
trächtigt bzw. bei der Festlegung der Dividende berücksichtigt (d.h. kompensiert) wird.» 

378 Mit Schreiben vom 17. Mai 201841 unterbreitete die Ernst & Young AG der vbl ag ihren Bericht, bezeichnet 

als «Management Letter zur betriebswirtschaftlichen Prüfung bezüglich der internen Verrechnungsprakti-

ken innerhalb der Holdingstruktur der Verkehrsbetriebe Luzern AG gemäss Prüfungsstandard 950». 

379 Der Management Letter äussert sich zur Holdingstruktur und zu den Transferpreisen, zur Eigenkapitalver-

zinsung, zur Verzinsung konzerninterner Darlehen/Kontokorrente, zu Abfederungsmassnahmen betref-

fend die Pensionskasse, zu Reklameeinnahmen von der Allgemeinen Plakatgesellschaft APG sowie zu 

Abschreibungen und stillen Reserven. Zu den Transferpreisen hält der Bericht im Management Summary 

fest: 

«Die angewandten Transferpreise führen in der Holding teilweise zu Überdeckungen. In jüngeren 
Verlautbarungen (Schreiben an die nach PBG abgegoltenenTransportunternehmen vom 28. Feb-
ruar 2018) hat das BAV als Regulator festgehalten, dass kalkulatorische Kosten oder Marktkosten 
(Transferpreiskonzepte) nicht als effektive Kosten gelten. Es muss deshalb davon ausgegangen 
werden, dass die Kosten durch Holdingstrukturen nicht höher ausfallen dürfen als wenn die Auf-
wände direkt in den öV-Töchtern angefallen wären.» 

380 Der Bericht erwähnt einleitend, die Prüfenden hätten «keine Hinweise darauf gefunden, dass die der öV-

Tochter verrechneten Kosten nicht markt- oder branchenüblich wären». Dies sei allerdings «aus Sicht des 

Subventionsgesetzes unerheblich, da lediglich effektiv anfallende Kosten anrechenbar sind, was grund-

sätzlich auch die Bildung von Rückstellungen für künftige unternehmerische Risiken ausschliesst. Davon 

ausgenommen sind Gewinne, welche den Unternehmen nach der Zuweisung an die Reserve gemäss 

Personenbeförderungsgesetz zustehen». Das BAV habe «am 28. Februar 2018 konkret ausgeführt, wel-

che Positionen nicht zu den effektiv anfallenden Kosten zählen und deshalb in den Offerten nicht geltend 

gemacht werden dürfen». Es sei «jedoch unklar, welche rechtliche Verbindlichkeit dieses BAV-Schreiben» 

aufweise. Je nach Rechtsverbindlichkeit dieses Schreibens müsse «davon ausgegangen werden, dass 

die Kosten durch Holdingstrukturen nicht höher ausfallen dürfen als wenn die Aufwände direkt in den öV-

Töchtern angefallen wären. Entscheidend sei somit «nicht die Frage, ob eine Holdingstruktur branchenüb- 

lich ist, sondern ob diese Struktur und die dabei zur Anwendung kommenden Verrechnungsmethoden für 

den Besteller zu höheren Kosten führen. Da in der öV-Branche Holdingstrukturen nicht unüblich sind, be-

steht aufgrund des BAV-Schreibens vom 28. Februar 2018 in betroffenen Transportunternehmen ein Klä-

rungsbedarf zu den Verrechnungsmethoden in Zukunft». 

381 Mit Blick auf die konkrete Situation der vbl ag kommt der Bericht zum Schluss, es sei nicht «sichergestellt, 

dass alle subventionsrechtlichen Grundsätze entsprechend der Auslegung durch das BAV, in dessen 

Schreiben vom 28. Februar 2018 eingehalten werden». Der Bericht empfahl deshalb, «die Themen Hol-

dingstruktur, Verrechnungspreise, Über- oder Unterdeckungen und ausserordentliche Aufwände wie bei-

spielsweise die Ausrichtung von Überbrückungsrenten infolge der Reduktion des Umwandlungssatzes der 

Pensionskasse, mit dem Besteller zu besprechen und zu regeln».  

382 Zur Eigenkapitalverzinsung wird im Management Summary ausgeführt: 

                                                 
41  Der Management Letter selbst ist mit keinem Datum versehen. Die Medienmitteilung der vbl ag «VBL zahlt dem VVL 

geforderte Summe von rund 16 Millionen Franken» vom 9. März 2020 gibt als Datum des Management Letters den 
14. Mai 2018 an. 
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«In der Holding erfolgt eine Verzinsung des Eigenkapitals von 5%. Diese wird ohne weitere Zu-
schläge an die öV-Tochter weitergegeben. Die Eigenkapitalverzinsung wurde bisher vom Besteller 
akzeptiert. In Zukunft dürfte dies nicht mehr der Fall sein.»  

383 Zu diesem Punkt führt der Bericht aus, es bestehe ein Interpretationsspielraum betreffend die Eigenkapi-

talzinsen, die gemäss Schreiben des BAV vom 28. Februar 2018 nur mit Zustimmung des Bestellers zu-

lässig seien, und betreffend die Zielvereinbarung mit dem VVL und dem BAV, wonach im abgeltungsbe-

rechtigten Bereich keine Eigenkapitalzinsen berücksichtigt werden dürfen. Es müsse aber «davon ausge-

gangen werden, dass damit auch Eigenkapitalzinsen bei der Holding gemeint sind». Im vorliegenden Fall 

komme über die kalkulatorischen Zinsen bei der Muttergesellschaft indirekt eine Eigenkapitalverzinsung 

von 5% zur Anwendung, welche mittels Leistungsverrechnung an die öV-Tochter weiterbelastet werde. 

Der Bericht empfiehlt, «die Handhabung von Eigenkapitalzinsen mit dem Besteller verbindlich und eindeu-

tig zu regeln, da dessen Zustimmung für die Geltendmachung erforderlich ist».  

384 Die Verzinsung konzerninterner Darlehen/Kontokorrente wird als «nicht problematisch» beurteilt. Zu den 

Abfederungsmassnahmen Pensionskasse verweist der Bericht darauf, dass diese die Personalkosten ver-

teuern. Er empfiehlt «generell, solche Massnahmen explizit mit dem Besteller zu vereinbaren». Zu den 

Reklameeinnahmen von der APG bemerkt der Bericht, dass der die budgetierten Einnahmen überstei-

gende Wert durch die Muttergesellschaft vereinnahmt wird und eine «diesbezügliche Regelung mit dem 

Besteller bisher» fehlt. Zu den Abschreibungen und stillen Reserven hält er schliesslich zusammenfas-

send fest, dass sich die Nutzungsdauern «innerhalb der Bandbreiten der Verordnung» bewegen. 

385 An der VR-Sitzung vom 18. Mai 2018 nahm der Verwaltungsrat den Bericht Ernst & Young zur Kenntnis. 

Er beauftragte die Geschäftsleitung, «Vorschläge auszuarbeiten, wie die Empfehlungen im EY-Bericht 

vom 14. Mai 2018 – gestützt auf den aktuellen Kenntnisstand – umgesetzt werden bzw. umgesetzt wer-

den könnten». Gleichzeitig seien «deren (finanzielle) Auswirkungen zu erläutern bzw. die Risiken bei Um-

setzung oder Nicht-Umsetzung der Empfehlungen von EY aufzuzeigen». Zur Sprache kam auch, dass der 

Verband öffentlicher Verkehr (VöV) bei Prof. Andreas Abegg ein Gutachten in Auftrag gegeben habe und 

einem ersten Entwurf des Gutachtens zu entnehmen sei, dass das Schreiben des BAV nicht mit dem gel-

tenden Recht übereinstimme. Der Verwaltungsrat erachtete es als wichtig, «die Entwicklungen weiterhin 

zu beobachten und die im EY-Bericht festgestellten Handlungsfelder (insbesondere Verrechungsprakti-

ken, Dividendenproblematik Eigenkapitalverzinsung) ernst zu nehmen», doch seien  

«Panikartige Reaktionen […] zu unterlassen, die Situation sei zu dynamisch. Zunächst müsse auf 
Bundesebene klar sein, wie mit bestimmten Themen umzugehen ist. Erst danach können konkrete 
Handlungen umgesetzt werden. Ansonsten ziele man auf ein ‘moving target’. Der Verwaltungsrat 
beauftragte die Geschäftsleitung, an der nächsten VR-Sitzung über den Stand zu informieren.»  

386 Mit E-Mail vom 27. Juni 2018 lud der VVL Vertreter des BAV, des VVL und der vbl ag zu einer Bespre-

chung für Mittwoch, 4. Juli 2018, ein. Ziel der Sitzung sollten folgende Punkte bilden: 

 Gemeinsames Verständnis der gesetzlichen Grundlagen / Subventionsrechtliche Vorgaben 
gemäss Schreiben BAV vom 28.2.18, 

 Klärung Ist-Rechnung 2017, 

 Klärung Anpassungen Offerten 2018/2019, 

 Fragen zum Controllingbericht sind geklärt. 
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387 Als weitere Traktanden wurden «Ist-Rechnung 2017» (gesetzliche Vorgaben / Vorschriften BAV, Transfer-

preise, Kalkulatorische Kosten, Rückstellungsausstand Abo-Abgrenzung, Gewinn / Gewinnverwendung, 

Linienrechnung [Ist-Abgeltung]), «Offerten 2018/2019» und das weitere Vorgehen vorgeschlagen. Die vbl 

ag wurde ersucht, wenn möglich vorab einige Fragen zum Controllingbericht zu beantworten. 

388 An seiner Sitzung vom 29. Juni 2018 befasste sich der Verwaltungsrat erneut mit den Nachwirkungen der 

PostAuto-Affäre. Traktandiert war unter anderem der Handlungsbedarf aufgrund der Sonderprüfung durch 

Ernst & Young. Der Verwaltungsrat nahm Kenntnis von einem internen Arbeitspapier über den Umgang 

mit den festgestellten Risiken im Bericht von Ernst & Young und vom Gutachten Andreas Abegg/Goran 

Seferovic «Abgeltung ungedeckter Kosten im regionalen Personenverkehr, unter besonderer Berücksichti-

gung von Konzernstrukturen» vom 3. Juni 2018. Zu Ergebnis der Sonderprüfung durch Ernst & Young 

wurde berichtet, 

«dass die vbl AG mit ihrer Konzern- und Holdingstruktur die gleiche Problematik aufweist wie an-
dere Transportunternehmen, die ebenfalls Konzern- und Holdingstrukturen aufweisen (SBB, BLS, 
PostAuto, Auto AG Group) und dass gewisse Fragen offen sind und einer Klärung bedürfen. So ist 
die Interpretation des Personenbeförderungsgesetzes (PBG) durch das Bundesamt für Verkehr 
(BAV) gemäss BAV-Schreiben vom 28. Februar 2018 nicht die ‚einzig mögliche‘. Es gibt Ermes-
sens- und Interpretationsspielräume.» 

389 Zum Gutachten Abegg/Seferovic wurde ausgeführt, ein erster Entwurf sei im Ausschuss des Verbandes 

öffentlicher Verkehr (VöV) intensiv diskutiert worden, und der Gutachter habe das Gutachten aufgrund die-

ser Diskussion nochmals überarbeitet. 

390 Dem Verwaltungsrat wurde berichtet, das Gutachten Abegg/Seferovic sei im Rahmen eines informellen 

Gesprächs vom 22. Juni 2018 dem BAV übergeben worden; der Direktor des BAV habe bei dieser Gele-

genheit zu verstehen gegeben, dass Gewinne unzulässig sind und «dass im Rahmen der RPV-Reform 

der Kostenbegriff präziser definiert werde und nur noch ‚out-of-pocket‘-Kosten darunter fielen, d.h. eine 

Eigenkapitalverzinsung oder kalkulatorische Kosten nicht mehr zulässig seien». Dies führte zur Einschät-

zung im Verwaltungsrat, dass «die RPV-Revision unter keinem guten Stern stehe und das BAV stark un-

ter Druck sei».  

391 Der Verwaltungsrat beauftragte die Geschäftsleitung, im Nachgang zum geplanten Gespräch mit dem 

VVL und dem BAV vom 4. Juli 2018 eine Neubeurteilung vorzunehmen und die bisherige interne Beurtei-

lung zu ergänzen. Namentlich sei «zu jedem durch E&Y identifizierten Risiko …  eine konkrete Hand-

lungsempfehlung zu erstellen (Punkt für Punkt)». Festzuhalten sei im Weiteren, dass die VBL «vorerst 

…   an der bestehenden Praxis zu den Themen ‚Bildung stiller Reserven‘ und ‚Management Fees‘ keine 
Veränderungen vornehmen» werde. Der «Themenkomplex ‚vbl/VVL/BAV‘« sei für die nächste Sitzung 

vom 14. September 2018 ordentlich zu traktandieren. 

392 Am 4. Juli 2018 fand eine seit längerem anberaumte Verhandlung mit dem VVL und dem BAV statt, an 

welcher auf der Seite der vbl ag Mitglieder der Geschäftsleitung, nicht aber der Direktor, teilnahmen. In 

den Unterlagen zur VR-Sitzung vom 29. Juni 2018 ist erwähnt, der Termin habe infolge terminlicher Unab-

kömmlichkeiten und Ferienabwesenheiten nicht früher angesetzt werden können. Zur Verhandlung hatte 

der VVL am 27. Juni 2020 eingeladen. Der VVL hatte neben seinen Fragen vom 19. Februar 2018 ver-

schiedene Fragen zum Controllingbericht der vbl ag vom 28. März 2018, die offenbar mit der Einladung 

zur Sitzung verschickt und am 4. Juli 2018 besprochen wurden. Hauptziel war aus Sicht der vbl ag die 

«Besprechung und Verabschiedung des vbl-Controlling-Berichtes 2017, gemäss Vorgaben der gültigen 
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Zielvereinbarung»; gleichzeitig sollten die im Schreiben des VVL vom 19. Februar 2018 gestellten Fragen 

geklärt werden. 

393 Einer Aktennotiz des VVL über die Besprechung vom 4. Juli 2018 ist zu entnehmen, dass Gegenstand der 

Diskussion zunächst die Transferpreise waren. Die Vertretung der vbl ag erläuterte, für die variablen Fahr-

zeugkosten würden Transferpreise verwendet, um allfällige Kostensprünge (z.B. grosse Fahrzeugrevisio-

nen) über mehrere Jahre zu glätten. Die im Controllingbericht aufgeführte Darstellung der Abweichungen 

Plan-Ist entspreche der in der Zielvereinbarung vereinbarten. Im Controllingbericht werde auch darauf hin-

gewiesen, welchen Gewinn das Mutterhaus erzielt habe. Dieses Vorgehen sei bekannt und Teil der Ver-

handlungen über die Zielvereinbarung gewesen. 

394 Von Seiten des VVL wurde entgegnet, aus den Verhandlungen habe nicht geschlossen werden können, 

dass die in den Offerten angewandten Transferpreise telquel in der Ist-Rechnung angewandt werden. Man 

sei stets davon ausgegangen, dass die Gesetze eingehalten werden. Das Subventionsgesetz verlange, 

dass «in der Ist-Rechnung effektive Kosten ausgewiesen werden, der von der vbl angewandte Transfer-

preis und die eingerechneten kalkulatorischen Zinsen widersprechen dieser Vorschrift». 

395 Zum Thema «Transferpreise» wird schliesslich unter dem Titel «Entscheid» das Folgende festgehalten:  

«1.  BAV und VVL verlangen, dass spätestens mit der Ist-Rechnung 2018 weder kalk. Zinsen noch 
Transferpreise (es müssen die Ist-Kosten verrechnet werden, nicht Plankostensätze) in der Ist-
Rechnung enthalten sein dürfen. 

2.  Für das BAV ist die Rechnung 2017 abgeschlossen. 

3.  Der VVL wird die Informationen auswerten und intern abklären, wie mit den Rechnungen 2010 
– 2017 umgegangen werden soll.» 

396 Zur Sprache kamen neben den Transferpreisen und der Abgrenzung von Abonnementen auch die kalku-

latorischen Zinsen. Das BAV erachtete es als «ganz klar, es dürfen nur effektive Zinskosten in den abgel-

tungsberechtigten Sparten verrechnet werden». Wenn Eigenkapital aufgeführt werde, «werden dafür 

keine Eigenkapitalzinsen genehmigt (gesetzlich wäre dies zwar möglich, dafür muss die TU einen Antrag 

an das BAV stellen, was bisher bei keiner TU genehmigt worden ist)». Die vbl ag verwies darauf, dass die 

Stadt Luzern als Kapitalgeberin gemäss ihrer Eignerstrategie eine Verzinsung erwarte. Die Besteller teil-

ten diese Ansicht nicht und bemerkten, der Eigenkapitalgeber erhalte allenfalls eine Dividende, sofern in 

der nicht abgeltungsberechtigten Sparte ein Gewinn erwirtschaftet wird. Bei Dividenden handle es sich 

«somit nicht um ‚Kosten‘»; für den abgeltungsberechtigten öffentlichen Verkehr gelte «eine Rendite gleich 

Null». 

397 Entschieden wurde schliesslich, dass die kalkulatorischen Zinsen aus der Ist-Rechnung (ab 2018) und 

Offerten (ab 2018/20189) herauszurechnen sind bzw. nicht eingerechnet werden dürfen. Die vbl ag werde 

die überarbeiteten Offerten 2018/2019 bis Ende August unterbreiten. 

398 Am 20. August 2018 fand ein Gespräch der VBL mit der Finanzdirektorin und der Stabsstelle politisches 

Controlling (heute: Stabsstelle Beteiligungscontrolling) statt. Ziel war aus Sicht der VBL, «den Spielraum 

aus städtischer Sicht auszuloten und die Erwartungshaltung der Stadt abzuholen sowie den Rückhalt für 

eine nachhaltige und ‚VVL-konforme‘ Lösung für die Beibehaltung der Eigenkapitalverzinsung …  einzu-

holen». Die Finanzdirektorin legt Wert auf die Feststellung, dass es am 20. August 2018 um ein «Update 
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Gewinne im öV und Eignerstrategie 

 Das BAV beruft sich auf das Personenbeförderungsgesetz (PBG), wonach das Eigenkapital 
nicht verzinst werden darf. 

 Kalkulatorische Zinsen werden nicht mehr akzeptiert. 

 Auf die vbl AG übersetzt heisst das: Die Stadt Luzern als 100%-Eignerin müsste ihr in die vbl 
AG investiertes Kapital ‚gratis‘ zur Verfügung stellen und auf eine Dividende verzichten; es sei 
denn, dass die vbl AG gewinnbringende Nebengeschäfte (ausserhalb der öV-Sparte) tätigt. 

 Da Fremdkapitalzinsen als ‚Ist-Kosten‘ anerkannt werden, besteht ein Anreiz zur Verschuldung 
bzw. zur Verschlechterung der Eigenkapitalquote, was unternehmerisch völlig falsch ist.» 

404 In der Diskussion kamen zum Thema «Nachwirkungen der Postautoaffäre» offenbar namentlich Fragen 

zur Ausschreibung von Linien zur Sprache. Zur Forderung des VVL nach weitergehender Einsicht in die 

Finanzen der vbl ag bestätigte die Finanzdirektorin, dass die Stadt an Transparenz interessiert sei. Die 

Revisionsstelle habe jeweils «die korrekte Darstellung der Finanzen prüft und bestätigt», womit die Stadt 

«keinen Anlass zu zusätzlichen Kontrollen» sehe, solange «aufgrund der Berichte kein Anlass dazu be-

steht». Die PostAuto-Affäre habe aber leider gezeigt, dass «die Revisionsstelle nicht jede Fehlentwicklung 

verhindern kann». Die Finanzdirektorin verwies auf das laufende Projekt zur Public Governance, in dem 

geprüft werden, «generell das Finanzinspektorat als Revisionsstelle einzusetzen». Das Finanzinspektorat 

habe «jedoch mitgeteilt, dass dies gar nicht möglich wäre» (das Finanzinspektorat führt keine ordentlichen 

Revisionen gemäss OR durch). Aufgeworfen wurde bei dieser Gelegenheit die «Frage nach der Rechts-

grundlage, denn es kann nicht sein, dass Kunden ihre Lieferanten überprüfen». Immerhin seien die Um-

stände im konkreten Fall «insofern speziell», als «es sich um öffentliche Gelder handelt, doch wären dem-

zufolge entsprechende subventionsrechtliche Grundlagen zu prüfen». Die vbl ag garantiere «jedenfalls 

aufgrund ihrer vorgenommenen Kontrollen, dass sie ihren Verpflichtungen gemäss Vereinbarungen nach-

kommt, unabhängig davon, dass sie derzeit einzelne Regeln ändert».  

405 Die «Nachwirkungen der Postautoaffäre» kamen am 18. Oktober 2018 insgesamt in eher allgemeiner 

Weise zur Sprache. Zur Situation der vbl ag wurden zwar «intensive Gespräche», die Forderung nach ei-

ner neuen Offerte 2018/2019 und die Absicht des VVL, eine rückwirkende Revision vergangener Jahre 

vorzunehmen, erwähnt. Die konkreten Interventionen des VVL vom 19. Februar 2018 und des BAV vom 

28. Februar 2018 werden aber weder in der Präsentation noch im Protokoll über die nachfolgende Diskus-

sion erwähnt. Unerwähnt bleibt in diesen Dokumenten ebenso, dass die VBL unmittelbar nach Eingang 

des Schreibens des BAV bei Ernst & Young Abklärungen veranlasste und zu welchem Ergebnis diese Ab-

klärungen führten. 

406 Die Diskussion zum Thema «Gewinne im öV und Eignerstrategie» war offenbar kurz. Ein Mitglied der 

GPK zeigte sich erstaunt über die Kritik an kalkulatorischen Zinsen, die «Grundlage der Kalkulation jeder 

Gesellschaft» seien, und unterbreitete den Vorschlag, den vorhandenen Spielraum zu nutzen und «den 

Baurechtszins entsprechend anzupassen, bzw. buchhalterisch kreativ Möglichkeiten auszuloten». Von 

seiten der Stadt wurde daraufhin versichert, «dass diesbezügliche Diskussionen durchaus geführt wer-

den». Die in der Präsentation angesprochene Forderung des VVL nach rückwirkender Revision vergange-

ner Rechnungen kam gemäss Protokoll nicht mehr zur Sprache. Gegenstand der weiteren Diskussion wa-

ren die neue Strategie der vbl ag und die Organisationsentwicklung. 

407 Am 9. November 2018 genehmigte der Verbundrat gemäss einer Chronologie des VVL den Prüfauftrag 

für eine Untersuchung bei der vbl ag. Anlass gab nach Angaben des VVL an der Anhörung namentlich der 
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Trotzdem:  

 Der VVL will verstärkten Einblick in die Bücher der vbl. Abklärungen haben klar ergeben, dass 
die kantonale Finanzkontrolle nicht damit beauftragt werden kann.»  

416 In der Präsentation wird weiter dargelegt, dass keine Anpassung der Konzernstruktur, aber eine Anpas-

sung des Baurechtszinses ins Auge gefasst werden soll, da die Dividende an die Stadt Luzern gefährdet 

erscheine. Eine Anpassung um CHF 350‘000 p.a. sei unter Marktkonformitätskriterien vertretbar. Damit 

würde eine Dividende von CHF 650‘0000.— verbleiben, die aber aus Geschäften ausserhalb des öV fi-

nanziert würde. Mit Schreiben vom 25. März 2019 sei die Stadt bereits auf die VBL AG zugekommen. Be-

gründet werde die Anpassung mit der Umsetzung der harmonisierten Rechnungslegungsvorschriften 

(HRM2), was als Begründung richtig und ausreichend sei. 

417 Das BAV verlangte offenbar mit einer (den Unterzeichnenden nicht bekannten) E-Mail vom 17. April 2019 

zusätzliche Informationen zur Jahresrechnung 2018. Die vbl ag beantwortete diese E-Mail mit Schreiben 

vom 24. April 2019 wie folgt: 

«Offenlegung Glättungsmodelle: Bei der vbl verkehrsbetriebe luzern ag werden keine Glättungsmo-
delle angewendet. 

Stille Reserven: Bei der vbl verkehrsbetriebe luzern ag gibt es keine stillen Reserven. 

Abgrenzungen Betriebsbuchhaltung (BEBU) zur Finanzbuchhaltung (FIBU): Mit den Unterlagen zur 
Ist-Abrechnung 2018 wurde eine Abstimmung zwischen der Erfolgsrechnung (FIBU) und der Linien-
erfolgsrechnung eingereicht. Falls weitere Unterlagen benötigt werden, müssten wir noch konkreter 
wissen, was genau gefordert ist.» 

418 In einem kurzen Schreiben vom 30. April 2019 mit dem Betreff «Negativmeldung zu Glättungsmodellen» 

teilte die vbl ag dem BAV mit, wie bereits mit Schreiben vom 24. April 2019 bestätigt, würden «bei der ver-

kehrsbetriebe luzern ag keine Glättungsmodelle angewendet». 

419 An der VR-Sitzung vom 21. Mai 2019 informierte der Leiter Finanzen & IT, wie durch den Verwaltungsrat 

an der Sitzung vom 21. Dezember 2018 gewünscht, im Detail über die Funktionsweise der vbl-Linienrech-

nung, den Offertprozess und die Ist-Abrechnung gegenüber dem BAV und dem VVL. 

420 Gemäss einer Chronologie des VVL beschloss der Verbundrat am 24. Mai 2019, die Gfeller + Partner AG 

mit den seit Längerem geplanten Prüfungen der Rechnung der vbl ag zu beauftragen. Die Suche nach 

einer geeigneten Revisionsfirma hatte offenbar einige Zeit benötigt. Die zunächst angefragte kantonale 

Finanzkontrolle wollte die Prüfung aus Ressourcengründen nicht übernehmen und konnte dazu auch nicht 

verpflichtet werden, da sie dazu nur für Aufträge von einer Linienorganisation des Kantons angehalten 

werden kann. Der Auftrag wird im Prüfbericht wie folgt umschrieben: 

«1  Jahresabschluss 2009 / Reserven der vbl im Jahr 2010  

1.1 Aufgrund welcher Grundlage wurde 2010 die zweckgebundene Reserve um CHF 0.731 Mio. 
reduziert?  

1.2 Wie hoch waren 2009 die Reserven, die aus dem nicht abgeltungsberechtigten Verkehr (Orts- 
verkehr) erwirtschaftet wurden?  

1.3 Wie hoch waren Ende 2009 die stillen Reserven?  

2  Verrechnungen zwischen Mutterhaus und Töchter in den Jahren 2010 bis 2017  

2.1 Auf welcher Basis werden die Transferpreise berechnet? Sind darin Zuschläge oder kalkulato- 
rischen Kosten enthalten?  

2.2 Wie hoch wären die effektiven Kostensätze gewesen?  
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«vbl-intern wurden die Preise in den Leistungsvereinbarungen zwischen Muttergesellschaft und öV-
Tochter analog angepasst: Leistungspreis des Vorjahres +/- anstehende Veränderungen.» 

430 Die vbl ag orientierte im Weiteren über den Bestand und die Entwicklung stiller Reserven. Die Finanzie-

rung der Dividende der Muttergesellschaft wird wie folgt erläutert: 

«Finanzierung der Dividende an die Stadt: 

 Dividenden aus den Tochtergesellschaften (vbl transport ag und Thepra AG, Stans) 

 Gewinne aus Nebengeschäften bzw. Nicht-öV-Geschäften in der Muttergesellschaft 

 Anteil an den der öV-Tochter verrechneten kalkulatorischen Zinsen» 

431 Zum Schluss enthält die Präsentation vier Vorgehensvorschläge (Szenarien). Das Szenario 1 sieht vor, 

dass sich der VVL mit der gewonnenen Transparenz und der künftigen Verrechnung von Ist-Kosten be-

gnügt. Nach Szenario 2 wird «zur langfristigen Vertrauensbildung […] angeboten, ab Rechnungslegung 
2019 auf Swiss GAAP FER umzustellen». Szenario 3 sieht die Schaffung eines Innovationsfonds mit den 

stillen Reserven vor. Szenario 4 wird wie folgt beschrieben: 

«VVL erhebt Anspruch auf die gebildeten stillen Reserven 

 Vereinbarung einer Zielvereinbarung mit einem neuen Verrechnungsmodell für die Zeitperiode 
2022 bis 2026 (bis zum Ende der Konzessionsperiode), welches die Bildung der stillen Reser-
ven zwischen 2010 und 2017 berücksichtigt.  

 Die bereits per Ende 2009 bestehenden stillen Reserven sind kein Thema und nicht Gegen-
stand eines neuen Verrechnungsmodells.» 

432 Eine allfällige Rückforderung des VVL wird in der Präsentation nicht erwähnt. 

433 Förmliche Beschlüsse fasste der Stadtrat bei dieser Gelegenheit offenbar nicht. Der Vertreter des Stadt-

rats im Verbundrat erklärt an der Anhörung, es sei schwierig zu sagen, was genau gesagt wurde; er sei 

«nicht sicher, ob die 16 Mio schon im Spiel waren, ob das Ergebnis des Gfeller-Berichts schon vorlag». 

Die stillen Reserven seien auf jeden Fall ein Thema gewesen. Es habe sicher «einen ernsthaften Anlass» 

gegeben, «dass sie in den SR kamen. Das war dann die Alarmglocke». Der Stadtrat habe «von sich aus 

nichts direkt unternommen», sei aber «ziemlich alarmiert» gewesen, auch wenn das Ergebnis des Gfeller-

berichts zu diesem Zeitpunkt noch nicht vorlag. Der Stadtrat habe sich gesagt, man wolle erst einmal ab-

warten,  

«was vom VVL kommt. Die Reaktion war eine gesteigerte Aufmerksamkeit, wir haben sicher die 
sorgfältige Kommunikation im Auge gehabt, aber was wir in den ersten öffentlichen Reaktionen 
gesagt haben (Transparenz, Holdingstruktur überprüfen, Rückzahlung von zuviel bezogenen Sub-
ventionen, Swiss GAAP FER) haben wir erst im Februar besprochen. Dazu wurde auch nichts pro-
tokolliert». 

434 Am 4. November 2019 legte die Firma Gfeller + Partner AG ihren Bericht über tatsächliche Feststellungen 

aus der Prüfung und Analyse der Rechnungsabschlüsse 2009-2017 sowie der Prüfung der Einhaltung der 

Betriebsmittelgenehmigungen bei der Verkehrsbetriebe Luzern AG vor.  

435 Die Prüfung ergab gemäss dem Bericht, dass die Reduktion der zweckgebundenen Reserve im Jahr 2010 

und die vorgenommene Verbuchung den Bestimmungen von Art. 36 Abs. 2 PBG entspricht. Die Reserven 

für den nicht abgeltungsberechtigten Verkehr (Ortsverkehr) per 31. Dezember 2009 seien Teil der zweck-

gebundenen Reserven von CHF 2'159'190.98 und beliefen sich auf CHF 606'059.52. Die gesamten Re-

serven wurden per 1. Januar 2010 vollständig von der VBL AG auf die vbl ag übertragen. Der Nachvollzug 
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444 An seiner Sitzung vom 20. Dezember 2019 nahm der Verwaltungsrat vom Bericht Gfeller + Partner AG 

und vom Auftritt der VR-Präsidentin und des Direktors im Stadtrat Kenntnis. In den vorbereitenden Unter-

lagen zur Sitzung betreffend den «Stand rückwirkende Revision durch den VVL» wird berichtet, die Be-

sprechung mit den Vertretern der Gfeller + Partner AG vom 17. Oktober 2019 sei – «zu unserer eigenen 

Überraschung – sehr konstruktiv» gewesen. Die Gfeller + Partner AG habe indirekt attestiert, «dass wir 

keine Gesetzesverstösse begangen haben und uns immer innerhalb der geltenden Gesetze und im Rah-

men der mit dem VVL getroffenen Abmachungen und akzeptierten Offerten bzw. abgeschlossenen Ziel-

vereinbarungen bewegt haben». Allerdings habe man «aufgrund des Berichts von Gfeller & Partner eine 

eigentliche Bestätigung (‘schwarz auf weiss’), dass alles korrekt und gesetzeskonform abgewickelt wurde, 

nicht erhalten». Auch das Treffen mit dem Verbundrat vom 15. November 2019 sei «sachlich, höflich und 

korrekt» gewesen, es habe «keinerlei Misstöne» und Vorwürfe an die Adresse der vbl ag gegeben. Man 

habe der vbl ag (auch) damit «indirekt …  attestiert, dass wir keine Gesetzesverstösse begangen ha-

ben». Konkrete Forderungen seien keine gestellt worden. Nach interner Einschätzung scheine «die Zeit 

vor Ende 2000 ‚definitiv gegessen‘ zu sein», doch sei dies noch nicht sicher. 

445 Berichtet wurde dem Verwaltungsrat auch über die Aussprache der Delegation der VBL mit dem Stadtrat 

vom 30. Oktober 2019. Es sei darum gegangen, «beim Stadtrat die erforderliche Rückendeckung einzuho-

len sowie die Rolle und die Risiken der Stadt Luzern als 100%-Eignerin aufzuzeigen». Der Stadtrat habe 

vom beabsichtigten Vorgehen gegenüber dem VVL Kenntnis genommen und «unterstützte uns in unseren 

weiteren Bemühungen gegenüber dem VVL». 

 

 2020 

446 Am 24. Januar 2020 beschloss der Verbundrat des VVL gestützt auf die Ergebnisse des Berichts Gfeller 

+ Partner AG über die Forderungen gegenüber der vbl ag. Er fasste die folgenden Beschlüsse: 

1. Der rückzahlbare Betrag wird auf 16‘111‘879.00 Franken festgelegt (ohne Zinsforderung auf 
diesen Betrag). 

2. Der Betrag soll dem VVL auf einmal zurückerstattet werden. 

3. Der kumulierte Gewinn im Umfang von 9‘627‘734 Franken und die PK Sanierung Unterde-
ckung im Umfang von minus 9‘889‘791 Franken sollen in die Reserve nach Art. 36 übertragen 
werden. 

4. Der freiwillige Sanierungsbeitrag an die Pensionskasse im Umfang von 2‘324‘193 Franken 
muss durch die VBL AG getragen werden. 

5. Auf die Rückforderung allfällig zu hoher Abgeltungen in den Jahren 2001 bis 2009 wird ver-
zichtet.  

6. Von der VBL wird die Aufgabe der Holdingstruktur und die Einführung von Swiss GAAP FER 
gefordert. 

7. Die Geschäftsstelle wird beauftragt, in enger Absprache mit dem BAV eine Vereinbarung über 
die Rückführung der zu viel bezahlten Abgeltung mit der vbl AG auszuarbeiten.  

447 Am 31. Januar 2020, informierte der Präsident des Verbundrats die Präsidentin des Verwaltungsrats der 

VBL telefonisch über das Ergebnis der Sitzung des Verbundrats vom 24. Januar 2020. Die VR-Präsidentin 

informierte den Direktor gleichentags, ebenfalls per Telefon, über dieses Telefonat.  
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448 Für den Direktor kam die Nachricht nach eigenen Angaben überraschend. Er gibt an der Anhörung zu 

Protokoll, man habe den Eindruck gehabt, dass «der Verbundrat gegebenenfalls auf diese Reserven zu-

greifen will». Dass 8 Millionen Franken «wegkommen» könnten, habe Ende 2019 unserem «schlimmsten 

Szenario» entsprochen. Der Tabelle im Bericht der Gfeller + Partner AG mit den kalkulatorischen Zinsen 

habe man keine grosse Bedeutung zugemessen. Als dann am 2. Februar 2020 die E-Mail mit der Forde-

rung des VVL angekommen sei,  

«erschraken wir alle […]. Wir meinten auch, es gebe auch noch Gespräche, aber durch eine ge-
zielte Indiskretion kam die Sache dann in den Blick, noch bevor wir auf dem Verhandlungsweg eine 
Bereinigung erzielen konnten». 

449 Am Abend des 2. Februar 2020 (Sonntag) stellte der Präsident des Verbundrats der VR-Präsidentin die 

Beschlüsse des Verbundrats im Wortlaut per E-Mail zu. 

450 Am Montag, 3. Februar 2020, informierte der Direktor im Auftrag der Präsidentin des Verwaltungsrats ge-

gen Abend die Finanzdirektorin per E-Mail über die Forderungen des VVL und über die für den 27. Feb-

ruar 2020 geplante Medienkonferenz des BAV zu verschiedenen Transportunternehmen und die damit 

verbundenen kommunikativen Herausforderungen. 

451 Die Finanzdirektorin bedankte sich am folgenden Vormittag (4. Februar 2020) für die «umfassend aufbe-

reitete Information» über «eine höchst unerfreuliche Entwicklung». Sie fragte nach, ob die VBL den Stadt-

rat direkt informieren wolle oder ob sie dies an der Stadtratssitzung vom nächsten Tag tun solle. Der Di-

rektor begrüsste eine Information durch die Finanzdirektorin («Ja, du kannst und sollst den Stadtrat um-

fassend informieren. Es ist wichtig, dass der Stadtrat umfassend Bescheid weiss»). Zur Sache führte er 

unter anderem das Folgende aus: 

«Die Dividende, die wir immer an die Stadt entrichtet haben, steht nach wie vor unter Druck. 

Die Tendenz ist: Wir müssen diese Dividende in Zukunft ausschliesslich aus Gewinnen aus den 
Nebengeschäften erwirtschaften. Gewinne aus dem öV sind in der Nomenklatur des BAV und des 
VVL tabu. Mit dem Wegfall der kalkulatorischen Zinsen (obwohl diese betriebswirtschaftlich ge-
rechtfertigt wären!), entfällt ein grosser finanzieller Spielraum, den wir in Zukunft nicht mehr haben 
werden.»  

452 Der Direktor teilte mit, nach seinen Informationen wäre die Rückzahlung «stemmbar», doch brauche die 

vbl ag «Lösungen für die Zukunft». Diese müssten mit dem VVL einvernehmlich ausgehandelt werden, 

einen andern Weg sehe er nicht. Aber «einige der gestellten Forderungen (z.B. die Rückabwicklung der 

Holdingstruktur oder die Einführung von Swiss GAAP FER) sind Dinge, die nicht in die Kompetenz des 

Bestellers oder des BAV fallen». 

453 Die Finanzdirektorin ersuchte ebenfalls am 4. Februar 2020 den Stadtscheiber a.i., das Thema auf die so 

genannte «Reminder-Liste» (Liste mit Informationstraktanden) für die Stadtratssitzung vom nächsten Tag 

(5. Februar 2020) aufzunehmen. 

454 Am 5. Februar 2020 informierte die Finanzdirektorin den Stadtrat über die Forderung des VVL und die 

neusten Ereignisse. Sie regte an, dass der Kommunikationschef des Stadtrats beigezogen wird, was in 

der Folge auch geschah. Förmliche Beschlüsse dazu sind nicht protokolliert. Im Protokoll findet sich unter 

dem Stichwort «Information» der Vermerk «FD: Beteiligungsmanagement».  

455 Ebenfalls am 5. Februar 2020 informierten der Direktor und der Leiter Finanzen & IT die übrigen Mitglie-

der der Geschäftsleitung und den Prüfungsausschuss des VR über die neusten Ereignisse.  
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456 Am 11. Februar 2020 fand eine Besprechung zwischen dem Vizepräsidenten des VR, dem Direktor und 

dem Leiter Finanzen & IT der vbl ag und einer Delegation der Stadt, darunter der Finanzdirektorin und der 

Stabsstelle Beteiligungscontrolling, statt. Zur Sprache kam unter anderem die Rolle der Stadt als Eignerin. 

Die Finanzdirektorin erklärte, der Gesamt-Stadtrat habe «formell zum ‚Fall‘ noch keine offizielle Position 
eingenommen», womit sie nicht eine bestimmte Meinung des Stadtrats vertreten könne. Sie hielt aber 

fest, aus ihrer Sicht «müsse das Ziel darin liegen, dass beide Parteien die Situation mediativ bereinigen, 

damit beide in eine gute Zukunft schauen können». Der Vizepräsident des Verwaltungsrats bemerkte, der 

Verwaltungsrat sei darauf angewiesen, die Position und Haltung der 100%-Eignerin zu kennen, da der VR 

letztlich das auszuführen habe, was die Stadt Luzern – vertreten durch den Stadtrat – wolle».  

457 Der Direktor verfasste noch gleichentags eine Aktennotiz über die Besprechung vom 11. Februar 2020 

und stellte diese per E-Mail der Finanzdirektorin zu. Er bedankte sich bei der Finanzdirektorin dafür, dass 

sie «die aufgeführten Überlegungen morgen sinngemäss im Stadtrat» einbringen werde. Die Finanzdirek-

torin stellte die Notiz ebenfalls noch am 11. Februar 2020 den übrigen Mitgliedern des Stadtrats zur Vor-

bereitung auf den «Reminder» an der Ratssitzung vom folgenden Tag (12. Februar 2020) zu.  

458 Am 12. Februar 2020 informierte der Direktor die Geschäftsleitung der VBL mündlich über die jüngste 

Entwicklung. Die GL als solche war vor diesem Datum nicht en détail informiert worden. Dem Verwal-

tungsrat konnte dementsprechend für die nächste Sitzung vom 17. Februar 2020 «keine konsolidierte Mei-

nung der gesamten GL» unterbreitet werden. 

459 Ebenfalls am 12. Februar 2020 informierte die Finanzdirektorin den Stadtrat im Rahmen eines «Remin-

der» zusätzlich zur zugestellten Notiz über die Besprechung vom 11. Februar 2020 mündlich. Auch im 

Protokoll zu dieser Sitzung findet sich unter dem Stichwort «Information» der Vermerk «FD: Beteiligungs-

management». Über so genannte «Reminder» wird im Stadtrat kein (weiter gehendes) Protokoll geführt. 

460 Am 17. Februar 2020 fand eine ausserordentliche VR-Sitzung statt. In den Sitzungsunterlagen informierte 

der Direktor einlässlich über die Ereignisse seit Ende Januar 2020, über die vorgenommenen rechtlichen 

Abklärungen und zeigte verschiedene Optionen für den Umgang mit den Forderungen des VVL auf. Der 

VR beschloss über das weitere Vorgehen und fasste namentlich Beschlüsse mit Blick auf das für den 

nächsten Tag (18. Februar 2020) geplante Gespräch mit dem VVL.  

461 Am 18. Februar 2020 fand ein Gespräch zwischen Delegationen des VVL und der vbl ag statt. 

462 Mit Schreiben vom 20. Februar 2020 unterbreitete und begründete der VVL der vbl ag seine Forderungen 

offenbar nochmals schriftlich. Das Schreiben liegt den Unterzeichnenden nicht vor.  

463 Am 21. Februar 2020 sprachen der VVL und das BAV gemäss einer Chronologie des VVL die Kommuni-

kation zu den Folgen der PostAuto-Affäre ab. Über «die Aufarbeitung des Falls VBL» sollte erst später 

kommuniziert werden, weil dieser «weniger stark fortgeschritten sei als die andern Fälle». 

464 Am 28. Februar 2020 publizierte das BAV eine Medienmitteilung zum Stand der Abklärungen betreffend 

die BLS und die SBB. Weil offenbar bisher vertraulich behandelte Informationen dem «Blick» zugespielt 

worden waren, veröffentlichte der «Blick» online an diesem Tag einen Artikel mit dem Titel «Auch Luzer-

ner Verkehrsbetriebe haben beschissen». Die vbl ag und der VVL veröffentlichten daraufhin ein kurzes 

Medienstatement. 
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465 Am 4. März 2020 fand ein Treffen der vbl ag mit dem BAV statt, zu dem das BAV der vbl ag ein (den Un-

terzeichnenden nicht vorliegendes) Protokoll zustellte. 

466 Anlässlich der ausserordentlichen VR-Sitzung vom 6. März 2020 wurde der Verwaltungsrat über den aktu-

ellen Stand informiert. Thema war unter anderem die Herausgabe von Dokumenten. Berichtet wurde unter 

anderem, der Geschäftsführer des VVL habe um Zustimmung zur Bekanntgabe der beiden Berichte der 

Gfeller + Partner AG und des BAV von 2012 am Montag, 10. März 2020 gebeten. Die Stadt habe ihrer-

seits offiziell um Herausgabe der Berichte des BAV, der Gfeller + Partner AG und von Ernst & Young und 

relevanter VR-Protokolle ersucht. Am 19. März 2020 finde eine ausserordentliche Sitzung der GPK statt, 

zudem seien politische Vorstösse hängig, die an der Sitzung des Grossen Stadtrates vom 12. März 2020 

öffentlich diskutiert würden. Ebenfalls informiert wurde über das Treffen mit dem BAV vom 4. März 2020.  

467 In den Sitzungsunterlagen ist vermerkt, die Finanzdirektorin sei während der Sitzung kontaktiert und ange-

fragt worden, ob der Stadtrat bereit wäre, einen Zirkularbeschluss betreffend Zahlung an den VVL zu fas-

sen. Die Finanzdirektorin habe mitgeteilt, der Stadtrat sei dazu nicht bereit, sondern wollte die Angelegen-

heit an seiner nächsten Sitzung von Mittwoch, 11. März 2020, diskutieren. Sie habe im Weiteren die Auf-

fassung vertreten, die Berichte könnten auch ohne die Genehmigung des Stadtrats offengelegt werden. 

468 Der Verwaltungsrat beschloss nach gewalteter Diskussion, «dass – unter Vorbehalt der Zustimmung des 

Stadtrates – rund CHF 16 Mio bezahlt werden, der genaue Betrag jedoch noch mit dem VVL zu bereini-

gen und festzulegen ist». Zudem sei «die Transparenz zu erhalten und zu verbessern, Swiss GAAP FER 

einzuführen, die Holdingstruktur zu hinterfragen und zu prüfen und die Umstellung der Strukturen so 

schnell wie möglich […] umzusetzen».  

469 Der Verwaltungsrat beschloss, dem Stadtrat den Bericht des BAV von 2012, den Management Letter von 

Ernst & Young, den Bericht der Gfeller + Partner AG sowie das (dem Stadtrat nach Angaben des VR be-

reits bekannte) Gutachten Abgegg/Seferovic auszuhändigen. Die Herausgabe des Management Letter 

Ernst & Young erfolge «ohne Ermächtigung dass der Bericht bei der Beantwortung der Interpellationen 

erwähnt werden darf». In allen Fällen müsse für den weitergehenden Gebrauch der Dokumente wie die 

Herausgabe an Dritte, die Zitierung oder die Veröffentlichung Rücksprache mit der VBL genommen wer-

den. Betreffend die relevanten VR-Protokolle sei mitzuteilen, dass der Stadtrat bereits über die betreffen-

den Informationen verfüge, und nachzufragen, zu welchen Themen er die Zustellung besonderer Proto-

kolle wünsche. 

470 Am 11. März 2020 fand die nächste Sitzung des Stadtrats statt. Der Stadtrat beschloss eine Stellung-

nahme zu den beiden eingereichten dringlichen Interpellationen; der Bericht Ernst & Young wird darin, wie 

durch die VBL verlangt, nicht erwähnt. Aus den Akten geht hervor, dass die Botschaft des Stadtrats an die 

Adresse der Verantwortlichen klar gewesen sein musste. Der Stadtrat brachte offenbar zum Ausdruck, 

dass er die Verantwortlichen der vbl ag nicht mehr einfach decken und sich «schützend hinter die VBL 

stellen» könnte, fasste aber keine förmlichen Beschlüsse. Anders als an den Sitzungen vom 5. und 12. 

Februar 2020 wurde offenbar kein Hinweis auf einen «Reminder» in das Protokoll aufgenommen. 

471 Ebenfalls am 11. März 2020 fand eine ausserordentliche VR-Sitzung der vbl ag statt, an der die weitere 

Verhandlungstaktik und die Haltung des Stadtrats zur Sprache kamen. Der Stadtrat sei aktuell nicht bereit, 

der Zahlung zuzustimmen oder sie gar zu verweigern. Er nehme eine neutrale Haltung ein, der Verwal-

tungsrat könne nicht mit einem schnellen Entscheid rechnen. Zum Thema Transparenz gegenüber dem 







Recht & Governance  111 

 

7 Zusammenfassende Feststellungen und Würdigung 

480 Aus den vorstehenden Ausführungen und den Anhörungen ergeben sich die folgenden zusammenfassen-

den Feststellungen zum Sachverhalt und weiteren Anmerkungen: 

 

7.1 Finanzielle Vorgaben und Erwartungen der Stadt 

481 Seit der Gesamtplanung 2006-2010 hat der Grosse Stadtrat von Luzern gestützt auf das Reglement vom 

5. Februar 2004 über das Beteiligungs- und Beitragscontrolling übergeordnete politische Ziele für die VBL 

AG formuliert, darunter die Vorgabe, dass die VBL AG eine ausgeglichene Rechnung anstrebt, ihre Eigen-

mittel verstärkt und Freiraum für die Eigenfinanzierung von Investitionsvorhaben gewinnt bzw. – so die 

Gesamtplanung 2010-2014 – den Eigenfinanzierungsgrad erhöht. Der Stadtrat hat diese Vorgaben in die 

Eignerstrategie übernommen. 

482 Als Alleinaktionärin erwartete die Stadt Luzern von der VBL AG nach Ablauf einer ersten «Schonfrist» eine 

gewisse Rendite des investierten Kapitals. Sie erhielt ab dem Jahr 2006 auch tatsächlich stets eine Divi-

dende in der Höhe von 1 Million Franken, was fünf Prozent des Aktienkapitals (von 20 Millionen Franken) 

entsprach. Dies gilt auch für Jahre, in denen die VBL AG für das erforderliche Geschäftsergebnis nach 

eigenen Angaben Reserven auflösen musste. Die Dividendenerwartung der Stadt war allerdings, zumin-

dest rechtlich betrachtet, nicht «im Stein gemeisselt». Die Eignerstrategie sah von Anfang an bis heute 

eine Dividende von 3 bis 5 Prozent nur für den Fall vor, dass «es das Unternehmensergebnis erlaubt». 

Dennoch war die Dividende an die Stadt immer wieder Thema, nicht nur an den Controllinggesprächen.  

483 Die städtischen Zielvorgaben und Erwartungen waren für die Zuständigen der VBL von grosser Bedeu-

tung und hatten nach Angaben des Direktors entsprechenden 

«Einfluss auf das Verhalten, das ist doch klar. Es ist eine Vorgabe. Die Eignerstrategie ist quasi 
‘gottgegeben’. Es ist ein Auftrag an den VR, diese zu erfüllen. Selbstverständlich hatte dies einen 
Einfluss, es muss auch einen Einfluss haben. Wir haben von unten her sensibilisiert, auf Risiken 
aufmerksam gemacht. Wenn nachher trotzdem die Vorgabe bleibt oder noch verstärkt wird, dann 
müssen wir das akzeptieren.» 

484 Der Verwaltungsrat übernahm die Vorgaben der Stadt in seine Unternehmensstrategie und legte als Ziel 

die «Ablieferung einer branchenüblichen Dividende […] von 5% an die Stadt Luzern» fest. Die erwähnten 

Risiken betrafen nach Angaben des Direktors allerdings nicht die Unvereinbarkeit mit den regulatorischen 

Vorgaben. Dass die Vorgaben der Stadt mit gesetzlichen Vorschriften in Konflikt geraten könnten, sei kein 

Thema gewesen. Man habe «nicht darauf hingewiesen, dass es ein Risiko mit den regulatorischen Vorga-

ben gibt, weil wir uns dessen nicht bewusst waren». Bekannt war immerhin, dass die Situation in Luzern in 

der Schweiz wohl mehr oder weniger einzigartig ist. Die Geschäftsführerin des damaligen ÖVL habe den 

Direktor noch vor 2010 

«einmal darauf angesprochen. ‚Bist Du Dir bewusst, dass ihr die einzigen seid schweizweit, die 
eine Dividende an die Stadt zahlen?‘ Das ist mir schon aufgefallen. Darauf haben wir den Stadtrat 
des Öfteren hingewiesen, aber das hat niemanden interessiert und wurde trotzdem so beibehalten. 
Wir haben das mit [Mitgliedern des Stadtrats] immer wieder angesprochen. Sie haben immer ge-
sagt: ‚Glaubt ihr denn, dass wir Euch unser Kapital gratis zur Verfügung stellen?‘ Dann haben wir 
Verständnis gezeigt, bei Energie, Wasser und Strom ist es auch so. Man wollte bei uns einfach eine 
angemessene Eigenkapitalverzinsung. Nach 2006 (nach Ablauf der Übergangs- oder Schonfrist für 
die Marktöffnung mit Ausschreibungen von Linien) wollten sie die vollen 5%, das ist die Million.»  
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489 Für die Holdingstruktur wurden verschiedene Argumente ins Feld geführt, unter anderem der Umstand, 

dass die Verkehrsbetriebe Luzern AG mit der geänderten Steuergesetzgebung ihre bisherige Steuerbe-

freiung verloren hatte. Ein gewichtiges Anliegen war erklärtermassen die Möglichkeit, der Stadt auch in 

Zukunft eine Dividende ausrichten zu können. In den Diskussionen wurde als das «gewichtigste Argument 

für eine Holdingstruktur» die «Bewahrung der Möglichkeit» erwähnt, «weiterhin Gewinne zu erzielen und 

der Stadt als 100%-Eignerin weiterhin eine Dividende entrichten zu können». Auch nach der Errichtung 

der Holdingstruktur führte ein internes Papier von Anfang 2010 als «Hauptargumente für die gewählte Hol-

dingstruktur» an erster Stelle die «Gewinnerzielung in der Muttergesellschaft» und die «Ermöglichung ei-

ner Dividende an die Stadt (in der Höhe von 5% auf dem Aktienkapital von 20 Mi. CHF)» an.  

490 Im Vorfeld der Errichtung der Holdingstruktur wurde teilweise versichert, die neue Struktur diene nur der 

Sicherung von Gewinnen aus dem «Nicht-öV-Bereich» und damit der Transparenz und den Interessen der 

Besteller; eine Holdingstruktur würde «mit einem Schlag das Ist-Kosten-Transparenzproblem lösen». Als 

Argument für eine Holdingstruktur wurde unter anderem die Tatsache ins Feld geführt, dass die VBL AG 

nach der Einführung des Tellbusses Reisecars beschaffte und in das «Carreise-Business» eintrat, was 

«Massnahmen zur Entflechtung und sauberen Abtrennung der Geschäftsfelder» und schliesslich Überle-

gungen in Richtung Konzern- oder Holdingstruktur ausgelöst habe. Die «erhöhte Transparenz» einer Hol-

dingstruktur betonte die VBL AG auch in einer schriftlichen Antwort auf eine Frage der Stadt im Vorfeld 

des Controllinggesprächs vom 1. Mai 2010. Sie argumentierte bei dieser Gelegenheit auch, mit der Auf-

spaltung der vbl in einen ‚öV-Teil‘ und einen ‚übrigen Teil‘ (Holdingstruktur) könnten «die in den marktwirt-

schaftlichen Bereichen erwirtschafteten Gewinne vor dem Zugriff des Bestellers (in Form von Abgeltungs-

kürzungen) einigermassen geschützt werden». 

491 Aus den Akten geht allerdings hervor, dass sich das Ziel der «Gewinnsicherung» keineswegs auf Ge-

winne aus nicht abgeltungsberechtigten Geschäftsbereichen beschränkte, sondern dass sehr wohl auch 

an die Sicherung von Mitteln gedacht war, die im Bereich des öffentlichen Verkehrs erwirtschaftet worden 

waren oder werden. Die geäufneten Reserven sollten erklärtermassen insbesondere auch mit Blick auf die 

«Erträge der letzten Jahre», die «vor allem im öV-Bereich erzielt» worden waren, vor dem Zugriff des Be-

stellers geschützt werden. Bekundet wurde die Absicht, «weiterhin ‘Gewinn’ realisieren zu können und 
nicht alles in die Reserven nach Personenbeförderungsgesetz Art. 36 zuweisen zu müssen». Die Schwie-

rigkeiten hätten mit Art. 36 PBG begonnen, weil die VBL der Stadt nach dieser Vorschrift keine Dividende 

mehr ausrichten dürfe, doch seien mit der Neuorganisation (Errichtung der Holdingstruktur) «diese Prob-

leme beseitigt» worden. Auf Art. 36 PBG nahm auch der für die Holdingstruktur beigezogene externe Be-

rater Bezug. Er begründete die konkrete Ausgestaltung der Holdingstruktur mit der Möglichkeit, «am ehes-

ten Gewinn z.H. der Aktionäre  […] mit dem favorisierten Modell» zu generieren, «bei dem die öV-AG die 

vollen kalkulatorischen Kosten (insbesondere Zinsen ungeachtet ob FK oder EK) zahlen muss, was ja be-

triebswirtschaftlich auch das einzig Richtige ist»; erst wenn der Gesetzgeber einmal realisiere, «dass er 

den Betreibern eine vernünftige Rendite auf dem tatsächlichen Kapital zugestehen muss, wäre unter dem 

Gesichtspunkt der Dividendenwünsche ein Übergang zu einer weitergehenden Struktur sinnvoll».  

492 Diese Äusserungen können nur so verstanden werden, dass die Holdingstruktur bewusst (auch) mit dem 

Ziel gewählt wurde, Gewinne auch aus dem Bereich öffentlicher Personenverkehrs «ins Trockene» zu 

bringen und die Regelung über die Gewinnverwendung in Art. 36 PBG – die einzig für Gewinne aufgrund 
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daran, dass sie vor einem Jahr bekanntgegeben habe, dass sie «für 2011 einen nur intern und vertraulich 

zu behandelnden Jahresabschluss nach Swiss GAAP FER erstellen wird». Sie erklärte in ihrer Präsenta-

tion, man wisse «intern, wie «wir in der Muttergesellschaft (= Holdinggesellschaft) nach Swiss GAAP FER 

abgeschnitten hätten», nämlich um Millionen besser als gemäss dem Abschluss nach OR, doch mache 

«es strategisch keinen Sinn, gegenüber dem VVL bzw. gegenüber Öffentlichkeit einen Abschluss nach 

Swiss GAAP FER zu publizieren, sondern einen solchen nach OR». Am Controlliggespräch vom 20. April 

2015 informierte die VBL AG anhand einer Präsentation, dass der Rechnungsabschluss 2014 «erneut 

nach OR dargestellt und publiziert» werde, aber «für interne Zwecke auch so gezeigt» werde, «wie er 

nach Swiss GAAP FER ausfallen würde, um zu wissen, wie es dem Unternehmen ‚wirklich‘ geht». Unter 

dem Titel «Abgleich Abschluss Swiss GAAP FER / OR» zeigte die Präsentation für das Jahr 2014 einen 

erheblich (um Millionen) höheren Gewinn nach Swiss GAAP FER als gemäss OR. Zum  Controllinge-

spräch vom 22. April 2016 ist wiederum protokolliert: «Parallel zum publizierten OR Abschluss erstellt vbl 

einen internen Abschluss nach Swiss GAAP FER (nicht geprüft). Dieser interne Abschluss zeigt 2015 ei-

nen Gewinn [einigen Millionen] Franken». Die Protokolle zu den Controllinggesprächen und damit insbe-

sondere auch die wiedergegebenen Zitate wurden in den folgenden Gesprächen jeweils ausdrücklich ge-

nehmigt. An der VR-Sitzung vom 17. September 2019 fasste der Verwaltungsrat den folgenden Be-

schluss: «Der VR nimmt den nach Swiss GAAP FER erstellten, aber nicht revidierten Abschluss zur 

Kenntnis».  

507 Im Vorfeld der Errichtung der Holdingstruktur empfahl der externe Berater, dass mit der Umsetzung des 

vorgeschlagenen Modells «offiziell auf die Rechnungslegungsnormen nach Swiss GAAP FER umgestellt 

werden sollte», was für die Tochtergesellschaften keine Probleme aufgebe. Diese Empfehlung wurde 

nicht befolgt. Die Rechnungslegung nach Swiss GAAP FER erfolgte auch nach 2010 ausschliesslich für 

interne Zwecke. Der mehr oder weniger ständig wiederholten Forderungen des VVL nach Einführung von 

Swiss GAAP FER hielt die VBL entgegen, dazu bestehe keine gesetzliche Verpflichtung und die Einfüh-

rung würde dem Prinzip der «gleich langen Spiesse» der Transportunternehmen widersprechen. Intern 

wurde argumentiert, eine Rechnungslegung nach Swiss GAAP FER «würde die Position der vbl gegen-

über dem Besteller entscheidend schwächen und auch die Konzernstruktur nutzlos machen»; zwar würde 

die Transparenz nach aussen gefördert, doch verlöre die VBL AG «gleichzeitig ein wertvolles Instrument 

zur Gewinnsteuerung». Diese Äusserungen lassen keinen andern Schluss an den zu, dass neben der Er-

richtung der Holdingstruktur auch der Verzicht auf die (durch den Experten im Jahr 2009 seinerzeit emp-

fohlene) «offizielle» Rechnungslegung nach Swiss GAAP FER (auch) dem Ziel diente, erzielte Gewinne in 

der Konzernrechnung – auch aufgrund der Erträge im Bereich öffentlicher Personenverkehr – vor dem 

Zugriff der Besteller zu schützen und damit die Dividende an die Stadt Luzern zu sichern. 

 

7.3 Auftritt und Geschäftstätigkeit der vbl ag 

7.3.1 Auftritt und Selbstverständnis der Verantwortlichen der vbl-Gruppe 

508 Die Verkehrsbetriebe Luzern AG als Konzernmutter und die «öV-Tochter» vbl verkehrsbetriebe luzern ag 

waren und sind nicht nur durch die alleinige Beherrschung der vbl ag durch die Holdinggesellschaft eng 

verbunden. Die Verwaltungsräte und die Geschäftsleitungen sind, entsprechend einer Ende 2009 explizit 

beschlossenen Vorgabe des Verwaltungsrats, in Personalunion besetzt; für die VR-Sitzungen der vbl ag 

wird offenbar kein besonderes Protokoll geführt.  
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war auch explizit Thema im Zusammenhang mit Gesuchen der vbl ag für die Anschaffung von Trolleybus-

sen. Bekannt war mindestens teilweise auch der verrechnete konkrete Zinssatz. Der Direktor der VBL gibt 

dazu zu Protokoll, es habe «Diskussionen und Gespräche» gegeben, aber man sei auf der Seite der vbl 

«immer offen» gewesen:  

«Wir waren nicht immer gleicher Meinung, wir haben nie verheimlicht, dass wir kalk. Zinsen ver-
rechnen, diese Zinsen sind im BAV-Bericht 2012, aber auch nachher in verschiedenen Dokumen-
ten ausgewiesen, über die ganze Zeitperiode haben wir das nie verheimlicht. Das sieht man auch 
aus den Betriebsmittelbewilligungen (bei grösseren Investitionen). […] Die kalk. Zinsen sind in einer 
praktisch identischen Höhe.»  

515 Informationen zu den internen Verhältnissen und tatsächlichen Aufwendungen der Konzernmutter verwei-

gerte die VBL indes beharrlich mit dem Argument, die Besteller hätten keinen Anspruch auf Kenntnis sol-

cher Interna. Der Präsident des Verbundrats kritisiert an der Anhörung, die vbl ag habe  

«nur dann etwas gemacht, wenn wir etwas von ihnen wollten. Wir mussten alles einfordern, je nach 
Rückmeldung bestand Anlass, weitere Abklärungen zu treffen. Wir haben dann den Gfeller+Part-
ner-Bericht in Auftrag gegeben und ihnen zugestellt. Wir haben die VBL verschiedentlich darauf 
hingewiesen, sie haben aber nichts gemacht. Das hat im Verbundrat Ernüchterung ausgelöst.»  

516 Der Vertreter des Stadtrats im Verwaltungsrat bemerkt dazu, «die VBL hätten eine Spur kooperativer sein 

können gegenüber dem VVL»; man habe «stets nur so viel bekannt gegeben, wie notwendig war».  

517 Die vbl ag legte zwar wie erwähnt explizit offen, dass sie der Muttergesellschaft für die fixen Fahrzeugkos-

ten kalkulatorische Zinsen bezahlte und bezifferte diese mindestens teilweise auch ausdrücklich. Sie legte 

beispielsweise im Controllingbericht vom 28. März 2018 dar, dass sich der kalkulatorische Zins in den letz-

ten Jahren um 3 Prozent bewegt habe.  

518 In andern Punkten informierte die vbl demgegenüber nicht einwandfrei. Aktenkundig ist namentlich, dass 

der VVL in den Verhandlungen über die Zielvereinbarung 2017 – 2021 immer wieder kritisierte, es sei un-

klar, ob auch die vbl ag zum Gewinn der Muttergesellschaft beiträgt, und aus diesem Grund eine Bestäti-

gung der vbl ag verlangte, «dass in den mit der VBL AG vereinbarten Kostensätzen, die den Offerten zu-

grunde gelegt werden, weder Gewinnanteile, Eigenkapitalverzinsung noch Überabschreibungen einge-

rechnet werden». Der VVL verstand diese Forderung offenkundig so, dass konzerninterne Abgeltungen 

nur die Ist-Kosten der Muttergesellschaft abdecken dürfen. Dies ergibt sich aus zahlreichen Äusserungen 

im Rahmen der Verhandlungen. Der VVL betonte beispielsweise, ihm sei die «Gesamtsicht mit Sparten-

betrachtung ‚abgeltungsberechtigt‘ / ‚nicht abgeltungsberechtigt‘ wichtig», und äusserte die Vermutung, 

dass «bspw. Transferpreise zu hoch sind und Gewinnanteile in der abgeltungsberechtigten Sparte ver-

steckt sind». Um die Zweifel auszuräumen, sei «es für die Besteller wichtig zu wissen, wie hoch die Ist-

Transferpreise sind, oder es ist darzulegen, wie sich die Plan-Transferpreise zusammensetzen (steckt z.B. 

ein Risiko- oder Gewinn- resp. Dividendenzuschlag darin)». Der VVL wollte «sicherzustellen, dass Ge-

winne, die in den abgeltungsberechtigten Sparten erzielt werden, dort verbleiben (also in den entspre-

chenden Reserven verbucht werden)», und «die Aufteilung zwischen öV und dem ‚Rest‘ sehen».  

519 Die vbl ag bestätigte in der Zielvereinbarung schliesslich förmlich, «dass im abgeltungsberechtigten Regi-

onal- und Ortsverkehr keine Gewinnzuschläge bzw. Eigenkapitalzinsen berücksichtigt sind». Diese Erklä-

rung kann vor dem Hintergrund der geführten Verhandlungen nach Treu und Glauben nicht anders als so 

verstanden werden, dass die Transferpreise unabhängig davon, ob sie kalkulatorischer Natur sind oder 

nicht, grundsätzlich nicht mehr als den tatsächlichen Aufwand der VBL AG abdecken und nicht – wie die 
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weder erfolgt seien noch hätten gemacht werden können; eine verbindliche Haltung «der Stadt» könnte im 

Übrigen «ohnehin nur mit [einem förmlichen] Stadtratsbeschluss abgeholt werden». 

524 In andern Fällen war die Information der vbl ag entgegen anders lautenden Äusserungen, auch in der Ta-

gespresse, demgegenüber korrekt. Sie legte beispielsweise auf entsprechende Frage des VVL hin im 

Controllingbericht vom 28. März 2018 offen, dass konzernintern nicht «effektive Zinsen», sondern kalkula-

torische Zinsen verrechnet werden. Als solche zutreffend war ebenso die erwähnte Angabe im Controlling-

bericht vom 29. März 2019, die verrechneten Leistungspreise enthielten «keine kalkulatorischen Zinsen 

und somit auch keine Eigenkapitalverzinsung». Diese Angabe traf für die (nachträglich geänderte) Rech-

nung 2018 zu. Sie war aber auch so formuliert, dass sie bei verschiedenen Stellen offenkundig den Ein-

druck erweckte, sie beziehe sich ganz generell auf die Verrechnungspraxis der vbl-Gruppe und nicht nur 

auf das letzte Rechnungsjahr.  

 

7.3.3 Überprüfung der Struktur, Rechnungslegung und Ergebnisverwendung durch das BAV  

525 Der Bericht des BAV vom 15. Mai 2012 diente der VBL in der Folge regelmässig als Begründung und 

Rechtfertigung ihrer Verrechnungspraxis. Er attestierte der vbl ag tatsächlich, dass die Kosten und Erlöse 

den abgeltungsberechtigten und nicht abgeltungsberechtigten Sparten verursachergerecht zugewiesen 

werden und eine Quersubventionierung zwischen den Tochtergesellschaften resp. den Sparten Ortsver-

kehr und Regionalverkehr ausgeschlossen werden kann. Der Bericht hält explizit fest, dass die fixen Fahr-

zeugkosten pro Fahrzeugkategorie unter anderem kalkulatorische Zinsen und Abschreibungen enthalten 

und mit den der vbl ag verrechneten Sätzen bzw. kalkulatorischen Zinsen das unternehmerische Risiko 

angemessen berücksichtigt wird. Bestätigt wird ebenso, dass die Vorschriften über die Bildung der Reser-

ven in Art. 36 PBG im Regional- und Ortsverkehr eingehalten sind und die VBL AG (Muttergesellschaft) 

nicht den spezialgesetzlichen Bestimmungen über die öV-Gesellschaften unterliegt. Bemerkt wird aller-

dings auch, dass die Personalunion in den drei Geschäftsleitungen und die Eigner- und Bestellerziele zu 

Ziel- und Interessenkonflikten führen können und es für die Besteller «deshalb naheliegend» ist, dass «sie 

über die notwendigen Informationen verfügen müssten, um die Angemessenheit der vereinbarten Ver-

rechnungssätze u.a.m. überprüfen und beurteilen zu können». Zum zweiten Punkt hält der Bericht fest, 

dass das BAV im Rahmen der Prüfung «vollständige Akteneinsicht inkl. Offenlegung der Buchhaltungsun-

terlagen» nur für die vbl ag erhielt und zur Muttergesellschaft VBL AG «lediglich punktuelle Auskünfte zu 

den Schnittstellen und Leistungen für den öV-relevanten Teil erteilt» wurden. 

526 Eine erste Version des Prüfberichts lautete nach VBL-internen Angaben noch anders, doch habe die Ge-

schäftsleitung «dann aber in wesentlichen Punkten eine Verbesserung erreichen» können, «indem sie den 

Bericht in manchen Bereichen zu Handen des BAV korrigierte». 

 

7.3.4 Warnsignale  

527 Die Revisionsstelle der vbl-Gruppe beanstandete die konzerninternen Verrechnungen soweit ersichtlich 

nicht förmlich. Der Leiter Finanzen & IT gibt an der Anhörung an, es habe «nicht Warnungen, aber Fest-

stellungen dazu» gegeben. Aktenkundig ist, dass die erste Revisionsstelle in ihrem ausführlichen Bericht 

an den Verwaltungsrat zur Rechnung des Vorjahres wiederholt, namentlich in den Jahren 2012, 2014 und 

2015, auf das den Entscheiden betreffend Transferpreise «inhärente Risiko» aufmerksam machte, dass 
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«über die notwendigen Informationen verfügen müssten, um die Angemessenheit der vereinbarten Ver-

rechnungssätze u.a.m. überprüfen zu können» – was der VVL in der Folge auch forderte, aber die VBL 

nicht zuliess. Zu berücksichtigen ist im Weiteren, dass das Zinsniveau bereits im Jahr 2012 tief, aber doch 

noch deutlich höher als in den nachfolgenden Jahren war, und die Angaben zur Angemessenheit der kal-

kulatorischen Zinsen kaum «Ewigkeitswert» beanspruchen können. Wie die Korrespondenz im Zusam-

menhang mit den beantragten Betriebsmitteln (Beschaffung von Doppelgelenktrolleybussen) und nament-

lich die E-Mail des VVL vom 23. März 2012 zeigt, war die konkrete Höhe kalkulatorischer Zinsen bereits 

im Frühjahr 2012 ein Thema und Gegenstand von Auseinandersetzungen. Zu beachten ist auch, dass die 

Prüfung durch das BAV nach interner Beurteilung der VBL mit gewisser Zurückhaltung erfolgte (erwähnt 

wurde, dass «die Herren des BAV nicht die Absicht hätten, das vbl-Modell zu kritisieren, sondern im Ge-

genteil deren Rechtmässigkeit bestätigen möchten, sofern nicht irgendwelche neuen Erkenntnisse dage-

gen sprechen würden»). Intern wurde auch vermerkt, ein erster Entwurf hätte den VVL «direkt zu weiteren 

Abklärungen» animiert, weil er festgehalten habe, «dass verschiedene Aspekte der vbl-Holdingstruktur 

nicht überprüft worden seien, so etwa die Berechtigung der Verrechnungssätze», doch habe die Ge-

schäftsleitung «dann aber in wesentlichen Punkten eine Verbesserung erreichen» können, «indem sie den 

Bericht in manchen Bereichen zu Handen des BAV korrigierte». Unter diesen Umständen kann der Bericht 

des BAV kaum als einwandfreier «Persilschein» dienen. Eine etwas selbstkritischere Haltung wäre am 

Platz gewesen. Auf jeden Fall entband der Bericht die Verantwortlichen nicht von der Pflicht, das anwend-

bare Recht korrekt anzuwenden. Mit seinen (klaren) Bemerkungen zu den Informationsbedürfnissen der 

Besteller hätte er die VBL auch veranlassen müssen, der oft und mit Nachdruck, aber im Ergebnis erfolg-

los erhobenen Forderung des VVL nach Offenlegung der tatsächlichen Verhältnisse nachzukommen. 

 

7.4 Folgen der PostAuto-Affäre 

7.4.1 Allgemeines 

532 Das BAV vertrat nach einer zunächst zurückhaltenden Praxis im Anschluss an die PostAuto-Affäre eine 

klare Haltung. Es legte sein Verständnis der anwendbaren Bestimmungen im ausführlichen Schreiben 

vom 28. Februar 2018 an die subventionierten Transportunternehmen – soweit ersichtlich erstmal in die-

ser Form – einlässlich dar und verlangte in der Folge von den Unternehmen neue Bestätigungen und Un-

terlagen. Die Ausführungen in diesem Schreiben entsprechen allerdings in der Sache in verschiedenen 

Punkten durchaus der Position, die das BAV und der vor allem der VVL bereits im Rahmen der Verhand-

lungen über die Zielvereinbarung 2017 – 2021 eingenommen hatten. 

 

7.4.2 Bericht Ernst & Young 

533 Die VBL reagierte auf das Schreiben des BAV vom 28. Februar 2018 bemerkenswert rasch und lud be-

reits am 2. März 2018 zwei Unternehmen zur Offertstellung für eine interne Prüfung ein. Der Direktor er-

klärt an der Anhörung zum Auftrag, die VBL habe den Auftrag erteilen wollen, «die regulatorischen Vorga-

ben bzw. deren Einhaltung durch die VBL zu prüfen». Sie habe sich zuerst «ein Testat (i.S. eines Prüfsie-

gels)» erhofft, was aber nicht möglich gewesen sei. Dass der Bericht zunächst in erster Linie der Bestäti-

gung der Haltung der VBL dienen sollte, geht auch aus andern Äusserungen hervor, beispielsweise aus 

der Erklärung gegenüber dem Verwaltungsrat, es gehe «um ein Follow-Up bzw. inhaltliche Bestätigung 
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teilweise verharmlosend dargestellt. Das gilt etwa für die – entgegen der Darstellung der VBL sehr wohl 

vom Management und nicht vom Verwaltungsrat stammenden43 – Mitteilung an der VR-Sitzung vom 14. 

September 2018 zur Anpassung der Offerte für die Jahre 2018/2019, es werde mit dem VVL «vereinbart, 

dass dies zukunftsgerichtet erfolgt und keine Vergangenheitsbewältigung stattfindet». Eine solche Verein-

barung kam nicht zustande und konnte unter den gegebenen Umständen auch nicht erwartet werden. Als 

beschönigend muss beispielsweise auch die Information an der VR-Sitzung vom 20. Dezember 2019 be-

zeichnet werden, der Bericht Gfeller + Partner AG habe der VBL indirekt attestiert, «dass wir keine Geset-

zesverstösse begangen haben und uns immer innerhalb der geltenden Gesetze und im Rahmen der mit 

dem VVL getroffenen Abmachungen und akzeptierten Offerten bzw. abgeschlossenen Zielvereinbarungen 

bewegt haben», und auch am Treffen mit dem Verbundrat vom 15. November 2019 habe man der VBL 

«indirekt …  attestiert, dass wir keine Gesetzesverstösse begangen haben». Zum Treffen mit dem Stadt-

rat vom 30. Oktober 2019 wurde der Verwaltungsrat dahingehend informiert, dass der Stadtrat die VBL in 

den «weiteren Bemühungen gegenüber dem VVL» unterstütze. Dies Information widerspricht auf jeden 

Fall den Angaben befragter Mitglieder des Stadtrats, die angeben, der Stadtrat habe nichts beschlossen. 

Tatsächlich sind dem Protokoll des Stadtrats dazu nicht mehr als der Vermerk «Besuch vbl-Delegation» 

sowie ein Hinweis auf die Zeit, die Teilnehmenden und den Ort zu entnehmen. 

549 Trotz solcher einigermassen beschönigender Informationen war dem Verwaltungsrat aber offenbar klar, 

dass «etwas in der Luft» liegt. Anders lässt sich die Tatsache nicht erklären, dass er am 23. März 2018 – 

von sich aus, nicht auf Antrag des Managements – beschloss, dass ein zusätzliches finanzielles Risiko 

«Interne Verrechnungssätze / Spezialprüfung» aufgenommen und bewertet werden müsse, und am 29. 

Juni 2018 nach Kenntnisnahme des Management Letters Ernst & Young die Geschäftsleitung beauftragte, 

«zu jedem durch E&Y identifizierten Risiko …  eine konkrete Handlungsempfehlung zu erstellen (Punkt 

für Punkt)». 

550 Die Forderungen des VVL vom Januar / Februar 2020 kamen nach Angaben des Vertreters des Stadtrats 

für den Verwaltungsrat dennoch überraschend. Diese Forderungen hätten «den VR sehr überrascht»; 

man habe im Vorfeld «schon darüber geredet, aber man war vor allem über das Ausmass überrascht». 

Man habe eher angenommen, dass «im Fokus der Zuwachs von stillen Reserven im fraglichen Zeitraum 

stehen könnte», die deutlich weniger als 16 Millionen Franken betrugen. Diese Einschätzung entsprach 

offenbar derjenigen der Geschäftsleitung. 

 

7.6 Information und Rolle der Stadt 

7.6.1 Informationskanäle 

551 Die Information der Stadt erfolgte nicht durch den Verwaltungsrat der VBL AG als solchen, aber vereinzelt 

gestützt auf explizite VR-Beschlüsse; der Verwaltungsrat beschloss beispielsweise am 6. Februar 2020 

                                                 
43  Die VBL wendet in ihrer Stellungnahme vom 11. September 2020 ein, das Zitat sei aus dem Zusammenhang geris-

sen; es stamme «aus einem Beschluss des Verwaltungsrates, der aussagt, dass dies als Ziel in den Gesprächen mit 
dem VVL verfolgt werden soll». Das Zitat findet sich wohl in einem Beschluss des Verwaltungsrats, entstammt aber 
der im Beschluss wörtlich wiedergegebenen Beschreibung der «Variante 1» zum weiteren Vorgehen, die dem VR 
zum Beschluss unterbreitet worden ist. Die Aussage ist somit nicht dem Verwaltungsrat, sondern klarerweise dem 
Antrag stellenden Management zuzurechnen und nicht aus dem Zusammenhang gerissen. 
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Stadtrat traf nach Angaben befragter Mitglieder auch im Anschluss an die Sitzung keine besonderen Vor-

kehren und unternahm «von sich aus nichts direkt», sondern wollte abwarten, «was vom VVL kommt». 

Die Reaktion war immerhin «eine gesteigerte Aufmerksamkeit»; der Stadtrat habe namentlich «die sorg-

fältige Kommunikation im Auge gehabt».  

571 Nach dem 30. Oktober 2019 bis Anfang Februar 2020 waren überhöhte Subventionen und entsprechende 

Rückforderungen des VVL sowie Kommunikationsmassnahmen im Stadtrat offenbar kein besonderes 

Thema. Zur Sprache kamen sie erst wieder, als die Finanzdirektorin am 5. Februar 2020 im Rahmen ei-

nes am Tag zuvor angekündigten «Reminder» über die konkreten Forderungen des VVL informierte. Der 

Finanzdirektorin war bewusst, dass das Geschäft «hochsensibel» war. Zur Diskussion im Stadtrat gibt das 

Protokoll (das in aller Regel nur die Beschlüsse des Stadtrats enthält) keine Auskunft. Vermerkt ist im Pro-

tokoll unter «Reminder» lediglich eine Information unter dem Titel «FD: Beteiligungsmanagement». 

572 Auch an der nächsten Sitzung vom 12. Februar 2020 war die Rückforderung des VVL wieder ein Thema 

im Stadtrat. Die Finanzdirektorin informierte mündlich über das Treffen mit der VBL vom Vortag (11. Feb-

ruar 2020). Gemäss Auskunft der Stadtkanzlei findet sich im Protokoll zu dieser Sitzung ein «Reminder» 

mit dem Titel «Information» und dem Vermerk «FD: Beteiligungsmanagement». 

573 Konkrete Dokumente wie den Bericht des BAV vom 15. Mai 2012, den Management Letter Ernst & Young 

vom Mai 2018 und den Bericht Gfeller + Partner AG vom 4. November 2019 erhielt der Stadtrat erst im 

März 2020, mit der Auflage, die Dokumente nur nach Rücksprache mit der VBL an Dritte weiterzugeben 

und den Management Letter im Rahmen der Stellungnahme zu den dringlichen Interpellationen nicht zu 

erwähnen. 

 

7.6.5 Einzelne Mitglieder des Stadtrats 

574 Vier der fünf Mitglieder des Stadtrats waren aus verschiedenen Gründen und in unterschiedlichem Aus-

mass über die Entwicklung und teilweise auch über Interna der VBL informiert.  

575 Die frühere Vertreterin im Verwaltungsrat verfügte aufgrund dieser Funktion, die sie bis Mitte 2015 aus-

übte, über verschiedene Informationen (sie hatte sich im Verwaltungsrat seinerzeit erfolglos für mehr 

Transparenz und namentlich die Einführung von Swiss GAAP FER eingesetzt). Ab Mitte 2015 war sie auf-

grund ihrer Funktion allerdings kaum mehr besonders mit der VBL befasst. 

576 Die Finanzdirektorin nahm seit ihrem Amtsantritt als Mitglied des Stadtrats am 1. März 2017 an den Con-

trollinggesprächen teil. Sie wurde teilweise – vor allem in letzter Zeit – direkt durch die VBL informiert. Sie 

erhielt in ihrer Eigenschaft als das für das Beteiligungsmanagement zuständige Ratsmitglied möglicher-

weise bestimmte Signale von der Stabsstelle politisches Controlling (ab Mitte 2019: Stabsstelle Beteili-

gungscontrolling), die allerdings mit Blick auf die ihr durch das Reglement von 2004 zugedachte «Doppel-

rolle» als zuständige städtische Stelle und Beraterin des Stadtvertreters im Verwaltungsrat in Bezug auf 

die Weitergabe von Informationen offenbar grundsätzlich zurückhaltend war. Umfassend über Interna der 

VBL informiert war die Finanzdirektorin aber auf jeden Fall nicht. Sie selbst gibt dazu auch an, sie habe an 

der GPK-Sitzung vom 28. Mai 2020 vieles zum ersten Mal gehört, beispielsweise die Optik des BAV.  
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und die betroffenen Kantone zustimmen. 

 

7.7.2 Begriff «Unternehmen» in Konzernverhältnissen 

593 Die wiedergegebenen bundesrechtlichen Bestimmungen sprechen von «Unternehmen» oder «Transport-

unternehmen», enthalten aber keine Legaldefinition dieser Begriffe und keine Vorschrift zur Frage, was für 

Konzernverhältnisse gilt und ob unter den massgebenden Kosten lediglich die Kosten der subventionier-

ten juristischen Personen zu verstehen oder auch konzerninterne Verhältnisse zu berücksichtigen sind. 

Diese Frage war und ist im Zusammenhang mit Abgeltungen an die vbl ag umstritten. Die VBL stellt sich 

auf den Standpunkt, die subventionsrechtlichen Vorschriften seien lediglich auf die öV-Tochter anwend-

bar, da diese Inhaberin der Konzession sei. Diese Haltung wird durch den Bericht des BAV vom 15. Mai  

2012 gestützt, in welchem ausgeführt wird, einzig die vbl ag als Konzessionsträgerin unterliege den Vor-

schriften des Eisenbahngesetzes und somit der Kontrolle des Bundes. Da die vbl ag sämtliche Leistungen 

bei der VBL AG einkaufe, finde das in der RKV beispielsweise verankerte Vollkostenprinzip (ohne Ge-

winn) oder Verbot von Überabschreibungen korrekterweise keine Anwendung. Der VVL vertritt demgegen-

über, wie heute auch das BAV, eine «Konzernsicht». Weil die vbl ag die Einsicht in die Rechnung der Hol-

dinggesellschaft verweigerte, verlangte er im Rahmen der Zielvereinbarung 2017 – 2021 zumindest eine 

schriftliche Bestätigung der vbl ag, «dass im abgeltungsberechtigten Regional- und Ortsverkehr keine Ge-

winnzuschläge bzw. Eigenkapitalzinsen berücksichtigt sind» (vgl. dazu die Chronologie der Ereignisse, 

vorne Ziffer 6.3).  

594 Aus der Anerkennung der juristischen Person als Trägerin von Rechten und Pflichten mit eigener Rechts-

persönlichkeit im Gesellschaftsrecht ergibt sich beispielsweise für Aktiengesellschaften der Grundsatz der 

Trennung von Aktionär und Aktiengesellschaft (sog. Trennungsprinzip). Dieser personenrechtliche (privat-

rechtliche) Aspekt hat allerdings nicht zwingend zur Folge, dass im öffentlichen Recht durchwegs und 

streng ausschliesslich auf die juristische Persönlichkeit abzustellen und jedes Unternehmen nur für sich 

allen zu betrachten und zu behandeln ist. So sieht beispielsweise das Bundesgesetz vom 12. Juni 2009 

über die Mehrwertsteuer (Mehrwertsteuergesetz, MWSTG)47 vor, dass sich Dienststellen eines Gemein-

wesens oder verschiedene Unternehmen (Gruppenbesteuerung) zu einem einzigen Steuersubjekt zusam-

menschliessen können (Art. 12 Abs. 1 und 13 Abs. 1 MWSTG). Die Rechtsordnung versteht unter «Unter-

nehmen» gelegentlich explizit auch ganze Konzerne. Nach der Legaldefinition in Art. 3 Bst. b der Verord-

nung vom 4. Dezember 2015 über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, 

VVEA)48 sind Unternehmen auch «in einem Konzern zusammengeschlossene Einheiten [mit eigener UID] 

mit einem gemeinsam organisierten Abfallentsorgungssystem». Dementsprechend stellt sich auch im vor-

liegenden Fall die Frage, wie der Begriff «Unternehmen» im PBG, in der ARPV und in der RKV auszule-

gen ist.  

595 Die Auslegung von Rechtsnormen ist nicht «Reparaturmassnahme für Sondersituationen, sondern ein in 

jedem Fall nötiger Vorgang innerhalb der Rechtsanwendung».49 Dies gilt auch dann, wenn die in Frage 

                                                 
47  SR 641.20. 
48  SR 814.600. 
49  AXEL TSCHENTSCHER, Grundprinzipien des Rechts. Einführung in die Rechtswissenschaft mit Beispielen aus dem 

schweizerischen Recht, Bern 2003, S. 106. 
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durchbrochen, wenn die Berufung auf die Eigenständigkeit der juristischen Person missbräuchlich er-

scheint66 (sog. Missbrauchstheorie), oder wenn die juristische Person zweckwidrig verwendet wird67 (sog. 

Normanwendungstheorie). Wird die juristische Person missbräuchlich oder zweckwidrig verwendet, ist ihre 

rechtliche Selbständigkeit unberücksichtigt zu lassen und auf die wirtschaftlichen, faktischen Gegebenhei-

ten abzustellen. Lehre und Rechtsprechung zur methodischen Begründung des Durchgriffs und den ein-

zelnen Voraussetzungen sind allerdings wenig gefestigt.  

600 Nach der Missbrauchstheorie wird ein Durchgriff bejaht, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind:68 

1. Eine juristische Person und ihr Mitglied weisen eine wirtschaftliche Identität auf (Möglichkeit der Be-

herrschung, Abhängigkeitsverhältnis). 

2. Die Berufung auf die rechtliche Selbständigkeit der juristischen Person ist rechtsmissbräuchlich. Erfor-

derlich ist nicht, dass bereits die Gründung einer juristischen Person zu missbräuchlichen Zwecken 

erfolgt; die missbräuchliche Verwendung oder Berufung auf die Trennung genügt. Zur Annahme eines 

Rechtsmissbrauchs müssen «geradezu eine Massierung unterschiedlicher und ausserordentlicher 

Verhaltensweisen im Sinne eigentlicher Machenschaften vorliegen».  

3. Dritte werden qualifiziert geschädigt. 

601 Nach der Normanwendungstheorie wird ein Durchgriff bejaht, wenn69 

1. mehrere Rechtssubjekte eine wirtschaftliche Einheit bilden (eine solche liegt vor, wenn ein Rechts-

subjekt ein anderes direkt oder indirekt, namentlich durch Stimmenmehrheit im obersten Organ oder 

durch Vertrag kontrolliert) und 

2. die juristische Person zweckwidrig verwendet wird. Eine zweckwidrige Verwendung ist unter anderem 

dann zu bejahen, wenn die Grundstruktur der juristischen Person missachtet wird oder die unabhän-

gige Überlebensfähigkeit einer Gesellschaft von vornherein gefährdet ist. Bei vertraglichen Verhältnis-

sen ist primär darauf abzustellen, ob sich der Vertragspartner der zweckwidrigen Verwendung der 

juristischen Person bewusst war oder in guten Treuen von der zweckgemässen Verwendung ausge-

hen durfte.  

602 Sind die Voraussetzungen für einen Durchgriff nach einer dieser Theorien gegeben, kann anstelle der for-

malrechtlichen eine wirtschaftliche Betrachtungsweise angewendet werden.  

603 Aus Sicht der Unterzeichnenden sprechen im vorliegenden Fall gute Gründe für einen Durchgriff sowohl 

nach der Rechtsmissbrauchstheorie als auch nach der Normanwendungstheorie:  

(1) Die vbl ag wird zu 100 Prozent durch die VBL AG beherrscht. Die Organe beider Gesellschaften sind 

personell identisch zusammengesetzt. Der Verwaltungsrat beschloss im Jahr 2009 förmlich, dass die 

                                                 
66  PETER NOBEL, in: Regina E. Aebi-Müller/Christoph Müller (Hrsg.), Berner Kommentar OR, Das Aktienrecht: Systema-

tische Darstellung, 2017, § 10 Rz. 76 mit Hinweis auf BGer 4A_417/2011 E. 2.3.: «l’indépendance juridique entre 
l’actionnaire unique et la société anonyme ne peut pas être invoquée dans un but qui ne mérite pas la protection de 
la loi, comme par exemple pour éluder un contrat, une prohibition de concurrence ou encore pour contourner une 
interdiction ». 

67  MARTIN MONSCH/HANS CASPAR VON DER CRONE, Durchgriff und wirtschaftliche Einheit, in: Hans Caspar von der Crone 
et al. (Hrsg.), Schweizerische Zeitschrift für Wirtschafts- und Finanzmarktrecht (SZW), 2013 S. 445 ff, S. 445. 

68  Zum Folgenden NOBEL, Aktienrecht, § 10 Rz. 77, mit weiteren Hinweisen. 
69  Zum Folgenden MONSCH/VON DER CRONE, Durchgriff, S. 457. 
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fait’» im Sinn des wiedergegebenen Urteils zu qualifizierten. Die im Urteil herangezogenen allgemeinen 

Bestimmungen des SuG zu den anrechenbaren Kosten (Art. 14 Abs. 1 SuG) und zur Auskunftspflicht (Art. 

11 SuG) finden auf Abgeltungen im Bereich des regionalen Personenverkehrs Anwendung, soweit – was 

nicht zutrifft – nicht spezialgesetzliche Vorschriften vorgehen (Art. 2 Abs. 1 SuG). Hinzu kommt, dass das 

kantonale Staatsbeitragsgesetz vom 17. September 199674 in § 10 eine mit Art. 14 Abs. 1 SuG vergleich-

bare Bestimmung enthält. 

 

7.7.5 Fazit 

609 Schon nach allgemeinen Grundsätzen für die Auslegung von Erlassen ist der Begriff «Unternehmen» oder 

«Transportunternehmen» im anwendbaren Recht nicht zwingend eng so auszulegen, dass im Fall von 

Konzernverhältnissen jede einzelne juristische Person gesondert zu betrachten ist. Vielmehr legt die Pra-

xis zum sog. Durchgriff im vorliegenden Fall tatsächlich eine «Konzernsicht» nahe. Dies gilt ebenso für 

das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts, das sich speziell zu subventionsrechtlichen Aspekten in Kon-

zernverhältnissen äussert und notabene nach der Prüfung der Konzernstruktur durch das BAV im Jahr 

2012 ergangen ist. Unter dem Strich ist im vorliegenden Fall nach Auffassung der Unterzeichnenden eine 

wirtschaftliche Betrachtungsweise i.S. einer Konzernsicht angezeigt. 

610 Wird eine Konzernsicht angewendet, ergibt sich ohne Weiteres, dass die vbl-Gruppe mit überhöhten 

Transferpreisen die Vorgaben des PBG, namentlich zum Gewinnverbot bzw. zur Gewinnverwendung, ver-

letzt hat. Mit der «Justierung» der Transferpreise wurde das Gewinnverbot bei der Plankostenrechnung 

verletzt; indem die so erwirtschafteten Gewinne in der Muttergesellschaft verblieben und nicht der Re-

serve gemäss Art. 36 PBG zugewiesen wurden, wurden die Vorgaben zur Gewinnverwendung verletzt.   

611 An diesem Ergebnis ändert der Bericht des BAV vom 15. Mai 2012 nach Auffassung der Unterzeichnen-

den nichts. Einzelne Äusserungen im Bericht, namentlich betreffend die Möglichkeit des Durchgrifft, sind 

durch die Rechtsprechung überholt. Bereits der Bericht enthält im Übrigen auch Vorbehalte, insbesondere 

betreffend die mangelnde Überprüfbarkeit der Transferpreise und das Interesse der Besteller, diese auch 

tatsächlich überprüfen zu können, denen die VBL nicht Rechnung getragen hat.  

612 Ebenfalls nicht ins Feld geführt werden kann das Argument, erst die Praxis des BAV ab dem Jahr 2018 

lasse das Verhalten der VBL als rechtswidrig erscheinen. Die gesetzlichen Grundlagen, an denen dieses 

Verhalten zu messen ist, stehen seit der Errichtung der Holdingstruktur in Kraft. 

 

7.7.6 Vertrauensschutz? 

613 Auf die Bedeutung des Vertrauensschutzes ist im Rahmen der Untersuchungsfragen nicht en détail einzu-

gehen. Die VBL hat zu diesem Aspekt bekanntlich Rechtsgutachten in Auftrag gegeben.75 Erwähnt sei an 

dieser Stelle einzig, dann neben andern Voraussetzungen nur berechtigtes Vertrauen Schutz verdient und 

                                                 
74  SRL Nr. 601. 
75  Kurzgutachten PAUL RICHLI zur rechtlichen Beurteilung der Rückforderungen des BAV und des VVL vom 23. Mai 

2020; Zusammenfassung Kurzgutachten PAUL RICHLI vom 23. Mai 2020. 
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Zusicherungen, die unter Umständen einen Anspruch auf vom Gesetz abweichende Behandlung zu recht-

fertigen vermögen, durch die zuständige Behörde abgegeben werden müssen.76 Zu diesen Punkten ist 

anzumerken, dass die vbl ag nach den Ergebnissen der vorliegenden Untersuchung bewusst Informatio-

nen zurückgehalten bzw. nicht vollständig informiert und auch objektiv unzutreffende explizite Erklärungen 

abgegeben hat. Für Zusicherungen war das BAV nur soweit zuständig, als nach Bundesrecht abgeltungs-

berechtigte Leistungen zur Diskussion standen. Der VVL, der in den übrigen Fällen die zuständige Be-

hörde war, hat grundsätzlich immer die Position vertreten, es müsse eine Konzernsicht eingenommen 

werden, und schliesslich von der vbl ag zumindest eine explizite Bestätigung in der Zielvereinbarung 2017 

– 2021 verlangt, wonach im abgeltungsberechtigten Regional- und Ortsverkehr keine Gewinnzuschläge 

bzw. Eigenkapitalzinsen berücksichtigt sind. 

 

7.7.7 Zuständigkeiten, Verantwortlichkeiten, Aufsicht 

614 Das PBG, die ARPV und die RKV statuieren Rechte und Pflichten der Transportunternehmen. Diese sind 

Adressaten der entsprechenden Bestimmungen und damit dafür verantwortlich, dass sie die gesetzlichen 

Vorgaben einhalten. Die Tatsache, dass eine Organisation unter staatlicher Aufsicht steht, ändert an die-

ser Verantwortung nichts. Der Kritik der VBL in der Stellungnahme vom 11. September 2020, mit dieser 

Beurteilung werde «einseitig die juristische Verantwortung» beleuchtet, dem Stadtrat und dem Parlament 

eine Carte blanche erteilt und deren moralische und politische Verantwortung ausgeblendet, können sich 

die Unterzeichnenden nicht anschliessen. Schon aus personenrechtlichen Grundsätzen ergibt sich, dass 

eine juristische Person die Verantwortung für das eigene Verhalten nicht an andere «delegieren» kann. Im 

vorliegenden Fall gilt dies im Besonderen mit Blick auf die – gerade auch durch die VBL wiederholt be-

tonte – Tatsache, dass die VBL AG und die vbl ag rechtlich eigenständige, autonome Organisationen sind 

und das Reglement vom 5. Februar 2004 über das Beteiligungs- und Beitragscontrolling in Art. 7 Abs. 3 

Weisungen der Stadt explizit ausschloss (vorne Ziffer 4.2.2). Es liegt auch nicht in der Kompetenz und 

Verantwortung der städtischen Organe, branchenspezifische subventionsrechtliche Aspekte für die VBL 

zu beurteilen. Auch von nicht wahrgenommener «moralischer und politischer Verantwortung» kann inso-

fern nicht die Rede sein. Dies gilt namentlich auch deshalb, weil die VBL AG der Stadt gegenüber soweit 

bekannt nie signalisierte, die Dividende könnte ohne Umgehung subventionsrechtlicher Vorgaben nicht 

bezahlt werden. Die VBL betonte im Gegenteil immer wieder, sie habe sich durchwegs rechtmässig ver-

halten, was insbesondere auch das BAV mit seinem Bericht vom 15. Mai 2012 bestätigt habe. 

615 Unternehmensintern obliegt dem Verwaltungsrat nach Art. 716 Abs. 1 Ziff. 5 OR als unentziehbare und 

unübertragbare Aufgabe die Oberaufsicht über die mit der Geschäftsführung betrauten Personen, nament-

lich im Hinblick auf die Befolgung der Gesetze, Statuten, Reglemente und Weisungen. Der Verwaltungsrat 

hat mit andern Worten dafür zu sorgen, dass die Gesellschaft keine Gesetze missachtet, insbesondere 

nicht die auf ihre Unternehmenstätigkeit anwendbaren spezialgesetzlichen und öffentlich-rechtlichen Be-

stimmungen.77 

                                                 
76  Allgemein zu den Voraussetzungen für den Vertrauensschutz im öffentlichen Recht PIERRE TSCHANNEN/ULRICH ZIM-

MERLI/MARKUS MÜLLER, Allgemeines Verwaltungsrecht, 4. Auflage, Bern 2014 § 22. 
77  CHRISTOPH B. BÜHLER, in: Lukas Handschin (Hrsg.), Zürcher Kommentar OR, 3. Auflage 2018, Art. 717 Rz. Rz. 21 

mit Verweis auf Urteil des Bundesgerichts 1B_41/2011 vom 24. März 2011, E. 2.3.1, wonach der Verwaltungsrat «für 
einen allgemeinen Respekt vor der Rechtsordnung zu sorgen» hat.  
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noch der Verordnung vom 20. Oktober 2009 (öVV)78 lassen sich nähere Hinweise entnehmen. Im Regle-

ment für den Verkehrsverbund Luzern vom 8. Januar 2010 wird in § 10 ausgeführt, dass der VVL die Ent-

wicklung der Leistungen und Kosten im öffentlichen Personenverkehr durch ein zweckmässiges Control-

ling steuert. Dieses umfasst die Festlegung der Ziele, die Planung der Massnahmen, deren Umsetzung 

und die Überprüfung der Leistungen und Kosten. Gemäss § 13 des Reglements hat der Geschäftsleiter 

dem Verbundrat nach dessen Vorgaben Bericht zu erstatten. Unter dem Titel «Transportleistungen» hält  

§ 14 immerhin fest, dass die Einhaltung der in den Angebotsvereinbarungen mit den Transportunterneh-

men festgelegten Ziele und Bedingungen sowie die Qualitätssicherung in geeigneter Weise sicherzustel-

len sind (Abs. 1) und dass die Transportunternehmen die dazu erforderlichen Unterlagen bereitzustellen 

haben. Der Vertreter des Stadtrats im Verbundrat VVL gibt an der Anhörung denn auch an, die Konstruk-

tion und die Verantwortlichkeiten des VVL seien «nicht ganz eindeutig neben Kanton und Tarifverbund»; 

es gäbe «ein paar Schnittstellen, die schwierig sind». Im Rahmen der Aufarbeitung der Postautoaffäre 

habe man sich im Verbundrat gefragt:  

«Wer kontrolliert eigentlich die Abrechnungen? Könnten wir irgendwo in der Verantwortung stehen? 
Dazu erarbeitete der VVL ein Faktenblatt im ersten Halbjahr 2018, welches wir intensiv diskutierten. 
Wir gelangten zum Ergebnis, dass wir als Verbundrat keine zentrale Rolle bei der Prüfung der Ab-
rechnungen der TU haben, sondern vor allem das BAV, die Finanzaufsicht und auf Stufe TU die 
Revisionsfirmen. Der Verbundrat hat zudem kein Recht auf Einsichtnahme oder direkte Eingriffs-
möglichkeiten bei den TU, soll aber im Rahmen der Aufsicht die notwendigen Abklärungen einlei-
ten, falls Hinweise auf Gesetzesvorstösse vorliegen." 

621 Der Präsident des Verbundrats gibt anlässlich der Anhörung zu Protokoll, im Rahmen der Behandlung von 

Vorstössen auf kantonaler Ebene sei bekannt geworden, dass die Regierung bei der Finanzkontrolle ei-

nen Bericht in Auftrag gegeben habe. Der Bericht liege zwischenzeitlich vor, sei aber nicht öffentlich. Der 

Aufsichts- und Kontrollkommission (des kantonalen Parlaments) werde der Bericht zur Kenntnis gebracht, 

auch dem Verbundrat. Weiter werde dieser Bericht nicht gestreut. 

622 Die Unterzeichnenden haben weder Einsicht in das erwähnte Faktenblatt des VVL noch Einsicht in den 

Bericht der Finanzkontrolle nehmen können. 

In der Praxis hat der Verbundrat insbesondere im Rahmen des Controllingprozesses zur Leistungsverein-

barung Aufsichtshandlungen vorgenommen, eine eigentliche subventionsrechtliche Prüfung mit Bezug auf 

die Abgeltungen an den Ortsverkehr wurde jedoch nicht durchgeführt. Die Beurteilung des BAV im Bericht 

vom 15. Mai 2012, die er selbst veranlasst hatte, nahm der VVL ernüchtert zur Kenntnis. Er sah sich aber 

offenbar nicht in der Lage, seine eigene Haltung gegenüber der vbl ag durchzusetzen. Der Präsident des 

Verbundrats gibt an der Anhörung zu Protokoll: 

«Der Bericht des BAV war für den VVL sehr ernüchternd. Vor Postauto war im öV eine ganz andere 
Zeit. Man hat im Rat, soweit ich mich erinnern kann, den BAV-Bericht über die Geschäftsstelle vor-
gelegt bekommen. Wir sahen: das BAV ist nicht mit uns unterwegs, wir sind allein. Was können wir 
machen? Rückblickend hätte man ev. schon mehr machen können, aber in der damaligen Zeit - es 
war eine Einschätzung von Ratsmitgliedern mit durchaus auch politischer Erfahrung – war man der 
Meinung, dass es zu nichts führt, wenn man hier noch etwas unternimmt. Man hat gesagt, man 
versucht es mit Zielvereinbarungen. Es kamen immer wieder Fragen auf, aber der VVL hatte die 
Haltung, solange man das BAV nicht im Rücken hat, unternehmen wir nichts, da sind wir allein auf 
weiter Flur.»  

                                                 
78  SRL 775a. 
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626 Dennoch seien mit Blick auf die eingangs gestellte Frage 15 zu diesem Punkt einige summarische Hin-

weise angebracht. 

627 Anzumerken ist vorweg, dass sowohl das SuG wie auch das kantonalen Staatsbeitragsgesetz verwal-

tungsstrafrechtliche Bestimmungen enthalten. Während die Bestimmungen des SuG als spezialgesetzli-

che Vorschriften den allgemeinen Bestimmungen des Schweizerischen Strafgesetzbuchs vom 21. Dezem-

ber 1937 (StGB)80 vorgehen (Grundsatz der lex specialis), wäre das Verhältnis der Bestimmungen des 

kantonalen Staatsbeitragsgesetzes zu jenen des StGB zu klären. 

628 Die Unterzeichnenden können nicht ausschliessen, dass namentlich die in der Zielvereinbarung 2017 – 

2021 durch die VBL schriftlich abgegebene Erklärung, «dass im abgeltungsberechtigten Regional- und 

Ortsverkehr keine Gewinnzuschläge bzw. Eigenkapitalzinsen berücksichtigt sind», einen Straftatbestand 

erfüllt. Diese Erklärung muss im Kontext der vorangegangenen Verhandlungen aus Sicht der Unterzeich-

nenden als objektiv unzutreffend bezeichnet werden (vorne Ziffer 7.3.2). Zu prüfen wären, soweit Bun-

dessubventionen betreffend, namentlich die Straftatbestände nach Art. 38 SuG (Erschleichen eines Vor-

teils: «Wer vorsätzlich in einem Finanzhilfe- oder einem Abgeltungsverfahren unrichtige oder unvollstän-

dige Angaben macht, um dadurch einen ungerechtfertigten Vorteil zu erwirken […]») und Art. 37 SuG i.V. 

mit Art. 14 VStR (Abgabe- oder Leistungsbetrug: «Wer die Verwaltung, eine andere Behörde oder einen 

Dritten durch Vorspiegelung oder Unterdrückung von Tatsachen arglistig irreführt oder sie in einem Irrtum 

arglistig bestärkt und so für sich oder einen andern unrechtmässig eine Konzession, eine Bewilligung oder 

ein Kontingent, einen Beitrag, die Rückerstattung von Abgaben, eine andere Leistung des Gemeinwesens 

erschleicht, oder bewirkt, dass der Entzug einer Konzession, einer Bewilligung oder eines Kontingents un-

terbleibt […]»). Soweit nur kantonale Abgeltungen betroffen sind, wäre unter Umständen der Tatbestand 

nach § 36 des kantonalen Staatsbeitragsgesetzes («Wer zur Erlangung eines Staatsbeitrags über erhebli-

che Tatsachen unrichtige oder unvollständige Angaben macht» oder «wer erhebliche Tatsachen im Zu-

sammenhang mit Staatsbeiträgen verschweigt») zu prüfen, gegebenenfalls wäre das Verhältnis zu Art. 

251 StGB (Urkundenfälschung) und Art. 146 StGB (Betrug) zu klären. 

 

 

  

                                                 
80  SR 311.0. 
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letzte GV vom 27. Mai 2020 ist dazu nichts vermerkt, insbesondere auch nicht zu den Traktanden «Jah-

resrechnungen 2019» und «Verwendung des Bilanzgewinnes». Die Generalversammlungen sind in aller 

Regel reine Formsache und dauern nur sehr kurze Zeit. Die Traktanden werden jeweils am vorangehen-

den Controllinggespräch erörtert. 

An den Controlliggesprächen kamen die Rechnungslegung nach Swiss GAAP FER und entsprechende 

Forderungen des VVL demgegenüber öfter zur Sprache. Die VBL vertrat aber bis 2019 immer die Auffas-

sung, dies komme insbesondere auch aus Konkurrenzgründen und mit Blick auf «gleich lange Spiesse» 

der Transportunternehmen nicht in Betracht. Am Controllinggespräch vom 27. April 2020 informierte die 

VBL über die unterdessen per 1. Januar 2021 geplante Einführung von Swiss GAAP FER, ebenso über 

die auf diesen Zeitpunkt ebenfalls in Aussicht genommene Anpassung (nicht: Auflösung) der Holdingstruk-

tur.  

Für interne Zwecke legt die VBL seit 2008, allenfalls mit vereinzelten Ausnahmen, auch nach dem Stan-

dard Swiss GAAP FER Rechnung. Diese Tatsache und teilweise auch die entsprechenden Ergebnisse, 

insbesondere die nach dieser Rechnungslegung ausgewiesenen (deutlich höheren) Gewinne kamen seit 

2008 an den Controllingesprächen regelmässig zur Sprache. 

Vgl. zu dieser Frage u.a. die Hinweise vorne unter Ziffer 7.2.4. 

 

8.2 Fragen zu finanziellen Vorgaben 

Frage 7: 

In den übergeordneten normativen und politischen Vorgaben (früher übergeordnete politische Ziele), wel-

che vom Grossen Stadtrat beschlossen werden, ist als Ziel die Stärkung der Eigenmittel verankert. Hatte 

diese Zielsetzung Einfluss auf das Verhalten der Verantwortlichen der vbl? 

Die Stärkung der Eigenmittel ist neben der ausgeglichenen Rechnung und dem Freiraum für die Eigenfi-

nanzierung der Investitionsvorhaben als übergeordnetes politisches Ziel vermutlich seit dem Jahr 2005 in 

der Eignerstrategie der Stadt verankert. Dieses Ziel wurde vor kurzem, am 11. September 2019, durch 

den Grossen Stadtrat wiederum bestätigt. Thema der Eigentümerstrategie vom 18. Dezember 2002 waren 

unter dem Titel «Finanzielle Bestimmungen» im Weiteren die Verwendung von Gewinnen für Reserven 

und Rückstellungen bis zum Jahr 2005 und die Ausrichtung einer Dividende ab dem Jahr 2006 von «zirka 

3-5%», sofern «es das Unternehmensergebnis erlaubt». Auch die aktuelle Eigentümerstrategie vom Mai 

2018 gibt als finanzielles Ziel eine Dividende von 3 bis 5 Prozent vor, «sofern es das Unternehmensergeb-

nis erlaubt». 

Die allgemeinen finanziellen Vorgaben und namentlich die Dividendenerwartungen der Stadt waren nicht 

nur im Verwaltungsrat der VBL, sondern auch in den Verhandlungen mit dem ÖVL und ab dem Jahr 2010 

mit dem VVL seit Jahren Dauerthema. Für den Direktor der VBL ist klar, dass diese Vorgaben Einfluss auf 

das Verhalten der Verantwortlichen der VBL hatte. Die Eignerstrategie der Stadt sei für die VBL «quasi 

‘gottgegeben’» und ein «Auftrag an den VR, diese zu erfüllen». Die Untersuchung hat denn auch klar be-

stätigt, dass die Verantwortlichen der VBL bestrebt waren, die städtischen Vorgaben und Erwartungen zu 

erfüllen, und dies auch gegenüber den Bestellern immer wieder betonten.  

Vgl. zu dieser Frage u.a. die Hinweise vorne unter Ziffer 7.1. 
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Dem Verwaltungsrat wurde am 14. September 2018 optimistisch erklärt, mit dem VVL werde vereinbart, 

dass die Bereinigung der Offerte (nur) «zukunftsgerichtet erfolgt und keine Vergangenheitsbewältigung 

stattfindet». Eine solche Vereinbarung kam nicht zustande. 

Zum Anlass der Neuverhandlung der Offerte 2018/2019 ist festzuhalten, dass die vbl ag entgegen ihrer 

Darstellung nicht in dem Sinn proaktiv auf den Bericht von Ernst & Young reagierte, dass sie selbst, wie 

im Bericht klar empfohlen, aktiv auf die Besteller zuging, um die offenen Fragen zu klären. Die diesbezüg-

lichen Diskussionen und insbesondere die Aussprache vom 4. Juli 2018 über rechtlich korrekte Abrech-

nungen und Offerten gingen vielmehr auf die Initiative des VVL und des BAV zurück. 

Vgl. zu dieser Frage u.a. die Hinweise vorne unter Ziffer 7.4.2 und 7.4.3. 

 

Frage 12: 

Welche Rolle spielte das BAV? Wie klar war seine Rolle und wie unterscheidet sie sich vor und nach 

2018? 

In den Auseinandersetzungen um Transparenz und Offenlegung der Ist-Zahlen spielte das BAV im Ver-

gleich mit dem ÖVL und später mit dem VVL insgesamt eine untergeordnete bzw. passive Rolle. Aktiv 

wurde das BAV, als es auf Ersuchen des VVL im Frühjahr 2012 die Holdingstruktur, die Rechnungslegung 

und die Ergebnisverwendung prüfte. Das BAV akzeptierte zu diesem Zeitpunkt ausdrücklich kalkulatori-

sche Zinsen, allerdings mit dem Hinweis, dass die Personalunion in der Geschäftsleitung zu Ziel- und Inte-

ressenkonflikten führen kann und es für die Besteller naheliegend sei, dass «sie über die notwendigen 

Informationen verfügen müssten, um die Angemessenheit der vereinbarten Verrechnungssätze u.a.m. 

überprüfen und beurteilen zu können». Der Bericht hielt auch explizit fest, dass das BAV im Rahmen der 

Prüfung «vollständige Akteneinsicht inkl. Offenlegung der Buchhaltungsunterlagen» nur für die vbl ag er-

hielt und zur Muttergesellschaft VBL AG «lediglich punktuelle Auskünfte zu den Schnittstellen und Leistun-

gen für den öV-relevanten Teil erteilt» wurden. 

Die jährlichen subventionsrechtlichen Prüfungen und Genehmigungen der Abrechnung waren Routine und 

umfassten, auch mit Blick auf die beschränkten Ressourcen des BAV, in aller Regel keine vertieften Prü-

fungen. Aus den zur Prüfung eingereichten Unterlagen war allerdings auch nicht ersichtlich, dass die gel-

tend gemachten Aufwendungen wesentlich von Ist-Zahlen (der Muttergesellschaft) abwichen. Der Direktor 

des BAV erklärt an der Anhörung, das BAV sei davon ausgegangen, «dass es Ist-Kosten waren, alle 

wussten, dass dies die Erwartung war»; die vbl ag habe das aber «so gemacht, damit wir als Besteller die 

Differenz nicht sehen und merken, dass sie Gewinn gemacht haben. Sonst hätten wir sie runter gekürzt».  

Im Anschluss an die PostAuto-Affäre nahm das BAV klar eine andere Rolle ein. Es legte – soweit ersicht-

lich erstmals in dieser Form – im Schreiben vom 28. Februar 2018 seine Auslegung der gesetzlichen 

Bestimmungen dar und verlangte ab diesem Zeitpunkt zusätzlich zu den Unterlagen eine schriftliche Be-

stätigung der Transportunternehmen, dass sie die subventionsrechtlichen Grundsätze einhalten, und von 

der vbl ag überdies teilweise weitere Erklärungen. 

Gegenüber der vbl ag vertrat das BAV im Sommer 2018 die Haltung, die früheren Abgeltungen seien erle-

digt. Für die Zukunft stellte das BAV aber, im Einklang mit dem VVL, klare Forderungen. 

Vgl. zu dieser Frage u.a. die Hinweise vorne unter Ziffer 7.3.4 und 7.4. 
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Frage 13: 

Wie klar waren die Vorgaben des BAV? 

Vgl. auch Antwort zu Frage 12. 

Vor dem Schreiben vom 28. Februar 2018 bestanden soweit ersichtlich keine klaren allgemeinen Mei-

nungsäusserungen des BAV zur Frage, was im Rahmen einer Konzernstruktur zulässig ist und was nicht. 

Der Bericht des BAV vom 15. Mai 2012 über die vbl ag beanstandete die Konstruktion und kalkulatorische 

Zinsen im Rahmen der konzerninternen Verrechnungen nicht, sondern bestätigte im Gegenteil ausdrück-

lich, dass diese zulässig sind. Er ging auch explizit davon aus, dass ein Durchgriff auf die Konzernmutter 

rechtlich nicht möglich sei. 

Der Bericht vom 15. Mai 2012 enthält sehr wohl – aber durchaus auch nicht nur – Feststellungen, die als 

Argument für die Haltung der vbl ag dienen konnten. Er diente der vbl ag in der Folge denn auch häufig 

als Rechtfertigung für intern verrechnete kalkulatorische Zinsen und für die Verweigerung von Auskünften 

über die Verhältnisse der Konzernmutter (VBL AG). Dies, obwohl VBL-intern berichtet wurde, die Vertreter 

des BAV hätten den Willen bekundet, nach Möglichkeit keine Beanstandungen anzubringen, und die VBL 

selbst den Bericht nach eigenen Angaben «in manchen Bereichen zu Handen des BAV korrigierte». Der 

Direktor des BAV erklärt rückblickend, der Bericht sei «kein Highlight» gewesen; das BAV habe sich «das 

Ganze» aber «noch nicht richtig vorstellen» können. 

Spätere explizite Aussagen des BAV zu den im Bericht vom Mai 2012 behandelten Punkten sind nicht ak-

tenkundig. Insbesondere wäre den Unterzeichnenden nicht bekannt, dass sich das BAV im Anschluss an 

ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts aus dem Jahr 2013, das für Bundessubventionen auch Inter-

company-Verhältnisse berücksichtigte, vor 2018 nochmals explizit zur Bedeutung konzerninterner Verhält-

nisse für abgeltungsberechtigte Leistungen geäussert hätte. 

Vgl. zu dieser Frage u.a. die Hinweise vorne unter Ziffer 7.3.4, 7.3.6 und 7.4. 

 

Frage 14: 

Wer ist in welchem Masse für die Aufsicht über die VBL zuständig (Eignerin, BAV, VVL)? 

Die Stadt Luzern ist in ihrer Eigenschaft als Eignerin eines ausgegliederten Unternehmens im Grundsatz 

gemeinderechtlich zur Aufsicht über die VBL AG verpflichtet. Sie behält die Gesamtverantwortung für die 

Aufgabe und ist dementsprechend verpflichtet, die Aufgabenerfüllung zu überwachen und sicherzustellen, 

dass sie die übertragenen Aufgaben nach Ablauf einer angemessenen Frist wieder selber ausführen oder 

sie einem andern externen Leistungserbringer zur Ausführung übertragen kann (§ 45 Abs. 1 GG). Diese 

Aufsicht ist aber nur allgemeiner Natur und tendenziell auf «Formalien» ausgerichtet, aber keine eigentli-

che «Fachaufsicht». 

Fachliche Aufsichtsbehörde im Geltungsbereich des Personenbeförderungsgesetzes ist das BAV (Art. 52 

PBG), das in erster Linie über das gesetzeskonforme Verhalten dieser Unternehmen zu wachen hat. Die 

Aufsicht des BAV erstreckt sich nur auf den gemäss dem PBG abgeltungsberechtigten Personenverkehr.  
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Ausmass der vorhandenen stillen Reserven) den Bestellern vorzuenthalten (vgl. Bemerkungen zu Frage 

1). Nach den in der Lehre für einen Durchgriff postulierten Voraussetzungen erscheint es unter diesen 

Umständen gerechtfertigt, die Einhaltung der subventionsrechtlichen Vorgaben aus dem Blickwinkel einer 

«Konzernsicht», unter Berücksichtigung der Verhältnisse der Konzernmutter, zu beurteilen. Zum gleichen 

Ergebnis kann aber bereits eine Auslegung des Begriffs «Unternehmen» im Kontext der subventionsrecht-

lichen Bestimmungen und der Art. 11 und 14 Abs. 1 SuG führen, ohne dass auf die Rechtsfigur des 

Durchgriffs zurückgegriffen werden muss. In diesem Sinn entschied das Bundesverwaltungsgericht in ei-

nem Urteil aus dem Jahr 2013, dass mit Blick auf Bundessubventionen auch Leistungen unter nahe ver-

bundenen Gesellschaften zu berücksichtigen sind. Daran ändert entgegen der Auffassung der VBL nichts, 

dass im vorliegenden Fall Abgeltungen im Sinn von Art. 3 Abs. 2 SuG zur Diskussion stehen. Die Art. 11 

und 14 enthalten allgemeine Bestimmungen über Subventionen, die sowohl für Finanzhilfen als auch für 

Abgeltungen gelten (Titel vor Art. 11). 

Findet der Durchgriff Anwendung oder führt die Auslegung des anwendbaren Rechts aus andern Gründen 

zum Ergebnis, dass für die Ist-Kosten nicht einzig die Aufwendungen der vbl ab, sondern die Verhältnisse 

in der vbl-Gruppe zu berücksichtigen sind, muss die geübte Verrechnungspraxis als rechtswidrig bezeich-

net werden. 

Für die Haltung der VBL mögen gewisse Argumente sprechen, insbesondere das Argument, das BAV 

habe die Konstruktion explizit nicht beanstandet und die vbl ag selbst habe auch nie verheimlicht, dass sie 

der Muttergesellschaft kalkulatorische Zinsen leistet und dass solche Zinsen betriebswirtschaftlich be-

trachtet begründet sein mögen. Entscheidend ist allerdings nicht die Frage der wirtschaftlichen Begründet-

heit, sondern – wie beispielsweise auch der Management Letter der Ernst & Young zum Ausdruck bringt – 

einzig die Frage, ob das anwendbare Recht die Verrechnungspraxis zulässt. 

Die Frage, ob sich die VBL auf eigenen guten Glauben und damit den Grundsatz von Treu und Glauben 

(Art. 5 Abs. 3 BV) berufen können, geht streng genommen über eine subventionsrechtliche Beurteilung 

hinaus. Angemerkt sei dazu immerhin das Folgende: Der Vertrauensschutz im öffentlichen Recht schützt 

nur berechtigtes Vertrauen und verleiht nur ausnahmsweise und unter strengen Voraussetzungen An-

spruch auf eine vom Gesetz abweichende Behandlung. Erforderlich sind unter anderem konkrete und ver-

bindliche Zusicherungen der zuständigen Behörde aufgrund einer vollständigen Darstellung des Sachver-

halts. Das BAV ging nach eigenen Angaben davon aus, dass sich die vbl ag an die (durch das BAV ange-

nommene) Rechtslage hält. Zum öfters herangezogenen Bericht vom 15. Mai 2012 ist festzuhalten, dass 

die Prüfung auch nach VBL-internen Angaben offenbar mit einer gewissen Zurückhaltung erfolgte und die 

VBL den Bericht «in manchen Bereichen zu Handen des BAV korrigierte», mithin selbst aktiv Einfluss auf 

das Prüfungsergebnis nahm. Für den Grossteil der Subventionen wäre zudem nach Ansicht der Unter-

zeichnenden der VVL und nicht das BAV die für vertrauensbegründende Auskünfte zuständige Behörde 

gewesen. Der VVL hat aber im Gegensatz zum BAV und auch nach Vorliegen des Berichts vom 15. Mai 

2012 stets die Haltung vertreten, dass nicht eine isolierte Betrachtung der vbl ag, sondern eine «Konzern-

sicht» massgebend ist. Er verlangte – und erhielt – schliesslich eine schriftliche Bestätigung der vbl ab in 

der Zielvereinbarung 2017 – 20121, «dass im abgeltungsberechtigten Regional- und Ortsverkehr keine 

Gewinnzuschläge bzw. Eigenkapitalzinsen berücksichtigt sind». Schliesslich – und vor allem – liegt es 

aber in erster Linie in der Verantwortung des Transportunternehmens selbst, für ein rechtmässiges eige-

nes Verhalten besorgt zu sein. In dem mehr oder weniger stereotypen Hinweis auf den Bericht des BAV 
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Erwähnenswert erscheint die Tatsache, dass bereits im Statusbericht 2017 unter Hinweis auf die Unter-

stützung der Forderung nach mehr Transparenz in der Öffentlichkeit und der Politik ausgeführt wurde, es 

werde «regelmässig darüber diskutiert, inwiefern die stillen Reserven als Risiko behandelt werden sollen». 

Die VBL sei «sich des Risikos bewusst und auch entsprechend sensibilisiert». 

Zum IKS ist zu bemerken, dass offenbar keine Vorgaben zum Verhältnis zwischen den Gesellschaften 

erlassen wurden. Es fehlen offenbar namentlich Vorgaben zur Frage, wie dem angesichts der Ausgestal-

tung der Gesellschaften mit identischen Organen inhärenten Risiko von Interessenkonflikten begegnet 

werden könnte.  

Vgl. zu dieser Frage u.a. die Hinweise vorne unter Ziffer 3.7 und 7.3.4 und 7.3.5. 

 

Frage 19: 

Diskutierte der Verwaltungsrat den Zielkonflikt von Gewinnen aus dem öffentlich bestellten und über Ab-

geltungen finanzierten Verkehrsangebot und den regulatorischen Vorgaben? 

Aus den Unterlagen geht hervor, dass Themen wie Gewinn und Dividenden, die Möglichkeit der Bildung 

von Reserven, die Kürzung von Abgeltungen, Kostentransparenz und Kostenkontrolle im Verwaltungsrat 

bereits vor der Errichtung der Holdingstruktur zur Sprache kamen. 

Mehr oder weniger ständiges Thema waren, je nach Stand und Gegenstand der Verhandlungen, im Ver-

waltungsrat auch die Verhandlungen mit dem ÖVL und ab 2010 mit dem VVL, insbesondere im Zusam-

menhang mit Letters of Intent zuhanden des ÖVL und Zielvereinbarungen mit dem VVL und entsprechen-

den Offerten. 

Der Verwaltungsrat diskutierte jeweils über die Herausgabe von Daten und stellte sich auf den Stand-

punkt, er sei gesetzlich nicht verpflichtet, Auskunft über Interna der Muttergesellschaft zu geben. Der Ziel-

konflikt zwischen den Gewinnerwartungen der Stadt und den regulatorischen Vorgaben wurde offenbar 

als mit der Holdingstruktur «erledigt» erachtet (vgl. auch Bemerkungen zu Frage 1). Im Zusammenhang 

mit der Einführung von Swiss GAAP FER wurde immer wieder darauf hingewiesen, dass damit die Aus-

richtung der Dividende an die Eignerin gefährdet wäre. Die Frage, ob die Praxis der vbl-Gruppe gegen 

regulatorische Vorgaben verstossen könnte, wurde vereinzelt von Mitgliedern des Verwaltungsrats aufge-

worfen, aber jeweils mit Hinweis auf den Bericht des BAV vom 15. Mai 2012 «erledigt». 

Vgl. zu dieser Frage u.a. die Hinweise vorne unter Ziffer 7.5. 

 

Frage 20: 

Wurde die nun beanstandete Verbuchungspraxis und die Rechnungslegung im Verwaltungsrat themati-

siert? 

Bereits vor der Errichtung der Holdingstruktur und namentlich auch im Jahr 2010 beschäftigte sich der 

Verwaltungsrat einigermassen intensiv mit der Rechnungslegung und wägte die Vor- und Nachteile einer 

Rechnungslegung nach Swiss GAAP FER ab. Für die Vorbereitung der Sitzung vom 21. Dezember 2010 

liess sich das Audit Committee offenbar vom Mandatsleiter der externen Revisionsstelle eng begleiten. 
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18. Oktober 2018 zur Verfügung standen. Für das Jahr 2019 ist der Stadtrat seiner Berichterstattungs-

pflicht mit den Angaben im Geschäftsbericht 2019 nachgekommen. 

Unter diesen Umständen kann dem Stadtrat nicht vorgeworfen werden, er hätte die GPK unzureichend 

aktiv informiert. Die Beschaffung von Informationen ist nach allgemeinen Grundsätzen der parlamentari-

schen (Ober-)Aufsicht abgesehen von gesetzlich vorgeschriebener Berichterstattung Sache des Aufsichts-

organs; eine «Bringschuld» der beaufsichtigten Stellen besteht rechtlich betrachtet nicht. Dies gilt im Be-

sonderen für Informationen, die dem Stadtrat durch Dritte mit dem expliziten Hinweis unterbreitet werden, 

dass sie vertraulich zu behandeln sind. 

Abgesehen von der rechtlichen Situation kann die Frage gestellt werden, ob eine weitergehende Informa-

tion der GPK in der Sache oder aus politischen Erwägungen angezeigt gewesen wäre. In der Praxis er-

folgt die Information der GPK ausserhalb der formalisierten Berichterstattung (Geschäftsbericht) nach An-

gaben von Mitgliedern des Stadtrats in der Regel nicht durch den Stadtrat als solchen, sondern durch die 

zuständige Direktion. Die Finanzdirektorin gibt an, sie habe die GPK in den letzten Monaten, d.h. nach 

Bekanntwerden der Affäre, regelmässig informiert.  

Vgl. zu dieser Frage u.a. die Hinweise vorne unter Ziffer 7.6.7. 

 

Frage 28: 

Worauf kann sich die Oberaufsicht des Parlaments im vorliegenden Sachverhalt erstrecken? 

Nach verbreiteter Ansicht, der sich die Unterzeichnenden anschliessen, ist Gegenstand der parlamentari-

schen Oberaufsicht in Bezug auf ausgegliederte Verwaltungsträger grundsätzlich nicht die (direkte) Beauf-

sichtigung der ausgegliederten Unternehmen, sondern die Art und Weise, die das für die Aufsicht zustän-

dige Gemeindeorgan, in der Regel die Exekutive, ihre Aufsichtsfunktion wahrnimmt. Von dieser Konzep-

tion ging auch der (heute aufgehobene) Art. 15 Abs. 1 des Reglements vom 5. Februar 2004 über das Be-

teiligungs- und Beitragscontrolling aus, der die Tätigkeit des externen Leistungserbringers als solche aus-

drücklich von der parlamentarischen Oberaufsicht ausnahm.  

Das geltende Beteiligungsreglement sieht in Art. 11 Bst. e vor, dass der Grosse Stadtrat «die Oberaufsicht 

über das Beteiligungscontrolling und die Beteiligungen» ausübt. Im Bericht und Antrag zum BR wird dazu 

erläutert, es sei «Aufgabe der parlamentarischen Oberaufsicht, die Art und Weise der Wahrnehmung die-

ser Eignerinteressen zu überwachen». Die zuständige Kommission des Grossen Stadtrats kann indes neu 

«bei Bedarf Mitglieder des strategischen Leitungsorgans der wichtigen Beteiligungen befragen». Die GPK 

hat damit auf jeden Fall die Möglichkeit, zwecks Ausübung ihrer Aufsichtsfunktion Informationen direkt bei 

ausgegliederten Unternehmen zu beschaffen. Im Bericht und Antrag zum BR wird ausgeführt, nach der 

Aufhebung von Art. 15 des Reglements von 2004 sei auch die Tätigkeit des externen Leistungserbringers 

«grundsätzlich Gegenstand der Aufsicht», auch «wenn diese im Allgemeinen von einer gewissen Distanz 

geprägt ist». Was dies im Einzelnen bedeuten soll und wie sich eine solche Aufsicht zur gesetzlichen Zu-

ständigkeit des Stadtrats nach Art. 11 Abs. e BR und zur Vorgabe in Art. 30 der Gemeindeordnung, wo-
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nach der Grosse Stadtrat (nur) «die Oberaufsicht über die Stadtverwaltung» ausübt, verhält, erscheint zu-

mindest unklar.81 Eine Klärung hat die Neuregelung des Beteiligungsmanagements in diesem Punkt nach 

Auffassung der Unterzeichnenden nicht gebracht. 

Vgl. zu dieser Frage u.a. die Hinweise vorne unter Ziffer 7.6.7. 

 

Frage 29: 

Wie hat die GPK ihre Rolle wahrgenommen? Wie ist die GPK mit der Thematik umgegangen (insbeson-

dere unter Berücksichtigung der Tatsache, dass der langjährige Finanzchef der vbl zeitgleich GPK Mit-

glied war)? 

Die GPK hat nach Bekanntwerden der Angelegenheit Ende Februar 2020 eine aktive Rolle eingenommen 

und mit der ursprünglich für den 19. März 2020 und schliesslich auf den 28. Mai 2020 verschobenen Aus-

sprache unter anderem mit einer Vertretung der VBL von ihrem gesetzlichen Informationsrecht Gebrauch 

gemacht. Die kritische Aufsicht über Vorkehren des Stadtrats gehört zu ihren Aufgaben. Nach den gelten-

den gesetzlichen Vorgaben ist es nach Auffassung der Unterzeichnenden indes grundsätzlich Sache des 

Stadtrats, das Verhalten der VBL AG bzw. der vbl-Gruppe aufsichtsrechtlich zu beurteilen. Denkbar ist, 

dass die Art und Weise, wie der Stadtrat diese Funktion ausübt, Anlass zu Anpassungen der Regelungen 

über das Beteiligungsmanagements geben könnte. 

Zur Mitgliedschaft des früheren Finanzchefs der VBL ist anzumerken, dass nach der (zwingenden) Rege-

lung in Art. 54 der Gemeindeordnung vom 7. Februar 1999 rechtlich betrachtet kein Unvereinbarkeits-

grund bestand. Aus rechtlicher Sicht ist die Einsitznahme in der GPK unter diesen Umständen nicht zu 

beanstanden; ob sie unter politischen Aspekten opportun war, ist eine andere Frage, die nach Auffassung 

der Unterzeichnenden auch politisch zu beantworten ist. Ob und inwieweit in der Praxis die Vorschriften 

über die Offenlegung von Interessenbindungen und die (verhältnismässig streng umschriebene) Aus-

standspflicht nach den Art. 42 ff. des Geschäftsreglements des Grossen Stadtrats vom 11. Mai 2000 be-

achtet wurden, können die Unterzeichnenden nicht beurteilen.  

Vgl. zu dieser Frage u.a. die Hinweise vorne unter Ziffer 7.6.7. 

 

8.6 Fragen zu Schlussfolgerungen 

Frage 30: 

Gibt die Untersuchung Hinweise darauf, dass jemand der Beteiligten einen finanziellen Nutzen aus der 

ganzen Sache gezogen hat? 

                                                 
81  Gemeindeordnungen anderer Städte sehen teilweise ausdrücklich vor, dass Gegenstand der Oberaufsicht parlamen-

tarischer Kommissionen nicht nur die Tätigkeit der Exekutive und der Stadtverwaltung, sondern auch die Tätigkeit 
stadteigener Unternehmen ist. Vgl. z.B. Art. 72 Abs. 3 der Gemeindeordnung der Stadt Bern vom 8. Dezember 1998: 
«Sie Die Aufsichtskommission  überwacht die Geschäftsführung der Verwaltung und der städtischen Anstalten auf 
Ordnungs- und Rechtmässigkeit (Verwaltungskontrolle), ohne dass sie deren Verfügungen und Anordnungen aufhe-
ben oder ändern kann.» 
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Vgl. zu diesen Fragen u.a. die Hinweise vorne unter Ziffer 3.6 und 3.7. 
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Anhang 

650 Dem vorliegenden Untersuchungsbericht sind auf Verlangen oder im Einverständnis mit den betreffenden 

Organisationen die folgenden Stellungnahmen zu dem diesen Organisationen auszugsweise zugestellten 

Berichtsentwurf vom 31. August 2020 als Anhang beigefügt: 

 Schriftliche Stellungnahme VBL vom 25. September 2020,  

 Stellungnahme BAV (E-Mail) vom 5. September 2020, 

 Stellungnahme VVL (E-Mail) vom 8. September 2020.  

651 Die Stellungnahmen beziehen sich jeweils auf die der betreffenden Organisation zugestellten Auszüge. 

Die Nummerierung der Kapitel- und Abschnittstitel und der Randziffern in diesen Auszügen stimmt mit 

derjenigen in der vorliegenden endgültigen Fassung des Berichts nicht überein. 

 




















